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Produktinformationsblatt zur GVI-Gruppen-Wohngebäudeversicherung 
 

Mit den nachfolgenden Informationen möchten wir Ihnen einen ersten Überblick über die Ihnen angebotene Wohngebäudever-
sicherung geben. Diese Informationen sind jedoch nicht abschließend. Der vollständige Vertragsinhalt ergibt sich ausschließ-
lich aus dem Antrag, dem Zertifikat und den beigefügten Versicherungsbedingungen. Lesen Sie deshalb die gesamten Ver-
tragsbestimmungen sorgfältig. 

Allgemeine Informationen 
 

1. Welche Art der Versicherung bieten wir Ihnen an? 
Wir bieten Ihnen eine Wohngebäudeversicherung an. Grundla-
ge sind die beigefügten Allgemeinen Bedingungen für die 
Wohngebäudeversicherung (VGB 2013) sowie alle weiteren im 
Antrag genannten Besonderen Bedingungen und Vereinbarun-
gen. 
 

2. Welche Risiken sind versichert, welche sind nicht versichert? 
Wir versichern Ihr Gebäude – je nach Vereinbarung – gegen 
Schäden durch Feuer, Leitungswasser, Sturm (soweit dieser eine 
Windstärke von 8 Beaufort, d. h. 63 km/h erreicht) und Hagel. 
Näheres hierzu finden Sie in Abschnitt A § 1 bis § 4 VGB 2013. Je 
nach Vertragsgestaltung ersetzen wir Ihnen den ortsüblichen 
Neubauwert, den Neuwert oder den Zeitwert des Gebäudes. Wei-
tere Informationen hierzu finden Sie im Abschnitt A in den §§ 10 
und 13 VGB 2013. Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht 
nur auf den reinen Baukörper Ihres Gebäudes. Auch verschiedene 
Einbauten (z. B. fest verlegte Fußbodenbeläge, Zentralheizung) 
zählen zum Gebäude. Selbst das Zubehör, welches zur Instandhal-
tung des Gebäudes notwendig ist oder das dessen Nutzung erst 
möglich macht, ist versichert; hierzu zählen u. a. außen am Ge-
bäude angebrachte Antennen und Markisen. Bitte vergessen Sie 
nicht, im Versicherungsantrag Nebengebäude und Garagen anzu-
geben, damit diese vom Versicherungsschutz erfasst werden. 
Gleiches gilt für weitere Grundstückbestandteile wie Hundehütten, 
Einfriedungen, Müllboxen usw. Grundsätzlich nicht versichert ist 
der Hausrat selbst, welcher sich im Gebäude befindet. Versiche-
rungsschutz für Photovoltaikanlagen ist in der Wohngebäudeversi-
cherung ebenfalls nicht enthalten, Versicherungsschutz hierfür 
kann aber gesondert vereinbart werden. Weitere Informationen 
hierzu finden Sie in Abschnitt A § 5 VGB 2013.  
 

3. Wie hoch ist Ihr Beitrag, wann müssen Sie ihn bezahlen und 
was passiert, wenn Sie nicht oder verspätet zahlen? 
In Ihrem Antrag bzw. Angebot sowie in Teil C dieses Produktinfor-
mationsblattes finden Sie Informationen darüber, für welchen Zeit-
raum und in welcher Höhe Sie Ihren Beitrag zahlen müssen. Bitte 
bezahlen Sie den ersten Beitrag nach Erhalt des Zertifikates Ihr 
Widerrufsrecht bleibt hiervon selbstverständlich unberührt. Bei 
verspäteter Zahlung beginnt der Versicherungsschutz erst mit dem 
Eingang der verspäteten Zahlung bei uns. Außerdem können wir bis 
zum Eingang der verspäteten Zahlung vom Vertrag zurücktreten. 
Zahlen Sie einen der weiteren Beiträge nicht rechtzeitig, gefährden 
Sie Ihren Versicherungsschutz. Außerdem können wir den Vertrag 
unter bestimmten Voraussetzungen kündigen. Falls Sie uns eine 
Lastschriftermächtigung erteilen, sorgen Sie bitte rechtzeitig für 
ausreichende Deckung auf Ihrem Konto. Bitte beachten Sie, dass 
sich die Prämie während der Laufzeit ändern kann. Einzelheiten 
entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag und dem Abschnitt B § 2 bis § 6 
VGB 2013. 
 

4. Welche Leistungen sind ausgeschlossen? 
Wir können nicht alle denkbaren Fälle versichern, denn sonst 
müssten wir einen erheblich höheren Beitrag verlangen. Deshalb 
haben wir einige Fälle aus dem Versicherungsschutz herausge-
nommen.  
 

Nicht versichert sind insbesondere 
•Schäden, die vor Bezugsfertigkeit des Gebäudes eintreten oder 
wenn das Gebäude wegen Umbauarbeiten nicht bewohnt werden 
kann; 

•Krieg, Innere Unruhen, Kernenergie; 
•Schäden durch weitere Elementargefahren; dies sind Über-
schwemmung, Sturmflut, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, Lawi-
nen, Schneedruck und Vulkanausbruch; diese Gefahren können 
aber über eine ergänzend abzuschließende Vereinbarung versi-
chert werden. 

 

Diese Aufzählung ist nicht abschließend. Einzelheiten und eine 
vollständige Aufzählung der Ausschlussgründe finden Sie jeweils im 
Anschluss an die Beschreibung der versicherten Gefahren (Ab-
schnitt A §§ 1 bis 4 VGB 2013). Darüber hinaus finden Sie eine 
Darstellung der nicht versicherten Sachen in Abschnitt A § 5 VGB 
2013. 
 

Welche Pflichten haben Sie ... 
 

5. ... bei Vertragsschluss und welche Folgen können Verletzun-
gen dieser Pflichten haben? 
Damit wir Ihren Antrag ordnungsgemäß prüfen können, müssen Sie 
die im Antragsformular enthaltenen Fragen unbedingt wahrheitsge-

mäß und vollständig beantworten. Andernfalls können wir uns 
vorzeitig von dem Vertrag lösen und Sie verlieren Ihren Versiche-
rungsschutz. Gegebenenfalls können wir auch die Versicherungs-
beiträge anpassen. Näheres entnehmen Sie bitte Abschnitt B § 1 
VGB 2013. Wenn das Gebäude bereits versichert war, nennen Sie 
uns bitte zudem den letzten Versicherer des Gebäudes sowie alle 
Schäden, die an diesen gemeldet wurden. 
 

6. ... während der Vertragslaufzeit und welche Folgen können 
Verletzungen dieser Pflichten haben? 
Durch eine Veränderung der Umstände, die Sie uns zu Vertragsbe-
ginn angegeben haben, kann sich die Notwendigkeit ergeben, den 
Versicherungsvertrag anzupassen (z. B. An- und Umbauten am 
Gebäude). Sie müssen uns daher eine Mitteilung machen, wenn 
sich diese Umstände verändern. Darüber hinaus müssen Sie Ihren 
Versicherer vorab über besondere Gefahrerhöhungen informieren 
(z. B. wenn das Dach infolge von Baumaßnahmen abgedeckt wird). 
Welche Verpflichtungen konkret bestehen, entnehmen Sie bitte 
Abschnitt A §§ 16 und 17 VGB 2013. Beachten Sie die benannten 
Verpflichtungen mit Sorgfalt. Ihre Nichtbeachtung kann schwerwie-
gende Konsequenzen für Sie haben. Je nach Schwere der Pflicht-
verletzung können Sie Ihren Versicherungsschutz ganz oder teil-
weise verlieren. Unter Umständen können wir uns auch vorzeitig 
vom Vertrag lösen. Näheres entnehmen Sie bitte Abschnitt B § 8 
und § 9 VGB 2013. 
 

7. ... im Schadenfall und welche Folgen können Verletzungen 
dieser Pflichten haben? 
Rufen Sie im Brandfall sofort die Feuerwehr, schließen Sie bei 
Leitungswasserschäden den Haupthahn. Versuchen Sie, den 
Schaden gering zu halten, ohne Ihre eigene Sicherheit zu gefähr-
den. Wenn ein Schadenfall eingetreten ist, setzen Sie sich bitte 
unverzüglich mit uns in Verbindung. Bitte erleichtern Sie uns die 
Untersuchungen, die nötig sind, um Ursache und Höhe des Scha-
dens festzustellen. Weitere Informationen hierzu finden Sie in 
Abschnitt B § 8 VGB 2013. Beachten Sie die benannten Verpflich-
tungen mit Sorgfalt. Ihre Nichtbeachtung kann schwerwiegende 
Konsequenzen für Sie haben. Je nach Schwere der Pflichtverlet-
zung können Sie Ihren Versicherungsschutz ganz oder teilweise 
verlieren. Unter Umständen können wir uns auch vorzeitig vom 
Vertrag lösen. Näheres entnehmen Sie bitte Abschnitt B § 8 VGB 
2013.  
 

8. Wann beginnt und endet Ihr Versicherungsschutz? 
Der Versicherungsschutz beginnt zum im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn die Zahlung des Beitrags gemäß 
Ziffer 3 dieses Blattes rechtzeitig erfolgt. Den bei Erteilung dieses 
Blattes zugrunde gelegten Zeitpunkt für den Beginn Ihres Versiche-
rungsschutzes entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag bzw. Angebot. 
Dort finden Sie auch Hinweise auf Vertragslaufzeit und -ende. Hat 
Ihr Vertrag eine Laufzeit von mindestens einem Jahr, verlängert er 
sich automatisch um jeweils ein weiteres Jahr, wenn Sie den Ver-
trag nicht spätestens drei Monate vor dem Ende der Vertragslaufzeit 
kündigen. Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mehr als drei Jahren, 
können Sie diesen bereits zum Ende des dritten Jahres kündigen. 
Beachten Sie auch hier, dass uns Ihre Kündigung hierbei drei 
Monate vor Ablauf der ersten drei Jahre Ihrer Vertragslaufzeit oder 
jedes darauf folgenden Jahres zugehen muss. Weitere Einzelheiten 
können Sie Abschnitt B § 3 VGB 2013 entnehmen. 
 

9. Wie können Sie Ihren Vertrag beenden? 
Neben den unter Ziffer 8 dieses Blattes beschriebenen Kündi-
gungsmöglichkeiten zum Ablauf des Vertrages stehen Ihnen weitere 
Kündigungsrechte zu. Hierzu gehört das Recht, dass Sie oder wir 
den Vertrag auch vorzeitig kündigen können, wenn wir eine Leis-
tung erbracht haben. Einzelheiten entnehmen Sie bitte Abschnitt B 
§ 15 VGB 2013.  
 

10. Hinweis zur Ermittlung der Versicherungssumme 
Voraussetzung für einen ausreichenden Versicherungsschutz ist die 
korrekte Ermittlung der Versicherungssumme, für die grundsätzlich 
der Versicherungsnehmer verantwortlich ist. Insbesondere bei 
Versicherungen auf Grundlage der Versicherungssumme 1914 ist 
die Ermittlung der Versicherungssumme sehr schwierig, so dass wir 
Ihnen bei eigener Ermittlung empfehlen, einen Sachverständigen 
hinzuzuziehen. Wird bei der Ermittlung der Versicherungssumme 
1914 der von uns zur Verfügung gestellte Wertermittlungsbogen 
genutzt, können wir Ihnen Unterversicherungsverzicht gewähren, so 
dass Sie vor Abzügen im Schadenfall wegen Unterversicherung 
geschützt sind, sofern der Bogen richtig ausgefüllt wurde und zu-
künftige bauliche Veränderungen nachgemeldet werden.



 

WGB3-Produktinfo Stand 01.01.14 – Seite 2 von 3 

Tarifinformationen 
 

1. Der Versicherungsschutz wird als gleitende Neuwertversicherung beantragt 

Die Wohngebäudeversicherung zum gleitenden Neuwert passt die veränderte Versicherungssumme automatisch den 
veränderten Baupreisen an. Gibt der Versicherungsnehmer im Antrag nicht eine Versicherungssumme 1914, sondern 
den zutreffenden Neubauwert in Preisen eines anderen Jahres an (z.B. des Jahres des Vertragsbeginns), so wird der 
Versicherer auf seine Verantwortung diesen Betrag aufgrund des vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Bau-
preisindexes für Wohngebäude umrechnen.  

2. Einstufung des Beitrages 

Die Einstufung des Beitrages erfolgt u.a. nach Tarifzonen und dem Gebäudealter (bis 15 Jahre und älter). Abweichend 
vom Alter des Gebäudes gilt für die Einstufung des Beitrages bei dem Risiko Leitungswasser die letzte komplette Lei-
tungswasserinstallation, bei dem Risiko Sturm/Hagel die letzte komplette Dachneueindeckung. Die Beitragsstaffel nach 
dem Gebäudealter (Abschnitt A § 20 VGB 2013) kann abweichend vereinbart werden. 

3. Versicherbar ist das Gebäude nur unter folgenden Voraussetzungen:  

● i.d.R. 100% private Nutzung,  
● zusätzlich bei weniger als 50% gewerblicher Nutzung bei Büro- und Praxisräumen (z.B. Notar, Reisebüro, Fahrschu-

len, Ärzte, med. Massagepraxen, Kosmetiksalons, öffentliche Verwaltungen, Apotheken, zahntechnische Labore, Par-
fümerien, Drogerien und Banken), 

● ständig bewohnte Gebäude der Bauartklasse bzw. Fertighausgruppe I oder II,  
● Gebäude, die unter Denkmalschutz stehen mit besonderem Wertermittlungsbogen, 
● nicht mehr als ein Vorschaden in den letzten drei Jahren mit einer Gesamthöhe von mehr als € 1.600,–, 
● Gebäude der Bauartklassen I und II sowie Fertighausgruppen I und II, 
● der Vorvertrag wurde nicht durch den Versicherer gekündigt, 
● Höchstversicherungssumme 180.000,- Mark. 

Nicht versicherbar sind insbesondere nachfolgende Gebäudearten bzw. mit folgenden Beschaffungsmerkmalen:  
● Geschäftsgebäude,  
● Wohn- und Geschäftshaus ab 50% gewerblicher Nutzung,  
● Landwirtschaftlich genutzten Gebäude,  
● Ferien-, Wochenend- und Gartenhäuser,  
● Gebäude mit weicher Dachung (z.B. Reet, Schilf, Stroh, Pappe usw.),  
● Gebäude der Bauartklassen III, IV und V sowie Fertighausgruppe 3. 
● Einzelgefahrendeckung für Leitungswasser. 

4. Ermittlung der Versicherungssumme 1914 und Unterversicherungsverzichtserklärung:  

Die vereinbarte Versicherungssumme 1914 sollte so gewählt werden, dass sie dem derzeitigen Neubauwert des Gebäu-
des entspricht (inkl. Architektengebühren sowie sonstigen Konstruktions- und Planungskosten). Um allerdings eine ent-
sprechende Unterversicherungs-Verzichtserklärung zu erhalten, bestehen drei Möglichkeiten: 

● Sie legen das Gutachten eines vereidigten und anerkannten Sachverständigen vor, wobei Sie die Gutachterkosten 
selbst übernehmen müssen. 

● Sie füllen einen Ermittlungsbogen aus, worin Sie Angaben zu Haustyp, Größe, Geschossanzahl oder Bauausführung 
machen. Der Versicherer errechnet dann aus den Angaben den theoretischen Wert des Gebäudes im Jahr 1914. 

● Sie geben den Neuwert in Preisen eines Jahres zutreffend an. Der Versicherer berechnet dann den theoretischen Wert 
des Gebäudes im Jahr 1914. 

 

Bauartenklassen (BAK) Bauausführung 
I Außenwände massiv (Mauerwerk, Beton), harte Dachung. 
II Außenwände aus Stahl- oder Holzfachwerk mit Stein- oder Glasfüllung, Stahl- oder Stahlbetonkonstruktion mit 

Wandplattenverkleidung aus nicht brennbarem Material (z.B. Profilblech, Asbestzement, kein Kunststoff), harte 
Dachung. 

Fertighausgruppen (FHG) Bauausführung 
I Außenwände in allen Teilen – einschließlich der tragenden Konstruktion – aus feuerbeständigen Bauteilen (massiv), 

harte Dachung. 
II Fundament massiv, tragende Konstruktion aus Stahl, Holz, Leichtbauteilen oder dergleichen, Umfassungswände und 

tragende Konstruktion nach Innen und Außen mit feuerhemmenden, nichtbrennbaren Baustoffen ummantelt bzw. 
verkleidet (z.B. Putz, Klinkersteine, Gipsplatten, Profilblech, nicht Metall, Metallfolien oder Kunststoff), harte Dachung. 

 
Tarifzoneneinteilung für Leitungswasser (LW): 
Tarifzone 1: Alle Orte mit Postleitzahlen (PLZ), welche nicht unter Tarifzone 2 aufgeführt sind. 
Tarifzone 2: 20095-20539, 22041-22889, 23758-23779, 25938-25999, 26721-26759, 26871-26909, 27432-27638, 
28195-28359, 28816-28879, 31737-31749, 31812, 32049-32139, 32312-32369, 32657-32699, 34117-34329, 34369-
34399, 34454-35288, 35683-36289, 36341-36399, 37154-37299, 37603-37649, 40210-40699, 40822-42579, 44135-
44388, 44623-45481, 45879-45899, 46045-46149, 46325-46359, 47051-47929, 48565-48629, 49074-49219, 49565-
49599, 49661-49699, 50226-51519, 52349-52399, 52511-53619, 53840-53859, 54439-54459, 54634-55299, 56112-
56133, 56170-56206, 56235-56249, 56269-56276, 56305-56317, 56335-56370, 56410-56599, 57462-57489, 57610-
57648, 58332, 58452-58456, 58332, 58762-58769, 59227-59229, 59872-59909, 59939-61389, 61462-65936, 67227-
67319, 67547-67599, 68159-68549, 68723-69518, 73430-73499, 75305-75339, 76131-76709, 77652-77978, 78098-
78359, 79098-79879, 84307-84389, 88605-88699, 89231-89299, 91126-91189, 91301-91489, 92224-92289, 92421-
92559, 93413-94269, 94405-94579, 95213-95369, 96215-96369, 97070-97299, 97421-97859, 97922-97999 
Tarifzoneneinteilung für Sturm (St): 
Tarifzone 1: Alle Orte mit Postleitzahlen (PLZ), welche nicht unter Tarifzone 2 aufgeführt sind. 
Tarifzone 2: 17033-29399, 29439-32839, 33098-33829, 38440-38479, 38518-38559, 40210-51519, 52062-52538, 
58089-58675, 59063-59609 
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Leistungsübersicht 
 

Die Leistungen sind verkürzt wiedergegeben. Maßgebend ist der Wortlaut der Versicherungsbedingungen. 
 

Pro Domo Pro Domo

Leistungsübersicht Kompakt Premium

GVI GVI

Brand, Blitzschlag, Explosion³ ● ●

Implosion³ ● ●

Leitungswasser, Rohrbruch/Frost¹   ● ●

Sturm/Hagel²   ● ●

Aufräumungs‐/Abbruchkosten 100% 100%

Bewegungs‐/Schutzkosten 100% 100%

Lagerkosten  180 Tage 360 Tage

Kosten für das Absperren von Straßen und Wegen   ● ●

Kosten für provisorische Maßnahmen   ● ●

Wasserschäden durch Aquarien/Wasserbetten¹   ● ●

Mietverlust für Wohnraum 18 Monate 24 Monate

Anprall eines Luftfahrzeuges³   ● ●

Mehrkosten infolge von Preissteigerungen   ● ●

Mehrkosten infolge behördlicher Auflagen (mind. 50.000,– €)  10% 15%

Mitversicherung von Antennen‐ und Satellitenanlagen,

Markisen und Überdachungen, Schutz‐ und Trennwänden
● ●

Einbauküchen   ● ●

Anbauküchen   ● ●

Überspannungsschäden durch Blitz³  100% 100%

Nutzwärmeschäden (z. B. Kamin)³   ● ●

Löschmittel der Feuerwehr³   ● ●

Dekontaminationskosten nach Brandschaden³  100%4) 100%

Wasserzuleitungsrohre zu nicht versicherten Gebäuden¹  3% 5%

Wasserzuleitungsrohre außerhalb des Grundstücks¹  3% 5%

Bauliche Grundstücksbestandteile  2.500,– € 10.000,– €

Vorsorge für Wertverbesserungen 10% 10%

keine Anrechnung einer Unterversicherung 
bei Schäden

bis 5.000,– €

bei Schäden

bis 5.000,– €

Leistungsgarantie GDV‐Musterbedingungen   ● ●

Mehrkosten für nicht wieder verwendbare Reste  100% 100%

Rohrverstopfungen¹  250,– € 500,– €

Armaturen¹  250,– € 500,– €

Erweiterter Schutz bei grob fahrlässig herbeigeführten Schäden 
bei Schäden

bis 5.000,– €
●

Hotelkosten nach Schadenfall 
70,– €/Tag

(max. 100 Tage) 

100,– €/Tag

(max. 150 Tage) 

Regenwassersammelanlagen auf dem Versicherungsgrundstück1 ― 5.000,– €

Schläuche von Waschmaschinen usw.¹  ● ●

Innen liegende Regenfallrohre¹ ● ●

Medienverlust nach Rohrbruch¹  5.200,– € 5.200,– €

Kosten umgestürzter Bäume²  5.000,– € 10.000,– €

Wiederherstellung von Gartenanlagen  ― 5.000,– €

Verkehrssicherungskosten ● ●

Sachverständigenkosten des Versicherungsnehmers  ● ●

Gasleitungen¹  ● ●

Überschallknall und Tiefflieger ● ●

Blindgänger ³  ● ●

Rauch‐, Ruß‐, Verpuffungsschäden³ ● ●

Sengschäden³  ― ●

Fehlalarm durch Rauchmelder³  ― 2.500,– €

Anprall fremder Fahrzeuge 2.500,– € ●

Diebstahl mit dem Gebäude fest verbundener Sachen  2.500,– € 5.000,– €

Rückreisekosten vom Urlaubsort ab Schaden von 10.000,– € 3.000,– € 3.000,– €

Gebäudeschäden durch Regen/Schmelzwasser ― 8.000,– €

Gebäudeschäden nach Einbruch (SB 150,– €)  3‰4 10.000,– €

Graffitischäden (SB 150,– €) 1%4 10.000,– €

Weitere böswillige Beschädigungen (SB 150,– €)  ― 10.000,– €

Tierbisse an elektrischen Leitungen und Anlagen  ― 5.000,– €

Technologiefortschritt ● ●

Mietausfall für gewerblich genutzte Räume 18 Monate 18 Monate

Ableitungsrohre auf und außerhalb des Grundstücks¹  3% 3%

Ableitungsrohre außerhalb des Gebäudes auf dem Grundstück¹4 3% 3%

Schäden durch Rückstau¹ ● ●

Kessel‐, Maschinen‐ und elektrische Kraftanlagen1 ● ●

Feuer‐Rohbau³  12 Monate 12 Monate

Schäden durch Innere Unruhen, Streik, Aussperrung ● ●

Zusätzlich versicherbar

Elementarschäden auf Anfrage – SB 10%*  (mind. 500 Euro, 

max. 2.500 Euro) ‐ Wartezeit 7 Tage
● ●

Photovoltaikanlagenversicherung auf Anfrage mit SB  30.000,– € 30.000,– €

Mietausfall für Wohnraum mit SB, max. 12 Monate4 30.000,– € 30.000,– €

Konditionendifferenzdeckung 12 Monate 12 Monate

1 Nur bei Mitversicherung von Schäden durch Leitungswasser

2 Nur bei Mitversicherung von Schäden durch Sturm/Hagel

3 Nur bei Mitversicherung von Schäden durch Brand

4 Besondere Bedingungen/Entschädigungsgrenzen/Selbstbeteiligung beachten
 



Für Wohngebäude der Bauartklassen I + II sowie Fertighausgruppen 1 + 2

Versicherungsgrundstück:  Straße/Hausnummer; PLZ/Ort

Antragsteller: Titel/Vorname/Name Vertragsnummer

Ermittlung der Versicherungssumme 1914                                            2018

V- 1 5 / 0 1   1 0 1 7

Die beantragte Wohngebäudeversicherung ist eine Versicherung, die im Schadenfall den aktuellen Gebäude-Neuwert ersetzt. Da dieser Neuwert sich jedoch durch die Bau­
kostenentwicklung jedes Jahr ändert, spricht man von einem „gleitenden Neuwert“. „Die Versicherungssumme 1914“ ist die Bemessungsgrundlage für die gleitende Neuwert­
versicherung. Mit einem einfachen Wertermittlungsverfahren wird berechnet, welchen pauschalen Wert ein Haus im Jahre 1914 in der damaligen Währung „Mark“ gehabt 
hätte. Durch dieses Verfahren können wir Ihnen den bedingungsgemäßen Verzicht auf eine etwaige Unterversicherung garantieren. Damit Sie wissen, welchem heutigen 
Neubauwert in 2 die ermittelte „Versicherungssumme 1914“ entspricht, wird diese Summe mit dem aktuellen Baukostenindex multipliziert.

1. Schritt Gebäudetyp ermitteln
Wählen Sie den Ihrem Gebäude entsprechenden Wert aus (bitte ankreuzen) und tragen ihn bitte unter „Wert in Mark 1914” ein.
(Beispiel: Gebäude mit Unterkellerung, 2 Geschosse, Dachgeschoss ausgebaut = 150 Mark)

Der von uns jeweils angegebene Wert in Mark berücksichtigt folgende Bauausführungen/-ausstattungen: Außenwände mit gefugtem Mauerwerk, Putz, 
Verblendsteinen; Parkett, Teppich- oder Fliesenböden; Doppelfenster oder Isolierverglasung, Nassräume und Küche gefliest, Zentralheizung und zentrale 
Wasserversorgung.

Gebäude ohne Unterkellerung
Flachdach	 Anzahl der		
	 Geschosse

 3-7 = 135 Mark
 2    = 160 Mark
 1    = 160 Mark

DG nicht aus-	 Anzahl der		
gebaut	 Geschosse

 3-7 = 135 Mark
 2    = 140 Mark
 1    = 160 Mark

DG ausgebaut	 Anzahl der		
	 Geschosse

 3-7 = 125 Mark
 2    = 130 Mark
 1    = 140 Mark

Gebäude mit Unterkellerung (auch Teilunterkellerung)

Kellergeschoss

Flachdach	 Anzahl der		
	 Geschosse

 6-7 = 130 Mark
 5    = 135 Mark
 3-4 = 150 Mark
 1-2 = 190 Mark

 5-7 = 130 Mark
 4    = 135 Mark
 3    = 140 Mark
 2    = 150 Mark
 1    = 165 Mark

Kellergeschoss

DG ausgebaut	 Anzahl der		
	 Geschosse

 5-7 = 130 Mark
 3-4 = 150 Mark
 2    = 165 Mark
 1    = 190 Mark

DG nicht aus-	 Anzahl der		
gebaut	 Geschosse

Kellergeschoss

Naturstein, Kupferdach				     = 4 Mark
Naturstein-, Keramik-, Kunststein- 
verkleidung, Handstrichklinker		   = 5 Mark
Stuckarbeiten, Edelholzverkleidung	  = 6 Mark
Natursteinböden, Parkett- oder 
Teppichböden in hochwertiger Qualität	  = 4 Mark
Leichtmetall- oder Holzsprossenfenster	  = 4 Mark
Edelholztüren				     = 3 Mark

hochwertige Sanitäreinrichtungen	  = 6 Mark
Wärmepumpen, Solaranlagen, 
Fußboden- und Deckenheizungen	  = 6 Mark
hochwertige Einbauküchen			    = 4 Mark

2. Schritt Zuschläge für gehobene Bauausführungen-/ausstattungen des Gebäudes

Wert in Mark 1914 M

Bitte Art der Zuschläge ankreuzen und Summe hier eintragen

Summe der Werte aus Schritt 1 und 2 (Gebäudetyp, Zuschläge)

+

=

M

M

3. Schritt Berechnung
Ermittlung der Wohn-/Gewerbefläche: Anzugeben ist die Grundfläche  
aller Wohn- bzw. Gewerberäume in allen Geschossen einschließlich Dach
geschoss mit Hobbyräumen und Wintergärten. Nicht zu berücksichtigen 
sind Treppen, Balkone, Loggien und Terrassen sowie Keller-/Speicher-/ 
Bodenräume, die nicht zu Wohn- oder Hobbyzwecken genutzt werden.

+
+

+
+

	 Kellergeschoss, sofern zu Wohn- o. Hobbyzwecken genutzt 	 m² 	 x 20 Mark 	=

	 Garage, (Anzahl der Stellplätze) 		  x 700 Mark 	=	

	 Carport, (Anzahl der Stellplätze)  		  x 350 Mark 	=

	 Tiefgaragenstellplätze, Anzahl   		 x 1.000 Mark	=

M

M

M

M

  Wohnfläche (ohne Keller)/Gewerbefläche hier eintragen
(dann mit dem oben ermittelten Wert  

Summe „Gebäudetyp, Zuschläge“ multiplizieren) x m²

Gesamtwert 1914 in Mark = M

                               Ort, Datum			                                                  Unterschrift des Antragstellers/Versicherungsnehmers

Ermittlung Wert 1914 in Mark für Nebengebäude:

Art der Nutzung des Nebengebäudes       Größe   	m²

Bauart der Außenwände      Dachung  

Neubauwert Nebengebäude in 2   (durch Baukostenindex 2018 (14,0) teilen, um Wert 1914 zu erhalten) + M

Ermittlung „Versicherungssumme 1914”
Durch die Addition aller oben ermittelten Werte/Summen erhalten Sie die 
„Versicherungssumme 1914” in Mark.

Für den Gebäudewert 2018 multiplizieren Sie bitte den Wert 
„Versicherungssumme 1914” mit dem Baukostenindex 2018 (14,0)

= M

Gebäudewert 2018 =
Dieser Bogen gilt als Ergänzung des Antrages. Eine Kopie habe ich erhalten.

2

Versicherungssumme 1914

Sonderausstattungen 
(wie z. B. Sauna, Kamine, nachträglich verbaute Wärmedämmung, Schwimmbecken im Gebäude o. ä. bitte hier aufführen)

Neubauwert Sonderausstattungen in 2   (durch Baukostenindex 2018 (14,0) teilen, um Wert 1914 zu erhalten) + M
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Kundeninformation GVI-Gruppen-Sachversicherungen 
 

Nachfolgend wollen wir Ihnen wesentliche Informationen zum Vertragsverhältnis geben, die für alle bei uns abgeschlossenen Gruppenversiche-

rungsverträge von Bedeutung sind. Versicherungsnehmer ist jeweils die Geld und Verbraucher e.V. (GVI). Als GVI-Mitglied können Sie den 

Gruppenversicherungsverträgen beitreten. Da es sich um einen Überblick handelt, sind die Regelungen nicht abschließend. Bitte beachten Sie 

daher auch die benannten Verweise. 

1. Identität und ladungsfähige Anschrift des Versicherers und des 
Versicherungsnehmers 

 

Versicherer 
Sachversicherungen (Hausrat- und Wohngebäudeversicherung) 
Grundeigentümer-Versicherung, Versicherungsverein auf Gegenseitig-
keit, Große Bäckerstr. 7, 20095 Hamburg, Firmensitz: Hamburg, Han-
delsregister Amtsgericht Hamburg: B 13 103, Vorstand: Dr. Matthias 
Salge (Sprecher), Dr. Jan-Peter Horst, Vorsitzender des Aufsichtsrats: 
Wilfried Krauth, Homepage: www.grundvers.de, Mail-Adresse: in-
fo@grundvers.de, Tel. 040-3766 3766, Fax 040-3766 3300. 
 

Versicherungsnehmer der GVI-Gruppenversicherungen 
GELD UND VERBRAUCHER Interessenvereinigung der Versicherten, 
Sparer und Kapitalanleger e.V. (GVI), Neckargartacher Str. 90, 74080 
Heilbronn, Telefon 07131-913320, Fax 07131-91332-119, E-Mail: in-
fo@geldundverbraucher.de, Internet: www.geldundverbraucher.de, Re-
gistergericht Heilbronn (VR 1793), Vorstand: Siegfried Karle, Jürgen 
Buck 
 

2. Identität und ladungsfähige Anschrift sonstiger gewerblich täti-
ger Personen 

Die GVI-Gruppenversicherungen werden von der Geld und Verbrau-
cher-Verlags GmbH & Co. KG vermittelt und verwaltet. Die GVI ist Al-
leininhaber der Geld und Verbraucher Verlags-GmbH & Co. KG. KG 
(GuV): Amtsgericht Stuttgart (HRA 103596). Komplementärin: Geld und 
Verbraucher Verlagsverwaltungs-GmbH, Amtsgericht Stuttgart (HRB 
105532.). Geschäftsführer: Siegfried Karle. Die Komplementärin ist im 
Versicherungsvermittlerregister unter der Nummer D-TTTR-GQ5EC-74 
als Versicherungsmakler (§ 59 Absatz 3 VVG) mit Erlaubnis nach § 34 
d Abs. 1 GewO durch die IHK Heilbronn-Franken, Ferdinand-Braun-Str. 
20, 74074 Heilbronn eingetragen. 
GuV-Adresse: Neckargartacher Str. 90, 74080 Heilbronn. Telefon 
07131-913320, Fax 07131-91332-119 
 

3. Ladungsfähige Anschrift und gesetzliche Vertretung 
Die in Ziffer 1 und 2 genannten Versicherer; Versicherungsnehmer 
und sonstige gewerblich tätige Personen werden vertreten durch 
den Vorstand bzw. Geschäftsführer unter der o.g. Anschrift. 

 

4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers / Aufsichtsbehörde 

Der Versicherer betreibt vorwiegend Erstversicherungsgeschäft im 

Inland. Weitere Geschäftsbereiche sind in der Satzung ausgewie-

sen. 

 

Zuständige Aufsichtsbehörde ist die 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BAFin) - Sektor 

Versicherungsaufsicht -, Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn 
 

5. Regelungen zum Garantiefonds sind nicht anzuwenden. 
 

6.  Merkmale der Versicherungsleistung: 

Die für Ihren Vertrag geltenden Allgemeinen Versicherungsbedin-

gungen, Besonderen Bedingungen und weiteren Vereinbarungen 

(u.a. Merkblatt zur Datenverarbeitung) sind in unserem An-

trag/Angebot und/oder dem Zertifikat/Versicherungsschein genau 

benannt. Bitte prüfen Sie, ob diese Unterlagen vollständig dem An-

trag/Angebot angeheftet sind und Sie somit rechtzeitig davon Kennt-

nis nehmen konnten. Die Versicherungsleistung ergibt sich aus 

dem Zertifikat/Versicherungsschein und den weiter genannten Ver-

tragsbestimmungen. Einen Überblick über die Vertragsleistung fin-

den Sie zu jedem Produkt im Produktinformationsblatt. Jedes ge-

nannte Dokument und weitere Informationen können Sie auf der 

Homepage www.geldundverbraucher.de eingesehen und herunter 

geladen werden. Sofern im Zertifikat/Versicherungsschein vom An-

trag/Angebot abgewichen wurde, ist dies durch Hervorhebung 

kenntlich gemacht worden. Die Abweichungen gelten als geneh-

migt, wenn ihnen nicht binnen eines Monats ab Zugang des Zertifi-

kats/Versicherungsscheines in Textform unter der in Ziffer 2 be-

nannten Anschrift der GuV widersprochen wird. 
 

7. Gesamtpreis der Versicherung: 

Den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und 

sonstigen Preisbestandteile entnehmen Sie bitte unserem An-

trag/Angebot und der Tarifinformation sowie später dem Zertif i-

kat/Versicherungsschein.  
 

8. Zusätzlich anfallende Kosten: 

Gebühren und Kosten für die Aufnahme des Antrages werden 

nicht erhoben - außer Rechnungsgebühren, Mahngebühren sowie 

Kosten bei Nichteinlösung im Rahmen eines Lastschriftverfahrens. 

Sofern Zusatzleistungen außerhalb der normalen Vertragsver-

waltung in Anspruch genommen werden, richten sich die Ge-

bühren nach der jeweils aktuellen Gebührentabelle. Die Ge-

bührentabelle kann auf der Homepage 

www.geldundverbraucher.de/vertragsinformationen eingesehen und 

herunter geladen werden. 
 

9. Prämie:  

Der im Zertifikat/Versicherungsschein ausgewiesene erste Beitrag 

ist unverzüglich nach Ablauf der Widerrufsfrist gemäß Ziffer 13 zu 

zahlen. Bei Lastschrifteinzug ziehen wir den Betrag ein. 

Bitte denken Sie an die rechtzeitige Beitragszahlung, weil der Ver-

sicherer im Falle eines Zahlungsverzuges nach § 37 Versicherungs-

vertragsgesetz (VVG) zum Rücktritt berechtigt und im Versiche-

rungsfall leistungsfrei sein kann. 

Wegen der weiteren Einzelheiten zur Prämienzahlung lesen Sie bitte 

die Regelung im Gesetz und in den Vertragsbedingungen. Die Last-

schriftermächtigung wird mit Antragsunterzeichnung erklärt, wenn 

dort die Kontodaten vollständig eingetragen sind. Abweichende Er-

klärungen sind in einer gesonderten Lastschriftermächtigung vorzu-

nehmen oder anzuzeigen. 
 

10. Gültigkeitsdauer von Angebote 

Soweit im Angebot oder den Vertragsbestimmungen nichts Abwei-

chendes geregelt ist, halten wir uns für höchstens 3 Monate an ein 

Angebot gebunden. 
 

11. Risikohinweise für Finanzdienstleistungen 

Bitte beachten Sie bei Produkten mit Finanzdienstleistungen, 

dass diese wegen der speziellen Risikogestaltung marktüblichen 

Schwankungen unterliegen, auf die der Versicherer keinen Ein-

fluss hat. In der Vergangenheit erwirtschaftete Beträge sind 

daher kein Indikator für künftige Erträge. Einzelheiten entnehmen 

Sie bitte dem Produktinformationsblatt. 
 

12. Zustandekommen des Vertrages: 

Der Versicherungsvertrag kommt durch Übersendung eines Zertif i-

kates/Versicherungsscheines mit dem Inhalt des Zertifika-

tes/Versicherungsscheines nach schriftlicher Antragstellung (Antrags-

modell) zustande. Alternativ kann der Vertrag durch Ihre Ver-

tragsannahmeerklärung nach Erhalt eines Angebotes des Versiche-

rers mit dem Inhalt des Zertifikats/Versicherungsscheines (Invitatio-

Modell) geschlossen werden. 

Die Vertragsinformationen nach § 7 VVG müssen jeweils rechtzeitig 

vor Vertragserklärung vorliegen, falls darauf nicht ausdrücklich 

verzichtet wurde. 

Der Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung des Zertifika-

tes/Versicherungsscheins (rechtzeitiger Zahlung des ersten Bei-

trags nach Ziffer 9), jedoch nicht vor dem darin benannten Ver-

tragsbeginn. Wird der erste Beitrag erst nach diesem Zeitpunkt ein-

gefordert, dann aber unverzüglich gezahlt, so beginnt der Ver-

sicherungsschutz zu dem benannten Vertragsbeginn. 

Sollte aufgrund einer Gesetzesänderung oder Änderung der Recht-

sprechung eine Anpassung der Vertragsbedingungen erforderlich 

werden, wird diese wirksam, wenn Sie den Vertrag nach Zugang 

des begründeten Änderungsvorschlages des Versicherers durch 

Prämienfortzahlung oder durch die widerspruchslose Hinnahme der 

Belastung Ihres Kontos durch Lastschrift auf Grund einer Einzugs-

ermächtigung einverständlich fortsetzen. Voraussetzung ist, dass 

die Änderung für Sie zumutbar ist, Sie auf die Rechtswirkung aus-

mailto:info@geldundverbraucher.de
mailto:info@geldundverbraucher.de
http://www.geldundverbraucher.de/
http://www.geldundverbraucher.de/
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drücklich vorher hingewiesen und Ihnen das Recht zum Wider-

spruch eingeräumt wurden. 
 

13. Widerrufsrecht: 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne 

Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerru-

fen. Diese Frist beginnt, nachdem Sie das Zertifikat/den Versiche-

rungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allge-

meinen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen ge-

mäß § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbin-

dung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung 

und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben, im elektro-

nischen Geschäftsverkehr jedoch nicht vor Erfüllung unserer Pflich-

ten gemäß § 312g Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in 

Verbindung mit Artikel 246 § 3 des Einführungsgesetzes zum Bür-

gerlichen Gesetzbuche. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die 

rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an 

den GuV (Anschrift siehe Ziffer 2). 

 

Widerrufsfolgen: 

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz,  

und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs 

entfallenden Teil der Prämien, wenn Sie zugestimmt haben, dass 

der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. 

Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs 

entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich 

um einen Betrag in Höhe von 1/360 der Jahresprämie multipliziert 

mit der Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz bestanden 

hat. Die Erstattung zurückzuzahlender Beiträge erfolgt unverzüglich, 

spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versi-

cherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirk-

same Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzu-

gewähren und gezogener Nutzen (z. B. Zinsen) herauszugeben 

sind. Haben Sie Ihr Widerrufsrecht wirksam ausgeübt, sind Sie auch 

an einen mit dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden Ver-

trag nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängender Vertrag liegt 

vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag aufweist und 

eine Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf der 

Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versi-

cherer betrifft. Eine Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch ver-

langt werden. 

 

Besondere Hinweise: 

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrückli-

chen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig 

erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 

Ende der Widerrufsbelehrung 

 

14. Laufzeit: 

Über die Laufzeit des Vertrages gibt Ihnen unser Antrag/Angebot 

bzw. das Zertifikat/der Versicherungsschein Auskunft. 
 

15. Vertragsbeendigung: 

Der Vertrag ist zunächst für die dokumentierte Zeit abgeschlossen. 

Das Versicherungsverhältnis verlängert sich stillschweigend von Jahr 

zu Jahr, wenn nicht drei Monate vor dem jeweiligen Ablauf der an-

deren Partei eine Kündigung in Textform zugegangen ist. Bei einer 

Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann zum Ende des dritten 

oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist 

von drei Monaten gekündigt werden. Abweichende Regelungen 

können sich aus den Vertragsbedingungen zu den einzelnen Pro-

dukten ergeben (siehe Produktinformationsblatt). Weitere Rege-

lungen finden Sie unter Besondere Vereinbarungen (Ziffer 22).  

 

16. entfällt 
 

17.  Anwendbares Recht, zuständiges Gericht:  

Auf die vorvertragliche Beziehung und den Vertrag findet deutsches 

Recht Anwendung. Für Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit 

dem Versicherungsvertrag sind örtlich sowohl die Gerichte in 

Hamburg als auch die Gerichte an Ihrem Wohnsitz/gewöhnlichen 

Aufenthaltsort zuständig. Für Klagen gegen Sie sind nur die Ge-

richte an Ihrem Wohnsitz/gewöhnlichen Aufenthaltsort zuständig. 

Gemäß § 215 Abs. 3 VVG kann eine abweichende Vereinbarung 

getroffen werden. 
 
 

18. Vertragssprache:  

Für den Vertrag einschließlich Vorabinformationen und für die 

Kommunikation während der Laufzeit des Vertrages kommt die 

deutsche Sprache zur Anwendung. 

 

19. Beschwerdeverfahren: 

Im Falle einer Reklamation können Sie sich an den GuV, den zu-

ständigen Abteilungsleiter oder den Vorstand des Versicherers 

wenden und eine kostenfreie Überprüfung veranlassen. Sie erhal-

ten innerhalb von 14 Tagen eine schriftliche Stellungnahme, falls 

nicht abgeholfen werden kann. 

Der Versicherer bieten auf seiner Homepage weitere Schlich-

tungsmöglichkeiten an. Der Versicherer ist Mitglied im Verein Ver-

sicherungsombudsmann e.V. 

Damit ist für Sie als besonderer Service die Möglichkeit eröffnet, den 

unabhängigen und neutralen Ombudsmann in Anspruch zu nehmen, 

wenn Sie mit einer Entscheidung des Versicherers nicht einverstan-

den sein sollten. Sie müssten die Beschwerde innerhalb von acht 

Wochen ab Erhalt der Entscheidung dort einreichen. Ihre Möglich-

keit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt hiervon unberührt. Das 

Verfahren ist für Sie kostenfrei. 
 

Versicherungsombudsmann e.V.,  

Postfach 080632, 10006 Berlin,  

www.versicherungsombudsmann.de 
 

20. Beschwerden bei der Aufsichtsbehörde: 

Neben den in Ziffer 19 genannten Beschwerde- oder Schlichtungs-

verfahren besteht auch die Möglichkeit der Beschwerde bei der un-

ter Ziffer 4 genannten Aufsichtsbehörde. 
 

21. Anzeige- und Mitteilungspflichten: 

Bitte beantworten Sie die Fragen in Antrags- und weiteren Vertrags- 

und Schadenformularen vollständig und richtig. Striche, sonstige 

Zeichen oder Nichtbeantwortung gelten als Verneinung. Die Verlet-

zung der vorvertraglichen Anzeigepflicht sowie weiterer Obliegen-

heiten kann den Versicherer berechtigen, (je nach Verschulden) 

vom Vertrag zurückzutreten, ihn zu kündigen oder anzupassen, was 

unter Umständen zur Leistungsfreiheit des Versicherers (auch für 

bereits eingetretene Versicherungsfälle) führen kann.  Bitte beach-

ten Sie dazu auch die Regelungen in den Allgemeinen und Be-

sonderen Versicherungsbedingungen. 

Allgemeine Vertragsinformationen können über die Homepage 

www.geldundverbraucher.de bekannt gegeben oder zum Down-

load bereitgestellt werden. Auf dieser Homepage stehen die aktu-

ellen allgemeinen Vertragsregelungen und Informationen zur Ein-

sicht bereit.  Auf Anforderung – ggf. gegen Gebühr – sind Abschrif-

ten erhältlich. 
 

22. Besondere Vereinbarungen: 
Nebenabreden und Deckungszusagen sind nur mit schriftlicher Zu-
stimmung der hierzu vom Versicherer bevollmächtigte GuV wirksam.  
 

Der Antragsteller/Kunde bevollmächtigt den GuV nach eigenem Ermes-
sen den Versicherungsvertrag zu kündigen, um den Versicherer zu 
wechseln. In diesem Fall steht dem Antragsteller bei Verschlechterun-
gen des Versicherungsschutzes oder bei Beitragserhöhungen gemäß 
dem Versicherungsvertragsgesetz, innerhalb eines Monats nach Erhalt 
der Mitteilung, zum Zeitpunkt der Änderung ein Kündigungsrecht zu. 
 

Änderungen zum Versicherungsumfang, Beitrag und zum Versicherer 
und ähnliches werden z.B. mittels der Mitgliederzeitschrift, Rundschrei-
ben, Homepage www.geldundverbraucher.de oder ähnliches, bekannt 
gegeben. 
 

Für den Abschluss der Gruppenversicherung ist eine GVI-Mitgliedschaft 
Voraussetzung. Bei Beendigung der GVI-Mitgliedschaft muss die Grup-
penversicherung separat gekündigt werden. 
 

23.  Datenschutzklausel:  

Mit dem Vertragsschluss willigen Sie auch in die für die Ver-

tragsverwaltung und Schadenbearbeitung notwendige Speicherung 

und Übermittlung der überlassenen Personen- und Sachdaten ein. 

Einzelheiten dazu und zu Ihren gesetzlichen Rechten sind im Merk-

blatt zur Datenverarbeitung geregelt. 
 

24. Originalunterlagen:  

Die eingereichten Unterlagen archivieren wir elektronisch und ver-

nichten deshalb die Originalbelege spätestens 8 Wochen nach 

Einsendung unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Bestim-

mungen. Zur Vorlage beim Finanzamt kann eine Bestätigung erteilt 

werden, die die Übereinstimmung des gespeicherten Dokumentes 

mit dem vorgelegten Original erklärt. 

http://geldundverbraucher.de/


Besondere Bedingungen für die Wohngebäudeversicherung – 
Pro Domo Kompakt (BB VGB 2013 Kompakt)

A.	Versichert ist – soweit besonders vereinbart und im 
Versicherungsschein aufgeführt – im Umfang der 
Allgemeine Bedingungen  für die Wohngebäudever­
sicherung (VGB 2013) und der nachstehenden Beson­
deren Bedingungen:

 �I. �Für die Versicherung von Feuer, Leitungswasser, Sturm/
Hagel gilt:

1.	� Kosten für Aufräumungs-, Abbruch-, Bewegungs- und 
Schutzarbeiten 

	� Die Entschädigung für versicherte Kosten gemäß A § 7 Nr. 
1a) und b) VGB 2013 (Aufräumungs- und Abbruchkosten, 
Bewegungs- und Schutzkosten) ist je Versicherungsfall auf 
10 % der Versicherungssumme begrenzt.

2.	 Kostenübernahme für Mehrkosten (PK 7360)
	 a.	�Abweichend von A § 8 Nr. 3a) dd) VGB 2013 sind bei der 

Anrechnung des Wertes wieder verwertbarer Reste versi-
cherter und vom Schaden betroffener Sachen behörd-
liche Wiederherstellungsgeschränkungen zu berücksichti-
gen. Die Entschädigung ist jedoch begrenzt auf den Be
trag, der sich vertragsgemäß ergeben würde, wenn die 
versicherte und vom Schaden betroffene Sache zerstört 
worden wäre, gekürzt um den Altbaumaterialwert abzüg-
lich Aufräumungs- und Abbruchkosten.

	 b.	�Die Berücksichtigung von behördlichen Wiederherstellungs
beschränkungen für Restwerte erfolgt nur, soweit sie auf 
Veränderungen der öffentlich-rechtlichen Vorschriften (Ge
setze und Verordnungen) beruhen, die zwischen Errichtung 
bzw. letztmaliger genehmigungspflichtiger Baumaßnahme 
am betroffenen Gebäudeteil und dem Versicherungsfall in 
Kraft getreten sind. Soweit behördliche Auflagen mit 
Fristsetzung vor Eintritt des Versicherungsfalles erteilt wur-
den, werden sie für die Restwerte nicht berücksichtigt.

	 c.	�Die Entschädigung für Mehrkosten für nicht wieder  
verwertbare Reste ist je Versicherungsfall auf 10 % der Ver
sicherungssumme begrenzt.

	 d.	�Die Entschädigung für Mehrkosten infolge behördlicher 
Auflagen gemäß A § 8 Nr. 1-3 VGB 2013 ist je 
Versicherungsfall auf 10 % der Versicherungssumme, min-
destens jedoch 50.000,– 2, begrenzt.

3.	 Reparaturkosten für provisorische Maßnahmen
	� Im Rahmen des Aufwendungsersatzes gemäß B § 13 VGB 

2013 ersetzt der Versicherer auch die Kosten für proviso-
rische Reparaturmaßnahmen, sofern die Aufwendungen 
zum Schutz versicherter Sachen infolge eines versicherten 
Ereignisses notwendig geworden sind. Die Aufwendungen 
werden nur übernommen, wenn eine sofortige Beseitigung 
des Schadens nicht möglich ist.

4.	 Lagerkosten
	� a.	�Im Rahmen der Bewegungs- und Schutzkosten gemäß  

A § 7 Nr. 1 b) VGB 2013 ersetzt der Versicherer die not
wendigen Lagerkosten, sofern die versicherten Sachen 
infolge eines eingetretenen Schadenfalles vom Ver
sicherungsgrundstück entfernt und für die Dauer der 

Wiederherstellung des versicherten Gebäudes extern 
gelagert werden müssen.

	 b.	�Die Kostenübernahme erfolgt längstens für eine Dauer 
von 180 Tagen.

5. 	 Absperren von Straßen und Wegen
	� Im Rahmen der Aufräum- und Abbruchkosten gemäß A § 7 

Nr. 1 a) VGB 2013 ersetzt der Versicherer auch Kosten für 
das Absperren von Straßen und Wegen, die infolge eines 
versicherten Ereignisses zur Behebung des Schadens not-
wendig geworden sind.

6. 	 Sonstiges Zubehör und sonstige Grundstücksbestandteile
	 a.	Im Rahmen von A § 5 Nr. 2 c) VGB 2013 sind
		  aa)	 Antennen- und Satellitenanlagen, 
		  bb)	Markisen und Überdachungen, 
		  cc)	 Schutz- und Trennwände
	�	�  als Gebäudezubehör definiert, sofern der Versicherungs

nehmer dafür die Gefahr trägt.
	 b.	�In Erweiterung von A § 5 VGB 2013 sind nachstehend 

genannte Grundstücksbestandteile auf dem im Ver
sicherungsschein bezeichneten Grundstück mitversichert:

		  aa)	 Carports bis zur Grundfläche von insgesamt 20 m2,
		  bb)	� Gewächs-und Gartenhäuser bis zur Grundfläche von 

insgesamt 15 m2,
		  cc)	 Grundstückseinfriedigungen (auch Hecken),
		  dd)	Hof- und Gehwegbefestigungen,
		  ee)	 Hundehütten,
		  ff)		 Masten- und Freileitungen,
		  gg)	Wege- und Gartenbeleuchtungen.
		�  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.500,– 2 

begrenzt.

7. 	 Umfang und Anpassung des Versicherungsschutzes
	� In Erweiterung von A § 10 Nr. 1 a) VGB 2013  besteht Ver

sicherungsschutz für wertsteigernde bauliche Maßnahmen 
über die laufende Versicherungsperiode hinaus, wenn diese 
10 % der bisherigen Versicherungssumme des vom Schaden 
betroffenen Objektes nicht übersteigen.

8.	 Unterversicherungsverzicht
	� In Erweiterung von Abschnitt A § 13 Nr. 9 VGB 2013  

verzichtet der Versicherer bei Schäden bis zu 2.500,– 2 auf 
die Anrechnung einer eventuell bestehenden Unter
versicherung, sofern der Versicherungsnehmer die  
bestehende Unterversicherung unverzüglich beseitigt.

9. �	� Mitversicherung der vom Eigentümer eingebrachten 
Anbauküchen

	� a. �In Erweiterung von A § 5 VGB 2013 sind auch vom 
Eigentümer in das Gebäude eingefügte Anbauküchen, die 
serienmäßig produziert und nicht individuell für das 
Gebäude gefertigt, sondern lediglich mit einem geringen 
Einbauaufwand an die Gebäudeverhältnisse angepasst 
worden sind, versichert.

	 b.	�Die Mitversicherung gilt subsidiär, soweit eine Ent
schädigung aus einem anderen Sachversiche
rungsvertrag beansprucht werden kann.B
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10.	Leistungen bei grober Fahrlässigkeit
	� Der Versicherer verzichtet bei grob fahrlässiger Herbei

führung eines Versicherungsfalles durch den Versiche
rungsnehmer oder seine Repräsentanten bei Schäden bis 
zu 5.000,– 2 auf sein Recht, die Entschädigungsleistung 
gemäß Abschnitt B § 16 Nr. 1 b) VGB 2013 zu kürzen.

11.	Sanktionsklausel
	� Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbe

stimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik 
Deutschland entgegenstehen.

	� Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanz
sanktionen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten 
Staaten von Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen  
werden, soweit dem nicht europäische oder deutsche 
Rechtsvorschriften entgegenstehen.

12.	�Leistungsgarantie und Geltung von Leistungsverbesse­
rungen

	 a.	�Der Versicherer garantiert die Einhaltung der in den 
Musterbedingungen des GDV (VGB 2008) aufgeführten 
Leistungen auch ohne ausdrückliche Erwähnung in den 
VGB 2013 oder den zugehörigen Besonderen 
Bedingungen.

	 b.	�Werden die dem Vertrag zugrunde liegenden 
Bedingungen ausschließlich zum Vorteil der 
Versicherungsnehmer und ohne Mehrbeitrag geändert, 
so gelten die neuen Bedingungen mit sofortiger Wirkung 
auch für diesen Vertrag.

	 c.	�Sofern sich der Kunde unter Angabe einer aktuellen 
E-Mail-Adresse für den Newsletter des Versicherers hat 
registrieren lassen, wird der Versicherer den Versiche
rungsnehmer über Leistungsänderungen aktuell infor-
mieren.

 �II. �Nur bei Mitversicherung von Schäden durch  
Leitungswasser gilt:

1.	� Erweiterte Versicherung von Wasserzuleitungs- und Hei­
zungsrohren auf dem Versicherungsgrundstück (PK 7260)

	 a.	�In Erweiterung von A § 3 Nr. 2 VGB 2013 leistet der Ver
sicherer Entschädigung für außerhalb von Gebäuden ein-
tretende frostbedingte und sonstige Bruchschäden an 
den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung oder an den 
Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, 
Wärmepumpen-, oder Solarheizungsanlagen, die auf dem 
Versicherungsgrundstück verlegt sind, aber nicht der 
Versorgung versicherter Gebäude oder Anlagen dienen, 
sofern der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt.

	 b.	�Punkt a. gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerb-
lichen Zwecken dienen.

	 c.	�Die Entschädigung ist, soweit nichts anderes vereinbart 
ist, je Versicherungsfall auf 3 % der Versicherungssumme 
begrenzt. 

2.	� Erweiterte Versicherung von Wasserzuleitungs- und Hei­
zungsrohren außerhalb des Versicherungsgrundstückes (PK 
7261)  

	 a.	�In Erweiterung von A § 3 Nr. 2 VGB 2013 leistet der 
Versicherer Entschädigung für außerhalb von Gebäuden 
eintretende frostbedingte und sonstige Bruchschäden an 
den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung oder an den 
Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, 
Wärmepumpen-, oder Solarheizungsanlagen, die außer-
halb des Versicherungsgrundstücks liegen und der Ver
sorgung versicherter Gebäude oder Anlagen dienen, 
sofern der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt.

	 b.	�Punkt a. gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerb-
lichen Zwecken dienen.

	 c.	�Die Entschädigung ist, soweit nichts anderes vereinbart ist, je 
Versicherungsfall auf 3 % der Versicherungssumme begrenzt.

3. 	 Sonstige Bruchschäden an Armaturen (PK 7265)
	 a.	�In Erweiterung von A § 3 Nr. 1 b) VGB 2013 ersetzt der 

Versicherer auch sonstige Bruchschäden an Armaturen 
(z.B. Wasser- und Absperrhähne, Ventile, Wassermesser, 
Geruchsverschlüsse). Ausgeschlossen sind Bruchschäden 
an bereits defekten Armaturen.

	 b.	�Weiterhin ersetzt der Versicherer die Kosten für den 
Austausch der zuvor genannten Armaturen, soweit dieser 
Austausch infolge eines Versicherungsfalles gemäß A § 3 
Nr. 2 a) VGB 2013 im Bereich der Rohrbruchstelle not-
wendig ist.

	 c.	�Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 250,– 2 

begrenzt.

4.	� Aufwendungen für die Beseitigung von Rohrverstopfungen 
(PK 7167)

	 a.	�In Erweiterung von A § 3 VGB 2013 sind die notwendigen 
Kosten für die Beseitigung von Verstopfungen von 
Ableitungsrohren innerhalb versicherter Gebäude sowie 
auf dem Versicherungsgrundstück mitversichert.

	 b.	�Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 250,– 2 

beschränkt.

 �III. �Nur bei Mitversicherung von Schäden durch  
Brand/Feuer gilt:

1.	 Überspannung (PK 7160)
	� In Ergänzung zum Versicherungsschutz für Blitzschlagschä

den leistet der Versicherer Entschädigung auch für 
Schäden, die an versicherten elektrischen Einrichtungen 
und Geräten durch Überspannung, Überstrom und Kurz
schluss infolge eines Blitzes oder durch sonstige atmosphä-
risch bedingte Elektrizität entstehen.

2.	 Einschluss von Nutzwärmeschäden (PK 7161)
	� Abweichend von A § 2 Nr. 5 d) VGB 2013 sind auch die dort 

bezeichneten Brandschäden versichert.

3. 	 Löschmittelkosten der Feuerwehr
	� Abweichend von B § 13 Nr. 1 f) VGB 2013 ersetzt der 

Versicherer die notwendigen Löschmittelkosten der Feuer
wehr, sofern eine gesetzliche Leistungspflicht des Eigen
tümers besteht. 

4.	 Kosten für die Dekontamination von Erdreich (PK 7362)
	 a.	�In Erweiterung von A § 7 Nr. 1 VGB 2013 ersetzt der Ver

sicherer die notwendigen Kosten, die dem Versicherungs
nehmer aufgrund behördlicher Anordnungen infolge ei
nes Versicherungsfalls entstehen, um

		  aa)	� Erdreich des Versicherungsgrundstücks zu untersu-
chen oder zu dekontaminieren oder auszutauschen, 

		  bb)	� den Aushub in die nächstgelegene, geeignete Deponie 
zu transportieren und dort abzulagern oder zu vernichten,

		  cc)	� insoweit den Zustand des im Versicherungsschein be
zeichneten Grundstücks vor Eintritt des Versicherungs
falles wiederherzustellen.

	 b.	�Die Aufwendungen gemäß Buchstabe a. werden nur er
setzt, sofern die behördlichen Anordnungen

		  aa)	� aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen ergangen 
sind, die vor Eintritt des Versicherungsfalles erlassen 
waren und

		  bb)	� eine Kontamination betreffen, die nachweislich infol-
ge dieses Versicherungsfalles entstanden ist,

		  cc)	� innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Versiche
rungsfalles ergangen sind und dem Versicherer ohne 
Rücksicht auf Rechtsmittelfristen innerhalb von drei Mo
naten seit Kenntnis der Anordnung gemeldet wurden.

	 c.	�Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende Konta
mination des Erdreichs erhöht, so werden nur die Aufwen
dungen ersetzt, die den für eine Beseitigung der bestehen
den Kontamination erforderlichen Betrag übersteigen, 
und zwar ohne Rücksicht darauf, ob und wann dieser Be
trag ohne den Versicherungsfall aufgewendet worden 
wäre. Die hiernach nicht zu ersetzenden Kosten werden 
nötigenfalls durch Sachverständige festgestellt.

	 d.	�Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anord
nungen oder aufgrund sonstiger Verpflichtungen des  



Versicherungsnehmers einschließlich der sogenannten 
Einliefererhaftung werden nicht ersetzt.

	 e.	�Kosten gemäß Buchstabe a. gelten nicht als Aufräu
mungskosten gemäß A § 7 Nr. 1 a) VGB 2013.

	 f.	� Die Entschädigung ist, soweit nichts anderes vereinbart ist, je 
Versicherungsfall begrenzt auf 1 % der Versicherungssumme.

	
B.	� Die nachstehenden Deckungserweiterungen gelten 

nur, soweit besonders vereinbart und im Versiche­
rungsschein aufgeführt.

1.	� Ableitungsrohre auf und außerhalb des Versicherungs­
grundstücks

	 a.	�In Erweiterung von Abschnitt A § 3 Nr. 2 VGB 2013 leistet 
der Versicherer Entschädigung für außerhalb von 
Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige 
Bruchschäden an den Ableitungsrohren der Wasser
versorgung, die auf dem oder außerhalb des Versiche
rungsgrundstücks verlegt sind, der Entsorgung versicher-
ter Gebäude oder Anlagen dienen und dem Stand der 
Technik entsprechend hergestellt und verlegt wurden.

	 b.	�Die Mitversicherung gilt nur, sofern der Schaden wäh-
rend der Vertragsdauer eingetreten ist und der Versiche
rungsnehmer die Gefahr trägt.

	 c.	�Punkt a. gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerb-
lichen Zwecken dienen.

	 d.	�Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000,– 2 

begrenzt.
	 e.	�Abweichend zu d. ist die Entschädigung je Versiche

rungsfall auf 10.000,– 2 begrenzt, sofern der Versiche
rungsnehmer im Schadenfall nachweist, dass in den letz-
ten 10 Jahren vor Eintritt des Schadenfalls eine Dicht
heitsprüfung der Ableitungsrohre durchgeführt wurde 
und keine Mängel oder Schäden festgestellt wurden.

	 f.	� Versicherungsnehmer und Versicherer können unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende des 
laufenden Versicherungsjahres verlangen, dass dieser 
erweiterte Versicherungsschutz für Ableitungsrohre mit 
Beginn des nächsten Versicherungsjahres entfällt. Die 
Kündigung ist in Textform zu erklären. Macht der 
Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Erklärung des Versicherers zum 
Ende des laufenden Versicherungsjahres kündigen.

2.	 Mietausfall-Zusatzdeckung 
	 a.	�Der Versicherer leistet Entschädigung für Mietausfall von 

Wohnräumen des im Versicherungsschein beschriebenen 
Gebäudes einschließlich etwaiger fortlaufender Mietne
benkosten, wenn die jeweilige Miete trotz rechtskräftigem 
Urteil und erfolglos durchgeführter Vollstreckung nicht 
beigetrieben werden kann.

	 b.	�Voraussetzung für die Leistungspflicht des Versicherers 
ist, dass die Ansprüche gegen den schadenersatzpflichti-
gen Mieter in Höhe der Versicherungsleistung an den 
Versicherer abgetreten werden.

	 c.	�Der Mietausfall wird für höchstens 12 Monate ersetzt. Die 
Entschädigung ist – sofern nicht anders vereinbart – zu
dem je Versicherungsfall und -jahr auf einen Betrag von 
30.000,– 2 begrenzt.

	 d.	�Der Versicherungsnehmer trägt neben anderen vertrag-
lichen Selbstbehalten je Versicherungsfall einen Selbst
behalt von 20 % des Schadens.

	 e.	�Kein Versicherungsschutz besteht für Wohnungen, die im 
Zeitraum von 6 Monaten vor Beginn dieser Zusatz
deckung nicht vermietet waren (außer Leerstand bei 
Mieterwechsel bis maximal 1 Monat) oder wenn in die-
sem Zeitraum bereits Mietrückstände bestanden.

	 f.	� Versicherungsnehmer und Versicherer können unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende des 
laufenden Versicherungsjahres verlangen, dass dieser 
erweiterte Versicherungsschutz für Mietausfall mit 
Beginn des nächsten Versicherungsjahres entfällt. Die 
Kündigung ist in Textform zu erklären. Macht der 
Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 

Monats nach Zugang der Erklärung des Versicherers zum 
Ende des laufenden Versicherungsjahres kündigen.

3.	 Führung (PK 7860)
	� Der führende Versicherer ist bevollmächtigt, Anzeigen und-

Willenserklärungen des Versicherungsnehmers für alle betei
ligten Versicherer entgegenzunehmen.

4.	 Prozessführung (PK 7861)
	� Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten Ver

sicherer die gleichen sind, ist folgendes vereinbart:
	 a.	�Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus diesem 

Vertrag seine Ansprüche nur gegen den führenden Versicherer 
und nur wegen dessen Anteil gerichtlich geltend machen.

	 b.	�Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den füh-
renden Versicherer rechtskräftig gewordene Entscheidung 
sowie die von diesem mit dem Versicherungsnehmer 
nach Rechtshängigkeit geschlossenen Vergleiche als auch 
für sich verbindlich an.

	 c.	�Falls der Anteil des führenden Versicherers den für die 
Zulässigkeit der Berufung notwendigen Wert des Be
schwerdegegenstandes oder im Falle der Revision den 
Wert der mit der Revision geltend zu machenden Beschwer
de nicht erreicht, ist der Versicherungsnehmer berechtigt 
und auf Verlangen des führenden oder eines mitbetei-
ligten Versicherers verpflichtet, die Klage auf einen zwei-
ten, erforderlichenfalls auf weitere Versicherer auszudeh-
nen, bis diese Summe erreicht ist. Wird diesem Ver
langen nicht entsprochen, so gilt Buchstabe b. nicht.

5.	 Makler (PK 7862)
	� Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevoll-

mächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des Versiche
rungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist durch den Mak
lervertrag verpflichtet, diese unverzüglich an den Versiche
rer weiterzuleiten.

C.	� Die nachstehende Deckungserweiterung gilt nur, so­
weit besonders vereinbart und im Versicherungs­
schein aufgeführt.

Besondere Bedingungen für die Versicherung von Photo­
voltaikanlagen (BPV 2013)

I.	  Vertragsgrundlage

Es gelten die Allgemeinen Bedingungen für die Wohngebäu
deversicherung (VGB 2013), (Hauptvertrag), soweit sich aus den 
folgenden Bestimmungen nicht etwas anderes ergibt.

II.   Versicherte Sachen und versicherter Ertragsausfall

1.   Versicherte Sachen

	� Versichert sind die auf dem Hausdach befestigten sowie in 
den Baukörper integrierten, betriebsfertigen Photovoltaikan
lagen der im Versicherungsvertrag genannten Gebäude bis zu 
einer Leistung von 15 kW-Spitzenleistung (kWp). 

	� Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach beendeter Er
probung und – soweit vorgesehen – nach beendetem Probe
betrieb entweder zur Arbeitsaufnahme bereit ist oder sich in 
Betrieb befindet. Eine spätere Unterbrechung der Betriebs
fertigkeit unterbricht den Versicherungsschutz nicht. Dies gilt 
auch während einer De- oder Remontage sowie während 
eines Transportes der Sache innerhalb des Versicherungsortes.

	� Zur Photovoltaikanlage gehören Solarmodule, Montage-
rahmen, Befestigungselemente, Wechselrichter und die Ver
kabelung.

2.	 Versicherter Ertragsausfall
	� Versichert ist der Ertragsausfall (entgangene Einspeisever

gütung), wenn der Betrieb einer versicherten Photovoltaik
anlage infolge eines versicherten Schadens an der versicher-
ten Sache unterbrochen oder beeinträchtigt wird. Der Er
tragsausfall wird bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die ver-
sicherte Photovoltaikanlage wieder benutzbar ist, höchstens 
jedoch für 6 Monate seit dem Eintritt des Versicherungsfalles. 



III. � Versicherte Gefahren und Schäden, generelle Ausschlüsse

1.	� Der Versicherer leistet – soweit nach den VGB 2013 und ver-
einbarten Besonderen Bedingungen versichert – Entschädi
gung für Schäden durch 

	 a.	�Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz,  Explosion, 
Implosion, Luftfahrzeuge nach A § 2 VGB 2013 sowie 
Klausel PK 7160 der vereinbarten Besonderen Bedingungen;

	 b.	Leitungswasser nach A § 3 VGB 2013;
	 c.	Naturgefahren
		  aa)	 Sturm, Hagel nach A § 4 VGB 2013 sowie 
		  bb)	Weitere Elementargefahren nach BWE 2013.

2.	� Der Versicherer leistet ferner Entschädigung für Schäden 
durch Ergänzende Technische Gefahren nach Ziff. IV.

	� Diese Gefahrengruppe kann nur in Verbindung mit einer 
der Gefahrengruppe nach Nr. 1 versichert werden. 

3.	� Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur
sachen keine Entschädigung für Schäden durch Krieg, 
Innere Unruhen und Kernenergie (siehe A § 1 Nr. 2 VGB 2013).

IV.  Ergänzende Technische Gefahren

1.	  Versicherte Gefahren und Schäden

	� Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorhergesehen 
eintretende Beschädigungen oder Zerstörungen von versi-
cherten Sachen (Sachschaden) und bei Abhandenkommen 
versicherter Sachen durch Diebstahl, Einbruchdiebstahl, 
Raub oder Plünderung. 

	� Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsneh
mer oder seine Repräsentanten weder rechtzeitig vorhergese-
hen haben noch mit dem für die im Betrieb ausgeübte Tätig
keit erforderlichen Fachwissen hätten vorhersehen können, 
wobei nur grobe Fahrlässigkeit schadet und diese den Ver
sicherer dazu berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

	� Insbesondere wird Entschädigung geleistet für Sachschä
den durch 

	 a.	Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder Vorsatz Dritter;
	 b.	Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler;
	 c.	Kurzschluss, Überstrom oder Überspannung durch Blitz;
	 d.	�Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines 

Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung sowie 
Schwelen, Glimmen, Sengen, Glühen oder Implosion, 
soweit nicht nach Ziff. III. Nr. 1 a. bereits versichert;

	 e.	�Wasser, Feuchtigkeit, soweit nicht nach Ziff. III. Nr. 1 b. 
bereits versichert;

	 f.	� Sturm, Frost, Eisgang, Überschwemmung, soweit nicht 
nach Ziff. III. Nr. 1 c. bereits versichert.

2.	 Elektronische Bauelemente 
	� Entschädigung für elektronische Bauelemente (Bauteile) der 

versicherten Sache wird nur geleistet, wenn eine versicher-
te Gefahr nachweislich von außen auf eine Austauschein
heit (im Reparaturfall üblicherweise auszutauschende Ein
heit) oder auf die versicherte Sache insgesamt eingewirkt 
hat. Ist dieser Beweis nicht zu erbringen, so genügt die 
überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden auf 
die Einwirkung einer versicherten Gefahr von außen zurück-
zuführen ist.

	� Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten wird 
jedoch Entschädigung geleistet.

3.	 Nicht versicherte Gefahren und Schäden 
	� Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur

sachen keine Entschädigung für Schäden
	 a.	�durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung bereits 

vorhanden waren und dem Versicherungsnehmer oder 
seinen Repräsentanten bekannt sein mussten;

	 b.	�durch betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte 
vorzeitige Abnutzung oder Alterung; für Folgeschäden an 
weiteren Austauscheinheiten wird jedoch Entschädigung 
geleistet. Nr. 2 bleibt unberührt;

	 c.	�durch Einsatz einer Sache, deren Reparaturbedürftigkeit 
dem Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten 
bekannt sein musste; der Versicherer leistet jedoch 
Entschädigung, wenn der Schaden nicht durch die 

Reparaturbedürftigkeit verursacht wurde oder wenn die 
Sache zur Zeit des Schadens mit Zustimmung des 
Versicherers wenigstens behelfsmäßig repariert war;

	 d.	�soweit für sie ein Dritter als Lieferant (Hersteller oder Händler), 
Werkunternehmer oder aus Reparaturauftrag einzutreten hat. 

		�  Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der 
Versicherer zunächst Entschädigung. Ergibt sich nach 
Zahlung der Entschädigung, dass ein Dritter für den 
Schaden eintreten muss und bestreitet der Dritte dies, so 
behält der Versicherungsnehmer zunächst die bereits 
gezahlte Entschädigung.

		�  § 86 VVG – Übergang von Ersatzansprüchen – gilt für die-
se Fälle nicht. Der Versicherungsnehmer hat seinen 
Anspruch auf Kosten und nach den Weisungen des Ver
sicherers außergerichtlich und erforderlichenfalls gericht-
lich geltend zu machen.

		�  Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, wenn der Ver
sicherungsnehmer einer Weisung des Versicherers nicht 
folgt oder soweit der Dritte dem Versicherungsnehmer 
Schadenersatz leistet. 

4.	 Gefahrendefinitionen
	 Im Sinne dieser Bedingungen gilt:
	 a.	Raub
		�  Raub liegt vor, wenn gegen den Versicherungsnehmer 

Gewalt angewendet oder angedroht wird, um dessen 
Widerstand gegen die Wegnahme versicherter Sachen 
auszuschalten.

		�  Dem Versicherungsnehmer stehen geeignete Personen 
gleich, die vorübergehend die Obhut über die versicher-
ten Sachen ausüben.

	 b.	Einbruchdiebstahl
		�  Einbruchdiebstahl im Sinne dieses Vertrages liegt vor, wenn 

jemand fremde Sachen wegnimmt, nachdem er in einen 
Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt oder mittels 

		  aa)	� richtiger Schlüssel, die er durch Einbruchdiebstahl 
oder durch Raub an sich gebracht hatte;

		  bb)	 falscher Schlüssel oder 
		  cc)	 anderer Werkzeuge eindringt.

V.   Umfang der Entschädigung

1.	  Versicherungssumme

	� Der Versicherer leistet Entschädigung auf Erstes Risiko. Die 
Entschädigung ist, soweit nicht anders vereinbart, je Ver
sicherungsfall auf 30.000,– 2 begrenzt.

2.	 Geltungsbereich
	� Bei Gefahren nach Ziff. III. Nr. 1 regelt sich die Entschädi

gung nach A § 13 VGB 2013; bei Gefahren nach Ziff. III. Nr. 2 
regelt sich die Entschädigung nach Nr. 3 bis Nr. 8.

3.	 Wiederherstellungskosten
	� Im Schadenfall wird zwischen Teilschaden und Totalscha

den unterschieden. 
	� Ein Teilschaden liegt vor, wenn die Wiederherstellungs

kosten zuzüglich des Wertes des Altmaterials nicht höher 
sind als der Neuwert der versicherten Sache. 

	� Sind die Wiederherstellungskosten höher, so liegt ein To
talschaden vor.

	� Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert durch einen Abzug 
insbesondere für Alter, Abnutzung und technischen Zustand.

4.	 Teilschaden 
	� Entschädigt werden alle für die Wiederherstellung des frü-

heren, betriebsfertigen Zustandes notwendigen Aufwen
dungen abzüglich des Wertes des Altmaterials. 

	 a.	�Aufwendungen zur Wiederherstellung sind insbesondere
		  aa)	� Kosten für Ersatzteile und Reparaturstoffe;
		  bb)	� Lohnkosten und lohnabhängige Kosten, auch überta-

rifliche Lohnanteile und Zulagen, ferner Mehrkosten 
durch tarifliche Zuschläge für Überstunden sowie für 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeiten;

		  cc)	 De- und Remontagekosten;
		  dd)	� Transportkosten einschließlich Mehrkosten für Ex

pressfrachten;
		  ee)	� Kosten für die Wiederherstellung des Betriebssystems, 



welches für die Grundfunktion der versicherten 
Sache notwendig ist;

		  ff)		� Kosten für das Aufräumen und das Dekontaminieren 
der versicherten Sache oder deren Teile sowie 
Kosten für das Vernichten von Teilen der Sache, fer-
ner Kosten für den Abtransport von Teilen in die 
nächstgelegene geeignete Abfallbeseitigungsanlage, 
jedoch nicht Kosten aufgrund der Einliefererhaftung.

	 b.	�Ein Abzug von den Wiederherstellungskosten in Höhe der 
Wertverbesserung wird vorgenommen an Hilfs- und 
Betriebsstoffen, Verbrauchsmaterialien und Arbeitsmitteln, 
Werkzeugen aller Art sowie sonstigen Teilen, die wäh-
rend der Lebensdauer der versicherten Sache erfahrungs-
gemäß mehrfach ausgewechselt werden müssen, soweit 
diese Teile zur Wiederherstellung der versicherten Sache 
zerstört oder beschädigt werden.

	 c.	Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 
		  aa)	� Kosten einer Überholung oder sonstiger Maßnah

men, die auch unabhängig  von dem Versicherungs
fall notwendig gewesen wären;

		  bb)	� Mehrkosten durch Änderungen oder Verbesserun
gen, die über die Wiederherstellung hinausgehen;

		  cc)	� Kosten einer Wiederherstellung in eigener Regie, 
soweit die Kosten nicht auch  durch Arbeiten in frem-
der Regie entstanden wären;

		  dd)	� entgangenen Gewinn infolge von Arbeiten in eigener 
Regie;

		  ee)	� Mehrkosten durch behelfsmäßige oder vorläufige 
Wiederherstellung;

		  ff)		� Kosten für Arbeiten, die zwar für die Wiederherstel
lung erforderlich sind, aber nicht an der versicherten 
Sache selbst ausgeführt werden;

		  gg)	� Vermögensschäden.

5.	� Totalschaden
	� Entschädigt wird der Neuwert abzüglich des Wertes des Alt

materials.

6.	 Entschädigungsbegrenzung auf den Zeitwert
	� Abweichend von Nr. 4 und Nr. 5 ist die Entschädigungs

leistung auf den Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des Ver
sicherungsfalles begrenzt, wenn

	 a.	�die Wiederherstellung (Teilschaden) oder Wiederbeschaf
fung (Totalschaden) unterbleibt oder 

	 b.	�für die versicherte Sache serienmäßig hergestellte Ersatz
teile nicht mehr zu beziehen sind.

	� Der Versicherungsnehmer erwirbt einen Anspruch auf den 
Teil der Entschädigung, der den Zeitwert übersteigt, nur, so
weit und sobald er innerhalb von zwei Jahren nach Eintritt 
des Versicherungsfalles sichergestellt hat, dass er die Ent
schädigung zur Wiederherstellung der beschädigten oder 
Wiederbeschaffung der zerstörten oder abhanden gekom-
menen Sachen verwenden wird.

7.	 Entschädigungsberechnung bei Unterversicherung
	� Wenn Unterversicherung vorliegt, wird nur der Teil des 

nach Nr. 3 bis Nr. 6 ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu 
dem ganzen Betrag verhält, wie die Versicherungssumme 
zu dem Versicherungswert. Dies gilt nicht für Versiche
rungssummen auf Erstes Risiko.

8.	 Selbstbehalt
	� Der nach Nr. 3 bis Nr. 7 ermittelte Betrag wird je Versiche

rungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt. 
	� Der Selbstbehalt je Versicherungsfall beträgt neben ande-

ren vertraglichen Selbstbehalten 250,– 2.
	� Entstehen mehrere Schäden, so wird der Selbstbehalt 

jeweils einzeln abgezogen. 
	� Entstehen die mehreren Schäden jedoch an derselben 

Sache und besteht außerdem ein Ursachenzusammenhang 
zwischen diesen Schäden, so wird der Selbstbehalt nur ein-
mal abgezogen.

9.	 Ertragsausfall
	� Der Versicherer ersetzt den versicherten Ertragsausfall für 

die Photovoltaikanlage, soweit nicht etwas anderes verein-

bart ist, nach der Einspeisevergütung des mit dem Vertrags
partner vereinbarten Liefervertrages auf Tagesbasis. Grund
lage für die Entschädigungsberechnung ist die durch
schnittliche Tagesenergieleistung der letzten 36 Monate vor 
Schadeneintritt. 

	� Der Ertragsausfall wird nach dem zweiten Ausfalltag (Karenzzeit) 
abzüglich im Unterbrechungszeitraum ersparter Kosten 
ersetzt. Die Entschädigung für Ertragsausfall ist je vollen 
Kalendertag auf höchstens 2,50 2 je kWp Anlagenleistung 
begrenzt. 

VI. Wiederherbeigeschaffte Sachen

1.	  Anzeigepflicht

	� Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, 
so hat der Versicherungsnehmer dies nach Kenntniserlan
gung dem Versicherer unverzüglich in Textform anzuzeigen.

2.	� Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung
	� Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden 

gekommenen Sache zurückerlangt, bevor die volle Ent
schädigung für diese Sache gezahlt worden ist, so behält er 
den Anspruch auf die Entschädigung, falls er die Sache 
innerhalb von zwei Wochen dem Versicherer zur Verfügung 
stellt. Andernfalls ist eine für diese Sache gewährte Zah
lung zurückzugeben.

3.	 Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung
	 a.	�Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden 

gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem für diese 
Sache eine Entschädigung in voller Höhe ihres Versiche
rungswertes gezahlt worden ist, so hat der Versicherungs
nehmer die Entschädigung zurückzuzahlen oder die Sache 
dem Versicherer zur Verfügung zu stellen. Der Versiche
rungsnehmer hat dieses Wahlrecht innerhalb von zwei 
Wochen nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung 
des Versicherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf die-
ser Frist geht das Wahlrecht auf den Versicherer über.

	 b.	�Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden 
gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem für diese 
Sache eine Entschädigung gezahlt worden ist, die bedin-
gungsgemäß geringer als der Versicherungswert ist, so 
kann der Versicherungsnehmer die Sache behalten und 
muss sodann die Entschädigung zurückzahlen. Erklärt er 
sich hierzu innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer 
schriftlichen Aufforderung des Versicherers nicht bereit, so 
hat der Versicherungsnehmer die Sache im Einvernehmen 
mit dem Versicherer öffentlich meistbietend verkaufen zu 
lassen. Von dem Erlös abzüglich der Verkaufskosten erhält 
der Versicherer den Anteil, welcher der von ihm geleisteten 
bedingungsgemäßen Entschädigung entspricht.

4.	 Beschädigte Sachen 
	� Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, so kann 

der Versicherungsnehmer die bedingungsgemäße Entschä
digung in Höhe der Wiederherstellungskosten auch dann 
verlangen oder behalten, wenn die Sachen in den Fällen 
von Nr. 2 oder Nr. 3 bei ihm verbleiben.

5.	 Gleichstellung
	� Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, 

wenn der Versicherungsnehmer die Möglichkeit hat, sich 
den Besitz wieder zu verschaffen.

6.	 Übertragung der Rechte
	� Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurücker-

langte Sachen zur Verfügung zu stellen, so hat er dem Ver
sicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen 
Rechte zu übertragen, die ihm mit Bezug auf diese Sachen 
zustehen.

VII. Besondere Obliegenheiten

Als vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten hat der 
Versicherungsnehmer

	 a.	� die versicherten Photovoltaikanlagen stets im vom Hersteller 



empfohlenen Intervall von einem für das jeweilige 
Gewerk qualifizierten Fachbetrieb warten zu lassen und 
hierüber einen Nachweis zu führen;

	 b.	�die vom jeweiligen Hersteller mitgelieferten Datenträger 
mit Daten und Programmen für die versicherten Photo
voltaikanlagen aufzubewahren;

	 c.	�zur Feststellung des Ertragsausfalls die Vertragsunter
lagen über die Energielieferungen sowie die Abrechnun
gen der letzten 3 Jahre aufzubewahren.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, 
so ist der Versicherer unter den in B § 8 VGB 2013 beschrie-
benen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch 
ganz oder teilweise leistungsfrei.

VIII. Kündigung

	 a.	�Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Ein
haltung einer Frist von drei Monaten die Versicherung 
von Photovoltaikanlagen in Textform kündigen. Kündigt 
der Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass 
seine Kündigung erst zum Schluss des laufenden Ver
sicherungsjahres wirksam wird.

	 b.	�Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsneh
mer den Hauptvertrag (siehe Ziff. I.) innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Erklärung des Versicherers zum 
gleichen Zeitpunkt kündigen.

IX.  Beendigung des Hauptversicherungsvertrages

Mit Beendigung des Hauptversicherungsvertrages (siehe Ziff. I.) 
erlischt auch die Versicherung von Photovoltaikanlagen.



Besondere Bedingungen für die Wohngebäudeversicherung –  
Pro Domo Premium (BB VGB 2013 Premium)

A. �Versichert ist – soweit besonders vereinbart und im 
Versicherungsschein aufgeführt – im Umfang der 
Allgemeine Bedingungen für die Wohngebäudever­
sicherung (VGB 2013) und der nachstehenden Beson­
deren Bedingungen:

 �I. �Für die Versicherung von Feuer, Leitungswasser, Sturm/
Hagel gilt:

1.	� Kosten für Aufräumungs-, Abbruch-, Bewegungs- und 
Schutzarbeiten

	� Die Entschädigung für versicherte Kosten gemäß A § 7 Nr. 
1a) und b) VGB 2013 (Aufräumungs- und Abbruchkosten, 
Bewegungs- und Schutzkosten) ist je Versicherungsfall auf 
100 % der Versicherungssumme begrenzt.

2.	� Kostenübernahme für Mehrkosten (PK 7360)
	 a.	�Abweichend von A § 8 Nr. 3a) dd) VGB 2013 sind bei der 

Anrechnung des Wertes wieder verwertbarer Reste versi-
cherter und vom Schaden betroffener Sachen behördliche 
Wiederherstellungsgeschränkungen zu berücksichtigen. Die 
Entschädigung ist jedoch begrenzt auf den Betrag, der sich 
vertragsgemäß ergeben würde, wenn die versicherte und 
vom Schaden betroffene Sache zerstört worden wäre, 
gekürzt um den Altbaumaterialwert abzüglich Aufräumungs- 
und Abbruchkosten.

	 b.	�Die Berücksichtigung von behördlichen Wiederherstellungs-
beschränkungen für Restwerte erfolgt nur, soweit sie auf 
Veränderungen der öffentlich-rechtlichen Vorschriften (Ge
setze und Verordnungen) beruhen, die zwischen Errichtung 
bzw. letztmaliger genehmigungspflichtiger Baumaßnahme 
am betroffenen Gebäudeteil und dem Versicherungsfall in 
Kraft getreten sind. Soweit behördliche Auflagen mit 
Fristsetzung vor Eintritt des Versicherungsfalles erteilt wur-
den, werden sie für die Restwerte nicht berücksichtigt.

	 c.	�Die Entschädigung für Mehrkosten für nicht wieder  
verwertbare Reste ist je Versicherungsfall auf 15 % der Ver
sicherungssumme begrenzt.

	 d.	�Die Entschädigung für Mehrkosten infolge behördlicher 
Auflagen gemäß A § 8 Nr. 1-3 VGB 2013 ist je 
Versicherungsfall auf 15 % der Versicherungssumme, min-
destens jedoch 50.000,– 2, begrenzt.

3.	 Reparaturkosten für provisorische Maßnahmen
	� Im Rahmen des Aufwendungsersatzes gemäß B § 13 VGB 

2013 ersetzt der Versicherer auch die Kosten für proviso-
rische Reparaturmaßnahmen, sofern die Aufwendungen 
zum Schutz versicherter Sachen infolge eines versicherten 
Ereignisses notwendig geworden sind. Die Aufwendungen 
werden nur übernommen, wenn eine sofortige Beseitigung 
des Schadens nicht möglich ist.

4.	 Lagerkosten
	� a.	�Im Rahmen der Bewegungs- und Schutzkosten gemäß  

A § 7 Nr. 1 b) VGB 2013 ersetzt der Versicherer die  
notwendigen Lagerkosten, sofern die versicherten 
Sachen infolge eines eingetretenen Schadenfalles vom 
Versicherungsgrundstück entfernt und für die Dauer der 

Wiederherstellung des versicherten Gebäudes extern 
gelagert werden müssen.

	 b.	�Die Kostenübernahme erfolgt längstens für eine Dauer 
von 360 Tagen.

5. 	 Absperren von Straßen und Wegen
	� Im Rahmen der Aufräum- und Abbruchkosten gemäß A § 7 

Nr. 1 a) VGB 2013 ersetzt der Versicherer auch Kosten für 
das Absperren von Straßen und Wegen, die infolge eines 
versicherten Ereignisses zur Behebung des Schadens not-
wendig geworden sind.

6.	 Einschluss weiterer Wasserschäden
	 a.	�In Ergänzung zu A § 3 Nr. 3 VGB 2013 ersetzt der 

Versicherer die notwendigen Kosten für die Beseitigung 
von Schäden an versicherten Sachen, die durch unmittel-
bare Einwirkung von Regenwasser, Schmelzwasser, von 
Schnee und Eis oder deren Folgen verursacht worden sind.
Ausgeschlossen bleiben Schäden durch witterungsbe-
dingten Rückstau oder sonstige Überschwemmungen des 
Grundstückes oder Gebäudes.

	 b.	�Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf einen Be
trag bis 5.000,– 2 begrenzt.

7. 	 Böswillige Beschädigung, Einbruch - und Graffitischäden
	 a.	�In Erweiterung von A § 7 Nr. 1 VGB 2013 ersetzt der 

Versicherer die notwendigen Kosten, die dadurch ent-
standen sind, dass versicherte Sachen durch

		  aa) �Einbruch oder Einbruchversuch (Einbrechen, Einstei
gen oder mittels falscher Schlüssel oder anderer 
Werkzeuge in das Gebäude Eindringen oder der 
Versuch einer solchen Handlung),

		  bb) Graffiti (Verunstaltung durch Farben und Lacke),
		  cc) oder sonstige böswillige Handlungen
		  durch unbefugte Dritte beschädigt werden.
	 b.	�Ausgenommen vom Versicherungsschutz sind Schäden, 

die durch Mieter des Gebäudes verursacht werden. 
Schäden an Glasscheiben sind nur als Folge eines 
Einbruchs oder Einbruchversuchs versichert und nur 
soweit es sich nicht um Schaufensterscheiben handelt.

	�	�  Schäden durch Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie 
gemäß A § 2 VGB 2013 sowie Schäden durch Terrorakte 
bleiben ausgeschlossen.

	 c.	�Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 10.000,– 2 

begrenzt.
	 d.	�Der Versicherungsnehmer trägt neben anderen vertrag-

lichen Selbstbehalten je Versicherungsfall 150,– 2 selbst.
	 e.	�Eine Entschädigung aus einer anderen Sachversicherung 

geht dieser Deckung vor (Subsidärdeckung).
	 f.	� Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Schaden 

dem Versicherer und der Polizei unverzüglich anzuzeigen 
und das Protokoll der polizeilichen Anzeige dem 
Versicherer einzureichen. Verletzt der Versicherungs
nehmer diese Obliegenheit, so ist der Versicherer nach 
Maßgabe der in B § 8 Nr. 1 b) und Nr. 3 VGB 2013 
beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise  
leistungsfrei.

	 g.	��Versicherungsnehmer und Versicherer können unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende des B
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laufenden Versicherungsjahres durch Erklärung in 
Textform verlangen, dass dieser Versicherungsschutz für 
böswillige Beschädigungen mit Beginn des nächsten 
Versicherungsjahres entfällt.

	 h.	�Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Erklärung des Versicherers 
zum Ende des laufenden Versicherungsjahres kündigen.

8.	 Hotelkosten
	 a.	I�n Erweiterung von Abschnitt A § 9 Nr. 1 b) VGB 2013 

ersetzt der Versicherer dem Versicherungsnehmer die 
infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Kosten 
für Hotel oder ähnliche Unterbringung ohne Neben
kosten (z. B. Frühstück, Telefon), wenn seine selbst 
bewohnte Wohnung unbewohnbar wurde und dem 
Versicherungsnehmer auch die Beschränkung auf einen 
bewohnbaren Teil nicht zumutbar ist.

	 b.	�Die Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem 
die Wohnung wieder bewohnbar ist, längstens für die 
Dauer von 150 Tagen. Die Entschädigung ist pro Tag auf 
100,– 2 begrenzt.

	 c.	�Eine Entschädigung aus der Hausratversicherung geht 
dieser Deckung vor (Subsidiärdeckung).

9.	 Umfang und Anpassung des Versicherungsschutzes
	� In Erweiterung von A § 10 Nr. 1 a) VGB 2013  besteht Ver

sicherungsschutz für wertsteigernde bauliche Maßnahmen 
über die laufende Versicherungsperiode hinaus, wenn die-
se 10 % der bisherigen Versicherungssumme des vom 
Schaden betroffenen Objektes nicht übersteigen.

10.	Unterversicherungsverzicht
	� In Erweiterung von Abschnitt A § 13 Nr. 9 VGB 2013 ver-

zichtet der Versicherer bei Schäden bis zu 5.000,– 2 auf die 
Anrechnung einer eventuell bestehenden Unterversicherung, 
sofern der Versicherungsnehmer die bestehende Unterver
sicherung unverzüglich beseitigt.

11.	Sonstiges Zubehör und sonstige Grundstücksbestandteile
	 a.	Im Rahmen von A § 5 Nr. 2 c) VGB 2013 sind
		  aa) �	Antennen- und Satellitenanlagen, 
		  bb)�	Markisen und Überdachungen, 
		  cc)	Schutz- und Trennwände
	�	�  als Gebäudezubehör definiert, sofern der Versicherungs

nehmer dafür die Gefahr trägt.
	 b.	�In Erweiterung von A § 5 VGB 2013 sind nachstehend 

genannte Grundstücksbestandteile auf dem im Versiche
rungsschein bezeichneten Grundstück mitversichert:

		  aa)	Carports bis zur Grundfläche von insgesamt 30 m2,
		  bb)	�Gewächs-und Gartenhäuser bis zur Grundfläche von 

insgesamt 25 m2,
		  cc)	Grundstückseinfriedigungen (auch Hecken),
		  dd)	Hof- und Gehwegbefestigungen,
		  ee)	Hundehütten,
		  ff)	 Masten- und Freileitungen,
		  gg)	Wege- und Gartenbeleuchtungen.
	�	�  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 10.000,– 2 

begrenzt.

12.	Diebstahl mit dem Gebäude fest verbundener Sachen
	 a.	�Fest mit dem Gebäude verbundenes Zubehör gemäß A § 

5 Nr. 2 c) Satz 1 VGB 2013 ist in Ergänzung zu A § 1 Nr. 1 
a) VGB 2013 auch gegen Diebstahl versichert.

	 b.	�Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000,– 2 

begrenzt.
	 c.	�Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Schaden 

dem Versicherer und der Polizei unverzüglich anzuzeigen 
und das Protokoll der polizeilichen Anzeige dem 
Versicherer einzureichen. Verletzt der Versicherungs
nehmer diese Obliegenheit, so ist der Versicherer nach 
Maßgabe der in B § 8 Nr. 1 b) und Nr. 3 VGB 2013 
beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise lei-
stungsfrei.

13.	Schäden durch Fahrzeuganprall (PK 7165)
	 a.	�In Erweiterung des A § 1 Nr. 1 a) aa) VGB 2013  leistet der 

Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, die durch 
Fahrzeuganprall zerstört oder beschädigt werden oder 
infolge eines solchen Ereignisses abhanden kommen.

	 b.	�Fahrzeuganprall ist jede unmittelbare Berührung von 
Gebäuden durch Straßenfahrzeuge, die nicht vom Ver
sicherungsnehmer bzw. von Bewohnern oder Besuchern des 
Gebäudes gelenkt wurden oder durch Schienenfahrzeuge.

	 c.	�Nicht versichert sind Schäden an Fahrzeugen, Zäunen, 
Straßen und Wegen

14.	Schäden durch Überschallknall und Tiefflieger
	� Versichert sind in Ergänzung zu A § 2 Nr. 1 d)  VGB 2013 

auch Schäden an den versicherten Sachen, die durch 
Überschallknall, tieffliegende Flugzeuge oder Hubschrau
ber verursacht werden.

15.	Technologiefortschritt
	� Ersetzt werden in Ergänzung zu A § 8 Nr. 1 VGB 2013 auch 

die tatsächlich entstandenen Mehrkosten für die Wiederbe
schaffung oder Wiederherstellung der versicherten und 
vom Schaden betroffenen Sachen, wenn die Wiederherstel
lung oder Wiederbeschaffung der Sache in derselben Art 
und Güte wegen Technologiefortschritts nicht möglich ist.

16.	Verkehrssicherungskosten
	� Entsteht durch den Eintritt des Versicherungsfalles eine 

Gefahr innerhalb oder außerhalb des Versicherungsgrund
stückes, zu deren Beseitigung der Versicherungsnehmer 
auf Grund gesetzlicher oder behördlicher Vorschriften ver-
pflichtet ist (Verkehrssicherungspflicht), ersetzt der 
Versicherer in Erweiterung des  A § 7 Nr. 1 VGB 2013 die 
hierfür notwendigen Kosten.

17.	Erweiterter Mietausfall
	� In Erweiterung A  § 9 Nr. 2 a) und b) VGB 2013 werden 

Mietausfall oder Mietwert für die Dauer von höchstens 24 
Monaten ersetzt.

18.	Rückreisekosten bei Schäden während des Urlaubs
	 a.	�Der Versicherer ersetzt Fahrtmehrkosten, wenn der 

Versicherungsnehmer wegen eines erheblichen Versiche
rungsfalles vorzeitig seine privat veranlasste Urlaubs
reise von mindestens 4 Tagen bis zu einer Dauer von 
maximal 8 Wochen abbricht und an den Schadenort reist.

	 b.	�Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden 
voraussichtlich 10.000,– 2 übersteigt und die Anwesenheit 
des Versicherungsnehmers am Schadenort notwendig macht.

	 c.	�Fahrtmehrkosten werden für ein angemessenes Reise
mittel ersetzt, entsprechend dem benutzten Urlaubsreise
mittel und der Dringlichkeit der Reise an den Schadenort. 
Die Rückreisekosten werden bis zur Höhe der Hinreise
kosten erstattet. Die Rückreisekosten werden auch für 
mitreisende Angehörige übernommen, die mit dem 
Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft leben. 
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf insgesamt 
3.000,– 2 begrenzt.

	 d.	�Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor Antritt der-
Reise an den Schadenort bei dem Versicherer Weisungen 
einzuholen, soweit es die Umstände gestatten.

19.	Sachverständigenkosten (PK 7365)
	� Soweit der entschädigungspflichtige Schaden in seiner 

Höhe einen Betrag von 25.000,– 2 übersteigt, ersetzt der Ver
sicherer die durch den Versicherungsnehmer gemäß A § 15 
Nr. 6 VGB 2013  zu tragenden Kosten des Sachver
ständigenverfahrens.

20.	�Mitversicherung der vom Eigentümer eingebrachten 
Anbauküchen	�

	 a.	�In Erweiterung von A § 5 VGB 2013 sind auch vom 
Eigentümer in das Gebäude eingefügte Anbauküchen, die 
serienmäßig produziert und nicht individuell für das 
Gebäude gefertigt, sondern lediglich mit einem geringen 
Einbauaufwand an die Gebäudeverhältnisse angepasst 
worden sind, versichert.

	 b.	�Die Mitversicherung gilt subsidiär, soweit eine Entschädigung 



aus einem anderen Sachversicherungsvertrag beansprucht 
werden kann.

21.	Marderbiss
	 a.	�In Ergänzung zu A § 1 a) VGB 2013 ersetzt der Versicherer 

auch Schäden an versicherten elektrischen Leitungen und 
Anlagen innerhalb von versicherten Gebäuden, die durch 
Marderbiss oder den Biss sonstiger wildlebender 
Kleinnager entstehen.

	 b.	�Die Entschädigung ist je Versicherungsfall und -jahr auf 
5.000,– 2 begrenzt.

22.	Wiederherstellung von Gartenanlagen
	 a.	�In Ergänzung zu A § 7 Nr. 1 VGB 2013 ersetzt der 

Versicherer die notwendigen Kosten für die Wiederbe
pflanzung gärtnerischer Anlagen auf dem Versicherungs
grundstück, die durch Brand, Blitzschlag, Leitungswasser 
oder Sturm (sofern die jeweilige Gefahr vereinbart und im 
Versicherungsschein aufgeführt ist) so beschädigt wurden, 
dass eine natürliche Regeneration nicht zu erwarten ist.

	 b.	�Als gärtnerische Anlagen gelten Bäume, Hecken, Sträu
cher und Zierpflanzen. Bereits abgestorbene Bepflanzungen 
sowie Topf- und Kübelpflanzen jeder Art sind vom 
Versicherungsschutz ausgeschlossen.

	 c.	�Ersetzt werden die notwendigen Kosten für die 
Wiederbepflanzung durch handelsübliche Jungpflanzen.

	 d.	�Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000,– 2 

begrenzt.

23.	Leistungen bei grober Fahrlässigkeit
	� Der Versicherer verzichtet bei grob fahrlässiger Herbei

führung eines Versicherungsfalles durch den Versicherungs
nehmer oder seine Repräsentanten auf sein Recht, die 
Entschädigungsleistung gemäß Abschnitt B § 16 Nr. 1 b) 
VGB 2013 zu kürzen.

24. Sanktionsklausel
	� Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbe

stimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embar
gos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik 
Deutschland entgegenstehen.

	� Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten 
Staaten von Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen wer-
den, soweit dem nicht europäische oder deutsche Rechts
vorschriften entgegenstehen.

25.	� Leistungsgarantie und Geltung von Leistungsverbesse­
rungen

	 a.	�Der Versicherer garantiert die Einhaltung der in den 
Musterbedingungen des GDV (VGB 2008) aufgeführten 
Leistungen auch ohne ausdrückliche Erwähnung in den 
VGB 2013 oder den zugehörigen Besonderen 
Bedingungen.

	 b.	�Werden die dem Vertrag zugrunde liegenden 
Bedingungen ausschließlich zum Vorteil der Versiche
rungsnehmer und ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten 
die neuen Bedingungen mit sofortiger Wirkung auch für 
diesen Vertrag.

	 c.	�Sofern sich der Kunde unter Angabe einer aktuellen 
E-Mail-Adresse für den Newsletter des Versicherers hat 
registrieren lassen, wird der Versicherer den 
Versicherungsnehmer über Leistungsänderungen aktuell 
informieren.

 II. Nur bei Mitversicherung von Schäden durch Leitungswasser:

1.	� Erweiterte Versicherung von Wasserzuleitungs- und Hei­
zungsrohren auf dem Versicherungsgrundstück (PK 7260)

	 a.	�In Erweiterung von A § 3 Nr. 2 VGB 2013 leistet der 
Versicherer Entschädigung für außerhalb von Gebäuden 
eintretende frostbedingte und sonstige Bruchschäden an 
den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung oder an den 
Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, 

Klima-, Wärmepumpen-, oder Solarheizungsanlagen, die 
auf dem Versicherungsgrundstück verlegt sind, aber nicht 
der Versorgung versicherter Gebäude oder Anlagen dienen, 
sofern der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt.

	 b.	�Punkt a. gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerb-
lichen Zwecken dienen.

	 c.	�Die Entschädigung ist, soweit nichts anderes vereinbart 
ist, je Versicherungsfall auf 5 % der Versicherungssumme 
begrenzt. 

2.	� Erweiterte Versicherung von Wasserzuleitungs- und Hei­
zungsrohren außerhalb des Versicherungsgrundstückes 
(PK 7261)

	 a.	�In Erweiterung von A § 3 Nr. 2 VGB 2013 leistet der Ver
sicherer Entschädigung für außerhalb von Gebäuden ein-
tretende frostbedingte und sonstige Bruchschäden an 
den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung oder an den 
Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, 
Klima-, Wärmepumpen-, oder Solarheizungsanlagen, die 
außerhalb des Versicherungsgrundstücks liegen und der 
Versorgung versicherter Gebäude oder Anlagen dienen, 
sofern der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt.

	 b.	�Punkt a. gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerb-
lichen Zwecken dienen.

	 c.	�Die Entschädigung ist, soweit nichts anderes vereinbart 
ist, je Versicherungsfall auf 5 % der Versicherungssumme 
begrenzt.

3.	 Medienverlust
	 a.	�In Erweiterung von A § 3 VGB 2013 ersetzt der Versiche

rer den Mehrverbrauch von Leitungswasser oder Erdgas, 
der infolge eines Versicherungsfalles nach A § 1 Nr. 1 
VGB 2013 oder Ziff. II. 8. BB VGB 2013 Premium entsteht 
und den das Wasser- bzw. Energieversorgungsunterneh
men in Rechnung stellt.

	 b.	�Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 1.000,– 2 

begrenzt.

4.	� Sonstige Bruchschäden an Armaturen (PK 7265)
	 a.	�In Erweiterung von A § 3 Nr. 1 b) VGB 2013 ersetzt der 

Versicherer auch sonstige Bruchschäden an Armaturen 
(z.B. Wasser- und Absperrhähne, Ventile, Wassermesser, 
Geruchsverschlüsse). Ausgeschlossen sind Bruchschäden 
an bereits defekten Armaturen.

	 b.	�Weiterhin ersetzt der Versicherer die Kosten für den Aus
tausch der zuvor genannten Armaturen, soweit dieser 
Austausch infolge eines Versicherungsfalles gemäß A § 3 
Nr. 2 a) VGB 2013 im Bereich der Rohrbruchstelle notwen
dig ist.

	 c.	�Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500,– 2 
begrenzt.

5.	� Aufwendungen für die Beseitigung von Rohrverstopfungen 
(PK 7167)

	 a.	�In Erweiterung von A § 3 VGB 2013  sind die notwendi-
gen Kosten für die Beseitigung von Verstopfungen von 
Ableitungsrohren innerhalb versicherter Gebäude sowie 
auf dem Versicherungsgrundstück mitversichert. 

	 b.	�Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 500,– 2 

beschränkt.

6.	 Innen liegende Regenwasserfallrohre (PK 7166) 
	 a.	�In Erweiterung von A § 3 Nr. 4 a) aa) VGB 2013 gelten 

Nässeschäden als versichert, die durch Leitungswasser 
entstehen, welches aus innerhalb des Gebäudes verlau-
fenden Regenfallrohren bestimmungswidrig ausgetreten 
ist.

	 b.	�In Erweiterung von A § 3 Nr. 1 a) VGB 2013 sind frostbe-
dingte und sonstige Bruchschäden an im Gebäude ver-
laufenden Regenfallrohren versichert.

7.	 Schläuche
	� Versichert sind die notwendigen Kosten für die Wieder

beschaffung von Zu- und Abwasserschläuchen von Wasch



maschinen, Geschirrspülern oder ähnlichen Geräten, sofern 
die Schläuche durch eine der in A § 1 Nr. 1 a) VGB 2013  
versicherten Gefahren beschädigt oder zerstört wurden.

8.	 Gasleitungen
	� In Erweiterung zu A § 3 Nr. 1 und 2 VGB 2013 sind Bruchschäden 

an Gasleitungen, die der Versorgung des versicherten 
Gebäudes dienen und für die der Versicherungsnehmer  
die Gefahr trägt, mitversichert.

9.	� Regenwassersammelanlagen (Zisternen) auf dem Versiche­
rungsgrundstück

	 a.	�Versichert sind in Ergänzung zu A § 3 Nr. 2 VGB 2013 
Frost- und sonstige Bruchschäden an Regenwasser
sammelanlagen (Zisternen) und damit verbundenen 
Rohrleitungen, die sich außerhalb versicherter Gebäude 
auf dem Versicherungsgrundstück befinden und der 
Versorgung versicherter Gebäude dienen. Die Entschä
digung ist je Versicherungsfall auf 5.000,–  2 begrenzt.

	 b.	�Regenwasser aus Zisternen gilt ab Übergang in das 
Leitungswassersystem versicherter Gebäude als Lei
tungswasser gemäß A § 3 Nr. 3 VGB 2013.

 III. Nur bei Mitversicherung von Schäden durch Sturm/Hagel:

1.	� Aufwendungen für die Beseitigung umgestürzter Bäume  
(PK 7363)

	 a.�	� In Erweiterung von A § 7 Nr. 1 VGB 2013 ersetzt der Ver
sicherer die notwendigen Kosten für das Entfernen, den 
Abtransport und die Entsorgung durch Blitzschlag oder 
Sturm umgestürzter Bäume des Versicherungsgrund
stücks, soweit eine natürliche Regeneration nicht zu 
erwarten ist. Bereits abgestorbene Bäume sind von der  
Versicherung ausgeschlossen.

	 b.	�Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf einen Be
trag bis 10.000,– 2  begrenzt.

IV. Nur bei Mitversicherung von Schäden durch Feuer:

1.	 Überspannung (PK 7160)
	� In Ergänzung zum Versicherungsschutz für Blitzschlag

schäden leistet der Versicherer Entschädigung auch für 
Schäden, die an versicherten elektrischen Einrichtungen 
und Geräten durch Überspannung, Überstrom und Kurz
schluss infolge eines Blitzes oder durch sonstige atmo-
sphärisch bedingte Elektrizität entstehen.

2.	 Einschluss von Nutzwärmeschäden (PK 7161)
	� Abweichend von A § 2 Nr. 5 d) VGB 2013 sind auch die dort 

bezeichneten Brandschäden versichert.

3.	 Löschmittelkosten der Feuerwehr
	� Abweichend von B § 13 Nr. 1 f) VGB 2013 ersetzt der 

Versicherer die notwendigen Löschmittelkosten der Feuer
wehr, sofern eine gesetzliche Leistungspflicht des Eigen
tümers besteht. 

4.	 Kosten nach Fehlalarm durch Rauchmelder
	 a.	�Versichert sind die notwendig gewordenen Repara

turkosten für die Beseitigung von Gebäudeschäden, die 
in Folge eines Fehlalarms eines vom Gebäudeeigentümer 
eingebrachten Rauchmelders durch eine von Polizei oder 
Feuerwehr veranlasste Notöffnung entstanden sind.

	 b.	�Versicherungsschutz besteht nur, sofern es sich um einen 
vom VDS anerkannten Rauchmelder handelt, der gemäß 
den anerkannten Regeln der Technik eingebaut ist.

	 c.	�Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.500,– 2 

begrenzt.

5.	 Kosten für die Dekontamination von Erdreich (PK 7362)
	 a.	� In Erweiterung von A § 7 Nr. 1 VGB 2013 ersetzt der Ver

sicherer die notwendigen Kosten, die dem Versiche
rungsnehmer aufgrund behördlicher Anordnungen infol-
ge eines Versicherungsfalls entstehen, um

		  aa)	� Erdreich des Versicherungsgrundstücks zu untersu-
chen oder zu dekontaminieren oder auszutauschen, 

		  bb)	� den Aushub in die nächstgelegene, geeignete  

Deponie zu transportieren und dort abzulagern  
oder zu vernichten,

		  cc)	� insoweit den Zustand des im Versicherungsschein 
bezeichneten Grundstücks vor Eintritt des Versiche
rungsfalles wiederherzustellen.

	 b.	�Die Aufwendungen gemäß Buchstabe a. werden nur 
ersetzt, sofern die behördlichen Anordnungen

		  aa)	� aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen 
ergangen sind, die vor Eintritt des 
Versicherungsfalles erlassen waren und

		  bb)	� eine Kontamination betreffen, die nachweislich 
infolge dieses Versicherungsfalles entstanden ist,

		  cc)	� innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Ver
sicherungsfalles ergangen sind und dem Versicherer 
ohne Rücksicht auf Rechtsmittelfristen innerhalb 
von drei Monaten seit Kenntnis der Anordnung ge
meldet wurden.

	 c.	� Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende Kon
tamination des Erdreichs erhöht, so werden nur die Auf
wendungen ersetzt, die den für eine Beseitigung der be
stehenden Kontamination erforderlichen Betrag über-
steigen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob und wann 
dieser Betrag ohne den Versicherungsfall aufgewendet 
worden wäre. Die hiernach nicht zu ersetzenden Kosten 
werden nötigenfalls durch Sachverständige festgestellt.

	 d.	�Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anord
nungen oder aufgrund sonstiger Verpflichtungen des 
Versicherungsnehmers einschließlich der sogenannten 
Einliefererhaftung werden nicht ersetzt.

	 e.	� Kosten gemäß Buchstabe a. gelten nicht als 
Aufräumungskosten gemäß A § 7 Nr. 1 a) VGB 2013.

	 f.	� Die Entschädigung ist, soweit nichts anderes vereinbart ist, 
je Versicherungsfall begrenzt auf 100 % der Versicherungs
summe.

6.	 Rauch- und Rußschäden
	� Für Rauch- und Rußschäden an versicherten Sachen besteht 

auch dann Versicherungsschutz, wenn sie nicht Folge eines 
Brandes im Sinne des A  § 2 Nr. 2 VGB 2013 sind. Die 
Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, die durch die 
allmähliche Einwirkung von Rauch und Ruß über einen 
Zeitraum von mehr als 2 Tagen entstehen.

7.	 Verpuffungsschäden
	� In Erweiterung des A § 2 Nr. 1 c) VGB 2013  werden auch 

Schäden durch Verpuffung ersetzt.

8.	 Blindgängerschäden
	� Abweichend von A  § 1 Nr. 2 a) VGB 2013 sind Explosions

schäden durch Kampfmittel aus beendeten Kriegen versi-
chert.

9.	 Sengschäden
	� Abweichend von A § 2 Nr. 5 VGB 2013 sind Sengschäden, 

die durch plötzliche Hitzeeinwirkung ohne offene Flamme 
entstehen, mitversichert.

B. 	�Die nachstehenden Deckungserweiterungen gelten 
nur, soweit besonders vereinbart und im Versiche­
rungsschein aufgeführt:

1.	� Ableitungsrohre auf und außerhalb des Versicherungs­
grundstücks

	 a.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 3 Nr. 2 VGB 2013 leistet 
der Versicherer Entschädigung für außerhalb von 
Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige Bruch
schäden an den Ableitungsrohren der Wasserversor
gung, die auf dem oder außerhalb des Versicherungs
grundstücks verlegt sind, der Entsorgung versicherter 
Gebäude oder Anlagen dienen und dem Stand der 
Technik entsprechend hergestellt und verlegt wurden.

	 b.	�Die Mitversicherung gilt nur, sofern der Schaden wäh-
rend der Vertragsdauer eingetreten ist und der Versiche
rungsnehmer die Gefahr trägt.

	 c.	� Punkt a. gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerb-
lichen Zwecken dienen.



	 d.	�Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 5.000,– 2 

begrenzt.
	 e.	� Abweichend zu d. ist die Entschädigung je Versicherungsfall 

auf 10.000,– 2 begrenzt, sofern der Versicherungsnehmer 
im Schadenfall nachweist, dass in den letzten 10 Jahren 
vor Eintritt des Schadenfalls eine Dichtheitsprüfung der 
Ableitungsrohre durchgeführt wurde und keine Mängel 
oder Schäden festgestellt wurden.

	 f.	� Versicherungsnehmer und Versicherer können unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende des 
laufenden Versicherungsjahres verlangen, dass dieser 
erweiterte Versicherungsschutz für Ableitungsrohre mit 
Beginn des nächsten Versicherungsjahres entfällt. Die 
Kündigung ist in Textform zu erklären. Macht der 
Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Erklärung des Versicherers 
zum Ende des laufenden Versicherungsjahres kündigen.

2.	 Mietausfall-Zusatzdeckung 
	 a.	�Der Versicherer leistet Entschädigung für Mietausfall von 

Wohnräumen des im Versicherungsschein beschriebenen 
Gebäudes einschließlich etwaiger fortlaufender Mietne
benkosten, wenn die jeweilige Miete trotz rechtskräftigem 
Urteil und erfolglos durchgeführter Vollstreckung nicht 
beigetrieben werden kann.

	 b.	�Voraussetzung für die Leistungspflicht des Versicherers 
ist, dass die Ansprüche gegen den schadenersatzpflichti-
gen Mieter in Höhe der Versicherungsleistung an den 
Versicherer abgetreten werden.

	 c.	�Der Mietausfall wird für höchstens 12 Monate ersetzt. Die 
Entschädigung ist – sofern nicht anders vereinbart – zu
dem je Versicherungsfall und -jahr auf einen Betrag von 
30.000,– 2 begrenzt.

	 d.	�Der Versicherungsnehmer trägt neben anderen  
vertraglichen Selbstbehalten je Versicherungsfall einen 
Selbstbehalt von 20 % des Schadens.

	 e.	�Kein Versicherungsschutz besteht für Wohnungen, die im 
Zeitraum von 6 Monaten vor Beginn dieser Zusatz
deckung nicht vermietet waren (außer Leerstand bei 
Mieterwechsel bis maximal 1 Monat) oder wenn in die-
sem Zeitraum bereits Mietrückstände bestanden.

	 f.	� Versicherungsnehmer und Versicherer können unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende des lau-
fenden Versicherungsjahres verlangen, dass dieser erwei-
terte Versicherungsschutz für Mietausfall mit Beginn des 
nächsten Versicherungsjahres entfällt. Die Kündigung ist 
in Textform zu erklären. Macht der Versicherer von diesem 
Recht Gebrauch, so kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Erklärung des Versicherers zum Ende des laufenden 
Versicherungsjahres kündigen.

3. 	 Führung (PK 7860)
	� Der führende Versicherer ist bevollmächtigt, Anzeigen und 

Willenserklärungen des Versicherungsnehmers für alle 
beteiligten Versicherer entgegenzunehmen.

4.	 Prozessführung (PK 7861)
	� Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten Ver

sicherer die gleichen sind, ist folgendes vereinbart:
	 a.	� Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus die-

sem Vertrag seine Ansprüche nur gegen den führenden 
Versicherer und nur wegen dessen Anteil gerichtlich gel-
tend machen.

	 b.	�Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den füh-
renden Versicherer rechtskräftig gewordene Entschei
dung sowie die von diesem mit dem Versicherungsneh
mer nach Rechtshängigkeit geschlossenen Vergleiche als 
auch für sich verbindlich an.

	 c.	� Falls der Anteil des führenden Versicherers den für die 
Zulässigkeit der Berufung notwendigen Wert des Be
schwerdegegenstandes oder im Falle der Revision den 
Wert der mit der Revision geltend zu machenden Be
schwerde nicht erreicht, ist der Versicherungsnehmer 
berechtigt und auf Verlangen des führenden oder eines 
mitbeteiligten Versicherers verpflichtet, die Klage auf 

einen zweiten, erforderlichenfalls auf weitere Versicherer 
auszudehnen, bis diese Summe erreicht ist. Wird diesem 
Verlangen nicht entsprochen, so gilt Buchstabe b. nicht.

5.	 Makler (PK 7862)
	� Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevoll-

mächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des Versiche
rungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist durch den 
Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüglich an den 
Versicherer weiterzuleiten.

C.	� Die nachstehende Deckungserweiterung gilt nur, so­
weit besonders vereinbart und im Versicherungs­
schein aufgeführt.

Besondere Bedingungen für die Versicherung von Photo­
voltaikanlagen (BPV 2013)

I.    Vertragsgrundlage

Es gelten die Allgemeinen Bedingungen für die Wohngebäu
deversicherung (VGB 2013), (Hauptvertrag), soweit sich aus den 
folgenden Bestimmungen nicht etwas anderes ergibt.

II.   Versicherte Sachen und versicherter Ertragsausfall

1.	  Versicherte Sachen

	� Versichert sind die auf dem Hausdach befestigten sowie in 
den Baukörper integrierten, betriebsfertigen Photovoltaikan
lagen der im Versicherungsvertrag genannten Gebäude bis zu 
einer Leistung von 15 kW-Spitzenleistung (kWp). 

	� Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach beendeter Er
probung und – soweit vorgesehen – nach beendetem Probe
betrieb entweder zur Arbeitsaufnahme bereit ist oder sich in 
Betrieb befindet. Eine spätere Unterbrechung der Betriebs
fertigkeit unterbricht den Versicherungsschutz nicht. Dies gilt 
auch während einer De- oder Remontage sowie während eines 
Transportes der Sache innerhalb des Versicherungsortes.

	� Zur Photovoltaikanlage gehören Solarmodule, Montagerahmen, 
Befestigungselemente, Wechselrichter und die Verkabelung.

2.	 Versicherter Ertragsausfall
	� Versichert ist der Ertragsausfall (entgangene Einspeisever

gütung), wenn der Betrieb einer versicherten Photovoltaik
anlage infolge eines versicherten Schadens an der versi-
cherten Sache unterbrochen oder beeinträchtigt wird. Der 
Ertragsausfall wird bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die 
versicherte Photovoltaikanlage wieder benutzbar ist, höch-
stens jedoch für 6 Monate seit dem Eintritt des Versiche
rungsfalles. 

III.  Versicherte Gefahren und Schäden, generelle Ausschlüsse

1.	� Der Versicherer leistet – soweit nach den VGB 2013 und ver-
einbarten Besonderen Bedingungen versichert – Entschädi
gung für Schäden durch 

	 a.	�Brand, Blitzschlag, Überspannung durch Blitz,  Explosion, 
Implosion, Luftfahrzeuge nach A § 2 VGB 2013 sowie 
Klausel PK 7160 der vereinbarten Besonderen Bedingungen;

	 b.	Leitungswasser nach A § 3 VGB 2013;
	 c.	Naturgefahren
		  aa)	 Sturm, Hagel nach A § 4 VGB 2013 sowie 
		  bb)	Weitere Elementargefahren nach BWE 2013.

2.	� Der Versicherer leistet ferner Entschädigung für Schäden 
durch Ergänzende Technische Gefahren nach Ziff. IV.

	� Diese Gefahrengruppe kann nur in Verbindung mit einer 
der Gefahrengruppe nach Nr. 1 versichert werden. 

3.	� Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur
sachen keine Entschädigung für Schäden durch Krieg, In
nere Unruhen und Kernenergie (siehe A § 1 Nr. 2 VGB 2013).

IV.  Ergänzende Technische Gefahren

1.	  Versicherte Gefahren und Schäden

	� Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorhergesehen 
eintretende Beschädigungen oder Zerstörungen von versi-
cherten Sachen (Sachschaden) und bei Abhandenkommen 



versicherter Sachen durch Diebstahl, Einbruchdiebstahl, 
Raub oder Plünderung. 

	� Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer 
oder seine Repräsentanten weder rechtzeitig vorhergesehen 
haben noch mit dem für die im Betrieb ausgeübte Tätigkeit 
erforderlichen Fachwissen hätten vorhersehen können, wobei 
nur grobe Fahrlässigkeit schadet und diese den Versicherer 
dazu berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

	� Insbesondere wird Entschädigung geleistet für Sachschä
den durch 

	 a.	Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder Vorsatz Dritter;
	 b.	Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler;
	 c.	Kurzschluss, Überstrom oder Überspannung durch Blitz;
	 d.	�Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines 

Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung sowie 
Schwelen, Glimmen, Sengen, Glühen oder Implosion, 
soweit nicht nach Ziff. III. Nr. 1 a. bereits versichert;

	 e.	�Wasser, Feuchtigkeit, soweit nicht nach Ziff. III. Nr. 1 b. 
bereits versichert;

	 f.	� Sturm, Frost, Eisgang, Überschwemmung, soweit nicht 
nach Ziff. III. Nr. 1 c. bereits versichert.

2.	 Elektronische Bauelemente 
	� Entschädigung für elektronische Bauelemente (Bauteile) der 

versicherten Sache wird nur geleistet, wenn eine versicher-
te Gefahr nachweislich von außen auf eine Austauschein
heit (im Reparaturfall üblicherweise auszutauschende Ein
heit) oder auf die versicherte Sache insgesamt eingewirkt 
hat. Ist dieser Beweis nicht zu erbringen, so genügt die 
überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden auf 
die Einwirkung einer versicherten Gefahr von außen zurück-
zuführen ist.

	� Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten wird 
jedoch Entschädigung geleistet.

3.	 Nicht versicherte Gefahren und Schäden 
	� Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ur

sachen keine Entschädigung für Schäden
	 a.	�durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung bereits 

vorhanden waren und dem Versicherungsnehmer oder 
seinen Repräsentanten bekannt sein mussten;

	 b.	�durch betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte 
vorzeitige Abnutzung oder Alterung; für Folgeschäden an 
weiteren Austauscheinheiten wird jedoch Entschädigung 
geleistet. Nr. 2 bleibt unberührt;

	 c.	�durch Einsatz einer Sache, deren Reparaturbedürftigkeit 
dem Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten 
bekannt sein musste; der Versicherer leistet jedoch 
Entschädigung, wenn der Schaden nicht durch die 
Reparaturbedürftigkeit verursacht wurde oder wenn die 
Sache zur Zeit des Schadens mit Zustimmung des 
Versicherers wenigstens behelfsmäßig repariert war;

	 d.	�soweit für sie ein Dritter als Lieferant (Hersteller oder 
Händler), Werkunternehmer oder aus Reparaturauftrag 
einzutreten hat. 

		�  Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der 
Versicherer zunächst Entschädigung. Ergibt sich nach 
Zahlung der Entschädigung, dass ein Dritter für den 
Schaden eintreten muss und bestreitet der Dritte dies, so 
behält der Versicherungsnehmer zunächst die bereits 
gezahlte Entschädigung.

		�  § 86 VVG – Übergang von Ersatzansprüchen – gilt für die-
se Fälle nicht. Der Versicherungsnehmer hat seinen 
Anspruch auf Kosten und nach den Weisungen des Ver
sicherers außergerichtlich und erforderlichenfalls gericht-
lich geltend zu machen.

		�  Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, wenn der Ver
sicherungsnehmer einer Weisung des Versicherers nicht 
folgt oder soweit der Dritte dem Versicherungsnehmer 
Schadenersatz leistet. 

4.	 Gefahrendefinitionen
	 Im Sinne dieser Bedingungen gilt:
	 a.	Raub
		�  Raub liegt vor, wenn gegen den Versicherungsnehmer 

Gewalt angewendet oder angedroht wird, um dessen 

Widerstand gegen die Wegnahme versicherter Sachen 
auszuschalten.

		�  Dem Versicherungsnehmer stehen geeignete Personen 
gleich, die vorübergehend die Obhut über die versicherten 
Sachen ausüben.

	 b.	Einbruchdiebstahl
		�  Einbruchdiebstahl im Sinne dieses Vertrages liegt vor, wenn 

jemand fremde Sachen wegnimmt, nachdem er in einen 
Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt oder mittels 

		  aa)	� richtiger Schlüssel, die er durch Einbruchdiebstahl 
oder durch Raub an sich gebracht hatte;

		  bb)	 falscher Schlüssel oder 
		  cc)	 anderer Werkzeuge eindringt.

V.   Umfang der Entschädigung

1.	  Versicherungssumme

	� Der Versicherer leistet Entschädigung auf Erstes Risiko. Die 
Entschädigung ist, soweit nicht anders vereinbart, je Ver
sicherungsfall auf 30.000,– 2 begrenzt.

2.	 Geltungsbereich
	� Bei Gefahren nach Ziff. III. Nr. 1 regelt sich die Entschädi

gung nach A § 13 VGB 2013; bei Gefahren nach Ziff. III. Nr. 2 
regelt sich die Entschädigung nach Nr. 3 bis Nr. 8.

3.	 Wiederherstellungskosten
	� Im Schadenfall wird zwischen Teilschaden und Totalscha

den unterschieden. 
	� Ein Teilschaden liegt vor, wenn die Wiederherstellungs

kosten zuzüglich des Wertes des Altmaterials nicht höher 
sind als der Neuwert der versicherten Sache. 

	� Sind die Wiederherstellungskosten höher, so liegt ein To
talschaden vor.

	� Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert durch einen Abzug 
insbesondere für Alter, Abnutzung und technischen Zustand.

4.	 Teilschaden 
	� Entschädigt werden alle für die Wiederherstellung des frü-

heren, betriebsfertigen Zustandes notwendigen Aufwen
dungen abzüglich des Wertes des Altmaterials. 

	 a.	�Aufwendungen zur Wiederherstellung sind insbesondere
	 aa)	� Kosten für Ersatzteile und Reparaturstoffe;
	 bb)	� Lohnkosten und lohnabhängige Kosten, auch übertarif-

liche Lohnanteile und Zulagen, ferner Mehrkosten 
durch tarifliche Zuschläge für Überstunden sowie für 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeiten;

	 cc)	 De- und Remontagekosten;
	 dd)	� Transportkosten einschließlich Mehrkosten für Ex

pressfrachten;
	 ee)	� Kosten für die Wiederherstellung des Betriebssystems, 

welches für die Grundfunktion der versicherten Sache 
notwendig ist;

	 ff)		� Kosten für das Aufräumen und das Dekontaminieren 
der versicherten Sache oder deren Teile sowie Kosten 
für das Vernichten von Teilen der Sache, ferner Kosten 
für den Abtransport von Teilen in die nächstgelegene 
geeignete Abfallbeseitigungsanlage, jedoch nicht Kos
ten aufgrund der Einliefererhaftung.

	 b.	�Ein Abzug von den Wiederherstellungskosten in Höhe der 
Wertverbesserung wird vorgenommen an Hilfs- und 
Betriebsstoffen, Verbrauchsmaterialien und Arbeitsmitteln, 
Werkzeugen aller Art sowie sonstigen Teilen, die wäh-
rend der Lebensdauer der versicherten Sache erfahrungs-
gemäß mehrfach ausgewechselt werden müssen, soweit 
diese Teile zur Wiederherstellung der versicherten Sache 
zerstört oder beschädigt werden.

	 c.	Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 
		  aa)	� Kosten einer Überholung oder sonstiger Maßnah

men, die auch unabhängig  von dem Versicherungs
fall notwendig gewesen wären;

		  bb)	� Mehrkosten durch Änderungen oder Verbesserun
gen, die über die Wiederherstellung hinausgehen;

		  cc)	� Kosten einer Wiederherstellung in eigener Regie, 
soweit die Kosten nicht auch  durch Arbeiten in frem-
der Regie entstanden wären;

		  dd)	� entgangenen Gewinn infolge von Arbeiten in eigener 
Regie;

		  ee)	� Mehrkosten durch behelfsmäßige oder vorläufige 



Wiederherstellung;
		  ff)		� Kosten für Arbeiten, die zwar für die Wiederherstel

lung erforderlich sind, aber nicht an der versicherten 
Sache selbst ausgeführt werden;

		  gg)	� Vermögensschäden.

5.	� Totalschaden
	� Entschädigt wird der Neuwert abzüglich des Wertes des Alt

materials.

6.	 Entschädigungsbegrenzung auf den Zeitwert
	� Abweichend von Nr. 4 und Nr. 5 ist die Entschädigungs

leistung auf den Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des Ver
sicherungsfalles begrenzt, wenn

	 a.	�die Wiederherstellung (Teilschaden) oder Wiederbeschaf
fung (Totalschaden) unterbleibt oder 

	 b.	�für die versicherte Sache serienmäßig hergestellte Ersatz
teile nicht mehr zu beziehen sind.

	� Der Versicherungsnehmer erwirbt einen Anspruch auf den 
Teil der Entschädigung, der den Zeitwert übersteigt, nur, so
weit und sobald er innerhalb von zwei Jahren nach Eintritt 
des Versicherungsfalles sichergestellt hat, dass er die Ent
schädigung zur Wiederherstellung der beschädigten oder 
Wiederbeschaffung der zerstörten oder abhanden gekom-
menen Sachen verwenden wird.

7.	 Entschädigungsberechnung bei Unterversicherung
	� Wenn Unterversicherung vorliegt, wird nur der Teil des 

nach Nr. 3 bis Nr. 6 ermittelten Betrages ersetzt, der sich zu 
dem ganzen Betrag verhält, wie die Versicherungssumme 
zu dem Versicherungswert. Dies gilt nicht für Versicherungs
summen auf Erstes Risiko.

8.	 Selbstbehalt
	� Der nach Nr. 3 bis Nr. 7 ermittelte Betrag wird je Versiche

rungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt. 
	� Der Selbstbehalt je Versicherungsfall beträgt neben anderen 

vertraglichen Selbstbehalten 250,– 2.
	� Entstehen mehrere Schäden, so wird der Selbstbehalt 

jeweils einzeln abgezogen. 
	� Entstehen die mehreren Schäden jedoch an derselben 

Sache und besteht außerdem ein Ursachenzusammenhang 
zwischen diesen Schäden, so wird der Selbstbehalt nur ein-
mal abgezogen.

9.	 Ertragsausfall
	� Der Versicherer ersetzt den versicherten Ertragsausfall für 

die Photovoltaikanlage, soweit nicht etwas anderes verein-
bart ist, nach der Einspeisevergütung des mit dem Vertrags
partner vereinbarten Liefervertrages auf Tagesbasis. Grund
lage für die Entschädigungsberechnung ist die durchschnitt
liche Tagesenergieleistung der letzten 36 Monate vor 
Schadeneintritt. 

	� Der Ertragsausfall wird nach dem zweiten Ausfalltag (Karenz
zeit) abzüglich im Unterbrechungszeitraum ersparter Kosten er
setzt. Die Entschädigung für Ertragsausfall ist je vollen Kalen
dertag auf höchstens 2,50 2 je kWp Anlagenleistung begrenzt. 

VI. Wiederherbeigeschaffte Sachen

1.	  Anzeigepflicht

	� Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, 
so hat der Versicherungsnehmer dies nach Kenntniserlan
gung dem Versicherer unverzüglich in Textform anzuzeigen.

2.	� Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung
	� Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden 

gekommenen Sache zurückerlangt, bevor die volle Ent
schädigung für diese Sache gezahlt worden ist, so behält er 
den Anspruch auf die Entschädigung, falls er die Sache 
innerhalb von zwei Wochen dem Versicherer zur Verfügung 
stellt. Andernfalls ist eine für diese Sache gewährte Zahlung 
zurückzugeben.

3.	 Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung
	 a.	�Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden 

gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem für diese 

Sache eine Entschädigung in voller Höhe ihres Versiche
rungswertes gezahlt worden ist, so hat der Versicherungs
nehmer die Entschädigung zurückzuzahlen oder die Sache 
dem Versicherer zur Verfügung zu stellen. Der Versiche
rungsnehmer hat dieses Wahlrecht innerhalb von zwei 
Wochen nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung des 
Versicherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf dieser 
Frist geht das Wahlrecht auf den Versicherer über.

	 b.	�Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden 
gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem für diese 
Sache eine Entschädigung gezahlt worden ist, die bedin-
gungsgemäß geringer als der Versicherungswert ist, so 
kann der Versicherungsnehmer die Sache behalten und 
muss sodann die Entschädigung zurückzahlen. Erklärt er 
sich hierzu innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer 
schriftlichen Aufforderung des Versicherers nicht bereit, so 
hat der Versicherungsnehmer die Sache im Einvernehmen 
mit dem Versicherer öffentlich meistbietend verkaufen zu 
lassen. Von dem Erlös abzüglich der Verkaufskosten erhält 
der Versicherer den Anteil, welcher der von ihm geleisteten 
bedingungsgemäßen Entschädigung entspricht.

4.	 Beschädigte Sachen 
	� Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, so kann 

der Versicherungsnehmer die bedingungsgemäße Entschä
digung in Höhe der Wiederherstellungskosten auch dann 
verlangen oder behalten, wenn die Sachen in den Fällen 
von Nr. 2 oder Nr. 3 bei ihm verbleiben.

5.	 Gleichstellung
	� Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, 

wenn der Versicherungsnehmer die Möglichkeit hat, sich 
den Besitz wieder zu verschaffen.

6.	 Übertragung der Rechte
	� Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurücker-

langte Sachen zur Verfügung zu stellen, so hat er dem Ver
sicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen Rechte 
zu übertragen, die ihm mit Bezug auf diese Sachen zustehen.

VII. Besondere Obliegenheiten

Als vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten hat der 
Versicherungsnehmer

	 a.	�die versicherten Photovoltaikanlagen stets im vom Her
steller empfohlenen Intervall von einem für das jeweilige 
Gewerk qualifizierten Fachbetrieb warten zu lassen und 
hierüber einen Nachweis zu führen;

	 b.	�die vom jeweiligen Hersteller mitgelieferten Datenträger 
mit Daten und Programmen für die versicherten Photo
voltaikanlagen aufzubewahren;

	 c.	�zur Feststellung des Ertragsausfalls die Vertragsunter
lagen über die Energielieferungen sowie die Abrechnun
gen der letzten 3 Jahre aufzubewahren.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, 
so ist der Versicherer unter den in B § 8 VGB 2013 beschrie-
benen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch 
ganz oder teilweise leistungsfrei.

VIII. Kündigung

	 a.	�Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Ein
haltung einer Frist von drei Monaten die Versicherung 
von Photovoltaikanlagen in Textform kündigen. Kündigt 
der Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass 
seine Kündigung erst zum Schluss des laufenden Ver
sicherungsjahres wirksam wird.

	 b.	�Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsneh
mer den Hauptvertrag (siehe Ziff. I.) innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Erklärung des Versicherers zum 
gleichen Zeitpunkt kündigen.

IX. Beendigung des Hauptversicherungsvertrages

Mit Beendigung des Hauptversicherungsvertrages (siehe Ziff. I.) 
erlischt auch die Versicherung von Photovoltaikanlagen.
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Gruppenversicherungsvertrag Wohngebäude mit 
GELD UND VERBRAUCHER 

Interessenvereinigung der Versicherten,  
Sparer und Kapitalanleger e.V. (GVI), Heilbronn  

 

Sonderbedingungen für den Gruppenversicherungsvertrag Wohngebäude mit Geld und 
Verbraucher (SB VGB 2013 GVI), Stand 01.01.2014 
 

Pro Domo Kompakt (BB VGB 
2013 Kompakt) – sofern vereinbart 

 

I. Deckungserweiterungen 
 

1. Kosten für Aufräumungs-, Abbruch-, Bewegungs- und Schutzarbeiten 
Abweichend von Ziff. A. I. 1. BB VGB 2013 Kompakt ist die Entschädigung für versicherte Kosten gemäß A § 7 Nr. 1 a) und b) 
VGB 2013 (Aufräumungs- und Abbruchkosten, Bewegungs- und Schutzkosten) je Versicherungsfall und 
-jahr begrenzt auf 100 % der Versicherungssumme.  
 

2. Erhöhte Entschädigungsgrenze für Mehrkosten infolge behördlicher Wiederherstellungsbeschränkungen für 
Restwerte 
Abweichend von Ziff. A. I. 2. c. BB VGB 2013 Kompakt ist die Entschädigung je Versicherungsfall und -jahr begrenzt auf 100 % 
der Versicherungssumme. 
 

3. Gebäudebeschädigungen durch unbefugte Dritte (PK 7361) 
a. In Erweiterung von A § 7 Nr. 1 VGB 2013 ersetzt der Versicherer bei Zwei- oder Mehrfamilienhäusern die notwendigen 
Kosten, die dem Versicherungsnehmer für die Beseitigung von Schäden an Türen, Schlössern, Fenstern, 
Rollläden und Schutzgittern, die dem Gemeingebrauch der Hausgemeinschaft unterliegen, dadurch entstanden sind, dass ein 
unbefugter Dritter 

aa) in das Gebäude eingebrochen, eingestiegen oder mittels falscher Schlüssel oder anderer Werkzeuge eingedrungen ist, 
oder 

bb) versucht hat, durch eine Handlung gemäß Buchstabe 
aa) in ein versichertes Gebäude einzudringen. 

b. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 3 ‰ der Versicherungssumme begrenzt. 
 

4. Hotelkosten 
a. In Erweiterung von Abschnitt A § 9 Nr. 1 b) VGB 2013 ersetzt der Versicherer dem Versicherungsnehmer die infolge eines 

Versicherungsfalles notwendigen Kosten für Hotel oder ähnliche Unterbringung ohne Nebenkosten (z. B. Frühstück, 
Telefon), wenn seine selbst bewohnte Wohnung unbewohnbar wurde und dem Versicherungsnehmer auch die 
Beschränkung auf einen bewohnbaren Teil nicht zumutbar ist.  

b. Die Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Wohnung wieder bewohnbar ist, längstens für die Dauer von 100 
Tagen. Die Entschädigung ist pro Tag auf 70,– € begrenzt. 

c. Eine Entschädigung aus der Hausratversicherung geht dieser Deckung vor (Subsidiärdeckung).  
 

5. Diebstahl fest mit dem Gebäude verbundener Sachen 
a. Fest mit dem Gebäude verbundenes Zubehör gemäß A § 5 Nr. 2 c) Satz 1 VGB 2013 ist in Ergänzung zu A § 1 Nr. 1 a) VGB 

2013 auch gegen Diebstahl versichert. 
b. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 2.500,– € begrenzt. 
c. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Schaden dem Versicherer und der Polizei unverzüglich anzuzeigen und das 

Protokoll der polizeilichen Anzeige dem Versicherer einzureichen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so 
ist der Versicherer nach Maßgabe der in B § 8 Nr. 1 b) und Nr. 3 VGB 2013 beschriebenen Voraussetzungen ganz oder 
teilweise leistungsfrei. 

 

6. Schäden durch Fahrzeuganprall (PK 7165) 
a. In Erweiterung des A § 1 Nr. 1 a) aa) VGB 2013 leistet der Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, die durch 

Fahrzeuganprall zerstört oder beschädigt werden oder infolge eines solchen Ereignisses abhandenkommen. 
b. Fahrzeuganprall ist jede unmittelbare Berührung von Gebäuden durch Straßenfahrzeuge, die nicht vom 

Versicherungsnehmer bzw. von Bewohnern oder Besuchern des Gebäudes gelenkt wurden oder durch Schienenfahrzeuge. 
c. Nicht versichert sind Schäden an Fahrzeugen, Zäunen, Straßen und Wegen. 
d. Die Entschädigung ist, soweit nichts anderes vereinbart ist, je Versicherungsfall auf 2.500,- € begrenzt. 
 

7. Schäden durch Überschallknall und Tiefflieger 
Versichert sind in Ergänzung zu A § 2 Nr. 1 d) VGB 2013 auch Schäden an den versicherten Sachen, die durch Überschallknall, 
tieffliegende Flugzeuge oder Hubschrauber verursacht werden.  
 

8. Verkehrssicherungskosten 
Entsteht durch den Eintritt des Versicherungsfalles eine Gefahr innerhalb oder außerhalb des Versicherungsgrundstückes, zu 
deren Beseitigung der Versicherungsnehmer auf Grund gesetzlicher oder behördlicher Vorschriften verpflichtet ist 
(Verkehrssicherungspflicht), ersetzt der Versicherer in Erweiterung des A § 7 Nr. 1 VGB 2013 die hierfür notwendigen Kosten.  
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9. Erweiterter Mietausfall 
In Erweiterung von A § 9 Nr. 2 a) und b) VGB 2013 werden Mietausfall oder Mietwert für die Dauer von höchstens  
18 Monaten ersetzt. 
 

10. Mietausfall für gewerblich genutzte Räume 
Abweichend von A § 9 Nr. 3 VGB 2013 ist Mietausfall oder der ortsübliche Mietwert für gewerblich genutzte Räume gemäß A 
§ 9 Nr. 1 VGB 2013 mitversichert. 
Abweichend von A § 9 Nr. 2 VGB 2013 werden Mietausfall oder Mietwert bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Räume 
wieder benutzbar sind, höchstens jedoch für 18 Monate seit dem Eintritt des Versicherungsfalles.  
 

11. Sachverständigenkosten (PK 7365) 
Soweit der entschädigungspflichtige Schaden in seiner Höhe einen Betrag von 25.000,– € übersteigt, ersetzt der Versicherer 
die durch den Versicherungsnehmer gemäß A § 15 Nr. 6 VGB 2013 zu tragenden Kosten des Sachverständigenverfahrens.  
 

12. Schäden durch Innere Unruhen, Streik, Aussperrung 
In Erweiterung von A § 1 VGB 2013 wird Entschädigung für versicherte Sachen geleistet, die durch Innere Unruhe, Streik oder 
Aussperrung zerstört oder beschädigt werden. 
 

a. Innere Unruhe, Streik oder Aussperrung 
Entschädigung für versicherte Sachen wird geleistet, die unmittelbar durch 
aa. Gewalthandlungen im Zusammenhang mit Inneren Unruhen zerstört oder beschädigt werden. Eingeschlossen sind 

unmittelbare Schäden durch Wegnahme bei Plünderungen in unmittelbarem Zusammenhang mit Inneren Unruhen. 
bb. Handlungen der streikenden oder ausgesperrten Arbeitnehmer in Zusammenhang mit einem Streik oder beim 

Widerstand gegen eine Aussperrung zerstört oder beschädigt werden. 
Als Streik gilt die gemeinsam planmäßig durchgeführte, auf ein bestimmtes Ziel gerichtete Arbeitseinstellung einer 
verhältnismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern. Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel gerichtete planmäßige 
Ausschließung einer verhältnismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern. 

b. Leistung von Bund, Ländern und Gemeinden 
aa. Ein Anspruch auf Entschädigung für Schäden durch Innere Unruhen, Streik oder Aussperrung besteht insoweit nicht, als 

Schadenersatz auf Grund öffentlich-rechtlichen Entschädigungsrechts beansprucht werden kann. 
bb. Ein Anspruch auf Entschädigung in den Fällen von Ziff. b. aa. erstreckt sich nur auf den Teil des Schadens, der die 

Höchstgrenzen auf Grund öffentlich-rechtlichen Entschädigungsrechts überschreitet. 
c. Jahreshöchstentschädigung 

Die Entschädigung ist auf die Jahreshöchstentschädigung von 100 % der Versicherungssumme, maximal jedoch auf 
500.000,- €, begrenzt. Alle Schäden, die im laufenden Versicherungsjahr beginnen, fallen insgesamt unter die 
Jahreshöchstentschädigung. 

d. Nicht versicherte Schäden 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden,  
aa. die durch Kriegsereignisse jeder Art, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion, Aufstand oder Verfügung von hoher Hand 

entstehen. Ist der Beweis für einen dieser Ausschlüsse nicht zu erbringen, so genügt die überwiegende 
Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden auf eine dieser Ursachen zurückzuführen ist. 

bb. die vom Versicherungsnehmer oder einem Repräsentanten verursacht werden. 
e. Besondere Kündigungsfrist 

Sowohl der Versicherer als auch der Versicherungsnehmer können diese Klausel jederzeit durch Erklärung in Textform 
kündigen. Die Kündigung wird eine Woche nach Zugang wirksam. 

 

13. Graffitischäden (PK 7366) 
a. Versichert sind die notwendigen Kosten für die Beseitigung von Schäden durch Graffiti (Verunstaltung durch Farben oder 

Lacke), die durch unbefugte Dritte an Außenseiten von versicherten Sachen im Sinne von A § 5 VGB 2013 verursacht 
werden. 

b. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall und Versicherungsjahr auf 1 % der Versicherungssumme – maximal 5.000,– € – 
begrenzt. 

c. Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um einen Selbstbehalt von 
150,– € gekürzt. 

d. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Schaden dem Versicherer und der Polizei unverzüglich anzuzeigen. Verletzt 
der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so ist der Versicherer nach Maßgabe der in B § 8 Nr. 1 b) und Nr. 3 VGB 2013 
beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise leistungsfrei. 

e. Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende des laufenden 
Versicherungsjahres durch Erklärung in Textform verlangen, dass dieser Versicherungsschutz für Graffiti mit Beginn des 
nächsten Versicherungsjahres entfällt. 

f. Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Erklärung des Versicherers zum Ende des laufenden Versicherungsjahres kündigen. 

 

14. Rückreisekosten bei Schäden während des Urlaubs 
a. Der Versicherer ersetzt Fahrtmehrkosten, wenn der Versicherungsnehmer wegen eines erheblichen Versicherungsfalles 

vorzeitig seine privat veranlasste Urlaubsreise von mindestens 4 Tagen bis zu einer Dauer von maximal 8 Wochen abbricht 
und an den Schadenort reist. 

b. Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden voraussichtlich 10.000,– € übersteigt und die Anwesenheit des 
Versicherungsnehmers am Schadenort notwendig macht. 

c. Fahrtmehrkosten werden für ein angemessenes Reisemittel ersetzt, entsprechend dem benutzten Urlaubsreisemittel und der 
Dringlichkeit der Reise an den Schadenort. Die Rückreisekosten werden bis zur Höhe der Hinreisekosten erstattet. Die 
Rückreisekosten werden auch für mitreisende Angehörige übernommen, die mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher 
Gemeinschaft leben. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf insgesamt 3.000,– € begrenzt. 

d. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor Antritt der Reise an den Schadenort bei dem Versicherer Weisungen 
einzuholen, soweit es die Umstände gestatten. 
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15. Technologiefortschritt 
Ersetzt werden in Ergänzung zu A § 8 Nr. 1 VGB 2013 auch die tatsächlich entstandenen Mehrkosten für die 
Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung der versicherten und vom Schaden betroffenen Sachen, wenn die 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung der Sache in derselben Art und Güte wegen Technologiefortschritts  
nicht möglich ist. 
 

16. Selbstbehalt (PK 7761) 
Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um den vereinbarten 
Selbstbehalt gekürzt. Dies gilt nicht für Schadenabwendungs- oder Schadenminderungskosten (siehe B § 13 VGB 2013), die 
auf Weisung des Versicherers angefallen sind. 
 

17. Unterversicherungsverzicht 
In Erweiterung von Abschnitt A § 13 Nr. 9 VGB 2013 verzichtet der Versicherer bei Schäden bis zu 5.000,– € auf die 
Anrechnung einer eventuell bestehenden Unterversicherung, sofern der Versicherungsnehmer die bestehende 
Unterversicherung unverzüglich beseitigt.  
 

II. Nur bei Mitversicherung von Schäden durch Leitungswasser: 
 

1. Erhöhte Entschädigungsgrenze für eine erweiterte Versicherung von Ableitungsrohren auf dem 
Versicherungsgrundstück 
a. Versichert sind in Ergänzung zu A § 3 Nr. 2 VGB 2013 Frost- und sonstige Bruchschäden an Ableitungsrohren der 

Wasserversorgung außerhalb versicherter Gebäude auf dem Versicherungsgrundstück, soweit diese Rohre der Entsorgung 
versicherter Gebäude oder Anlagen dienen, dem Stand der Technik entsprechend hergestellt und verlegt wurden und der 
Schaden während der Vertragsdauer eingetreten ist. 

b. Punkt a. gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen Zwecken dienen. 
c. Die Entschädigung ist, soweit nichts anderes vereinbart ist, je Versicherungsfall auf 3 % der Versicherungssumme begrenzt. 
d. Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird, sofern die vom Versicherungsfall betroffenen 

Ableitungsrohre zum Schadenzeitpunkt älter als 10 Jahre sind, je Versicherungsfall um einen Selbstbehalt von 500,- € 
gekürzt.  

 

2. Erweiterte Versicherung von Ableitungsrohren außerhalb des Versicherungsgrundstücks (PK 7263) 
a. In Erweiterung von Abschnitt A § 3 Nr. 2 VGB 2013 sind Frost- und sonstige Bruchschäden an Wasserableitungsrohren 

versichert, die außerhalb des Versicherungsgrundstücks verlegt sind und der Entsorgung versicherter Gebäude oder 
Anlagen dienen, soweit der Versicherungsnehmer dafür eine Gefahr trägt. 

b. Punkt a. gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen Zwecken dienen. 
c. Die Entschädigung ist, soweit nichts anderes vereinbart ist, je Versicherungsfall auf 3 % der Versicherungssumme begrenzt. 
 

3. Medienverlust 
In Erweiterung von A § 3 VGB 2013 ersetzt der Versicherer den Mehrverbrauch von Leitungswasser oder Erdgas, der infolge 
eines Versicherungsfalles nach A § 1 Nr. 1 VGB 2013 oder Ziff. II. Nr. 6 SB VGB 2013 GVI (Kompakt) entsteht und den das 
Wasser- bzw. Energieversorgungsunternehmen in Rechnung stellt, bis zu einem Betrag von 5.200,– €. 
 

4. Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes (PK 7166) 
a. In Erweiterung von A § 3 Nr. 4 a) aa) VGB 2013 gelten Nässeschäden als versichert, die durch Leitungswasser entstehen, 

welches aus innerhalb des Gebäudes verlaufenden Regenfallrohren bestimmungswidrig ausgetreten ist. 
b. In Erweiterung von A § 3 Nr. 1 a) VGB 2013 sind frostbedingte und sonstige Bruchschäden an im Gebäude verlaufenden 

Regenfallrohren versichert. 
 

5. Schläuche 
Versichert sind die notwendigen Kosten für die Wiederbeschaffung von Zu- und Abwasserschläuchen von Waschmaschinen, 
Geschirrspülern oder ähnlichen Geräten, sofern die Schläuche durch eine der in A § 1 Nr. 1 a) VGB 2013 versicherten Gefahren 
beschädigt oder zerstört wurden.  
 

6. Gasleitungen 
In Erweiterung zu A § 3 Nr. 1 und 2 VGB 2013 sind Bruchschäden an Gasleitungen, die der Versorgung des versicherten 
Gebäudes dienen und für die der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt, mitversichert. 
 

7. Rückstau 
a. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch Rückstau zerstört oder beschädigt werden oder 

abhanden kommen. Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) 
Gewässern oder durch Witterungsniederschläge bestimmungswidrig aus den gebäudeeigenen Ableitungsrohren oder damit 
verbundenen Einrichtungen in das Gebäude eindringt. 

b. Zur Vermeidung von Rückstauschäden hat der Versicherungsnehmer  
aa. bei überflutungsgefährdeten Räumen Rückstausicherungen anzubringen und funktionsbereit zu halten und 
bb. Abflussleitungen auf dem Versicherungsgrundstück freizuhalten, 
sofern der Versicherungsnehmer hierfür die Gefahr trägt. 

c. Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, so kann der Versicherer unter den in  
B § 8 Nr. 3 VGB 2013 beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise leistungsfrei sein. 

 

8. Kessel-, Maschinen- und elektrische Kraftanlagen 
Versichert sind auch Schäden durch Leitungswasser an Kessel-, Maschinen- und elektrischen Kraftanlagen, soweit der 
Versicherungsnehmer dafür die Gefahr trägt und aus einem anderen Versicherungsvertrag keine Entschädigung erhalten wird 
(Subsidiärhaftung). 
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III. Nur bei Mitversicherung von Schäden durch Sturm/Hagel: 
 

1. Aufwendungen für die Beseitigung umgestürzter Bäume (PK 7363) 
a. In Erweiterung von A § 7 Nr. 1 VGB 2013 ersetzt der Versicherer die notwendigen Kosten für das Entfernen, den Abtransport 

und die Entsorgung durch Blitzschlag oder Sturm umgestürzter Bäume des Versicherungsgrundstücks, soweit eine natürliche 
Regeneration nicht zu erwarten ist. Bereits abgestorbene Bäume sind von der Versicherung ausgeschlossen. 

b. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf einen Betrag bis 5.000,– € begrenzt. 
 

IV. Nur bei Mitversicherung von Schäden durch Feuer: 
 

1. Kosten für die Dekontamination von Erdreich (PK 7362) 
Abweichend von Ziff. A. III. Nr.4. f. BB VGB 2013 Kompakt ist die Entschädigung je Versicherungsfall und -jahr begrenzt auf 100 
% der Versicherungssumme; der Versicherungsnehmer hat von derartigen Schäden neben anderen vertraglichen 
Selbstbehalten 10 % selbst zu tragen. 
 

2. Rauch- und Rußschäden 
Für Rauch- und Rußschäden an versicherten Sachen besteht auch dann Versicherungsschutz, wenn sie nicht Folge eines 
Brandes im Sinne des A § 2 Nr. 2 VGB 2013 sind. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, die durch die allmähliche 
Einwirkung von Rauch und Ruß über einen Zeitraum von mehr als 2 Tagen entstehen. 
 

3. Verpuffungsschäden 
In Erweiterung des A § 2 Nr. 1 c) VGB 2013 werden auch Schäden durch Verpuffung ersetzt. 
 

4. Blindgängerschäden 
Abweichend von A § 1 Nr. 2 a) VGB 2013 sind Explosionsschäden durch Kampfmittel aus beendeten Kriegen versichert. 
 

5. Feuer-Rohbauversicherung 
Die im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude und die zu ihrer Errichtung notwendigen, auf dem Baugrundstück 
befindlichen Baustoffe, sind während der Zeit des Rohbaus bis zur bezugsfertigen Herstellung, längstens bis zum Ablauf von 
12 Monaten, beitragsfrei gegen Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Aufprall eines Luftfahrzeuges, seiner 
Teile und seiner Ladung versichert. 
Der Versicherungsschutz gegen Leitungswasser, Rohrbruch und Frost sowie gegen Sturm und Hagel tritt erst dann in Kraft, 
wenn das versicherte Gebäude bezugsfertig ist. 
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Pro Domo Premium (BB VGB 
2013 Premium) – sofern vereinbart 

 
 
 

I. Deckungserweiterungen 
 
 
 

1. Erhöhte Entschädigungsgrenze für Mehrkosten infolge behördlicher Wiederherstellungsbeschränkungen für 
Restwerte 
Abweichend von Ziff. A. I. 2. c. BB VGB 2013 Kompakt ist die Entschädigung je Versicherungsfall und -jahr begrenzt auf 100 % 
der Versicherungssumme 

 

2. Erhöhte Entschädigungsgrenze für Schäden weiterer Wasserschäden 
Abweichend Ziff. A. I. 6. Punkt b. der BB VGB 2013 Premium beträgt ist die Entschädigung je Versicherungsfall auf einen 
Betrag bis 8.000,– € begrenzt. 
 

3. Mietausfall für gewerblich genutzte Räume 
Abweichend von A § 9 Nr. 3 VGB 2013 ist Mietausfall oder der ortsübliche Mietwert für gewerblich genutzte Räume gemäß A 
§ 9 Nr. 1 VGB 2013 mitversichert. 
Abweichend von A § 9 Nr. 2 VGB 2013 werden Mietausfall oder Mietwert bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Räume 
wieder benutzbar sind, höchstens jedoch für 18 Monate seit dem Eintritt des Versicherungsfalles. 
 

4. Schäden durch Innere Unruhen, Streik, Aussperrung 
In Erweiterung von A § 1 VGB 2013 wird Entschädigung für versicherte Sachen geleistet, die durch Innere Unruhe, Streik oder 
Aussperrung zerstört oder beschädigt werden. 
 

a. Innere Unruhe, Streik oder Aussperrung 
Entschädigung für versicherte Sachen wird geleistet, die unmittelbar durch 
aa. Gewalthandlungen im Zusammenhang mit Inneren Unruhen zerstört oder beschädigt werden. Eingeschlossen sind 

unmittelbare Schäden durch Wegnahme bei Plünderungen in unmittelbarem Zusammenhang mit Inneren Unruhen. 
bb. Handlungen der streikenden oder ausgesperrten Arbeitnehmer in Zusammenhang mit einem Streik oder beim 

Widerstand gegen eine Aussperrung zerstört oder beschädigt werden. 
Als Streik gilt die gemeinsam planmäßig durchgeführte, auf ein bestimmtes Ziel gerichtete Arbeitseinstellung einer 
verhältnismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern. Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel gerichtete planmäßige 
Ausschließung einer verhältnismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern. 

b. Leistung von Bund, Ländern und Gemeinden 
aa. Ein Anspruch auf Entschädigung für Schäden durch Innere Unruhen, Streik oder Aussperrung besteht insoweit nicht, als 

Schadenersatz auf Grund öffentlich-rechtlichen Entschädigungsrechts beansprucht werden kann. 
bb. Ein Anspruch auf Entschädigung in den Fällen von Ziff. b. aa. erstreckt sich nur auf den Teil des Schadens, der die 

Höchstgrenzen auf Grund öffentlich-rechtlichen Entschädigungsrechts überschreitet. 
c. Jahreshöchstentschädigung 

Die Entschädigung ist auf die Jahreshöchstentschädigung von 100 % der Versicherungssumme, maximal jedoch auf 
500.000,- €, begrenzt. Alle Schäden, die im laufenden Versicherungsjahr beginnen, fallen insgesamt unter die 
Jahreshöchstentschädigung. 

d. Nicht versicherte Schäden 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden,  
aa. die durch Kriegsereignisse jeder Art, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion, Aufstand oder Verfügung von hoher Hand 

entstehen. Ist der Beweis für einen dieser Ausschlüsse nicht zu erbringen, so genügt die überwiegende 
Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden auf eine dieser Ursachen zurückzuführen ist. 

bb. die vom Versicherungsnehmer oder einem Repräsentanten verursacht werden. 
e. Besondere Kündigungsfrist 

Sowohl der Versicherer als auch der Versicherungsnehmer können diese Klausel jederzeit durch Erklärung in Textform 
kündigen. Die Kündigung wird eine Woche nach Zugang wirksam. 

 

5. Selbstbehalt (PK 7761) 
Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um den vereinbarten 
Selbstbehalt gekürzt. Dies gilt nicht für Schadenabwendungs- oder Schadenminderungskosten (siehe B § 13 VGB 2013), die 
auf Weisung des Versicherers angefallen sind. 
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II. Nur bei Mitversicherung von Schäden durch Leitungswasser: 
 

1. Erhöhte Entschädigungsgrenze für eine erweiterte Versicherung von Ableitungsrohren auf dem 
Versicherungsgrundstück 
a. Versichert sind in Ergänzung zu A § 3 Nr. 2 VGB 2013 Frost- und sonstige Bruchschäden an Ableitungsrohren der 

Wasserversorgung außerhalb versicherter Gebäude auf dem Versicherungsgrundstück, soweit diese Rohre der Entsorgung 
versicherter Gebäude oder Anlagen dienen, dem Stand der Technik entsprechend hergestellt und verlegt wurden und der 
Schaden während der Vertragsdauer eingetreten ist. 

b. Punkt a. gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen Zwecken dienen. 
c. Die Entschädigung ist, soweit nichts anderes vereinbart ist, je Versicherungsfall auf 3 % der Versicherungssumme begrenzt. 
d. Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird, sofern die vom Versicherungsfall betroffenen 

Ableitungsrohre zum Schadenzeitpunkt älter als 10 Jahre sind, je Versicherungsfall um einen Selbstbehalt von 500,- € 
gekürzt.  

 

2. Erweiterte Versicherung von Ableitungsrohren außerhalb des Versicherungsgrundstücks (PK 7263) 
a. In Erweiterung von Abschnitt A § 3 Nr. 2 VGB 2013 sind Frost- und sonstige Bruchschäden an Wasserableitungsrohren 

versichert, die außerhalb des Versicherungsgrundstücks verlegt sind und der Entsorgung versicherter Gebäude oder 
Anlagen dienen, soweit der Versicherungsnehmer dafür eine Gefahr trägt. 

b. Punkt a. gilt nicht für Rohre, die ausschließlich gewerblichen Zwecken dienen. 
c. Die Entschädigung ist, soweit nichts anderes vereinbart ist, je Versicherungsfall auf 3 % der Versicherungssumme begrenzt.  
 

3. Erhöhte Entschädigungsgrenze für Medienverluste 
Abweichend Ziff. A. II. 3. Punkt b. der BB VGB 2013 Premium ist die Entschädigung je Versicherungsfall auf einen Betrag bis 
5.200 € begrenzt. 
 

4. Rückstau 
a. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch Rückstau zerstört oder beschädigt werden oder 

abhandenkommen. Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) 
Gewässern oder durch Witterungsniederschläge bestimmungswidrig aus den gebäudeeigenen Ableitungsrohren oder damit 
verbundenen Einrichtungen in das Gebäude eindringt. 

b. Zur Vermeidung von Rückstauschäden hat der Versicherungsnehmer  
aa. bei überflutungsgefährdeten Räumen Rückstausicherungen anzubringen und funktionsbereit zu halten und 
bb. Abflussleitungen auf dem Versicherungsgrundstück freizuhalten, 
sofern der Versicherungsnehmer hierfür die Gefahr trägt. 

c. Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, so kann der Versicherer unter den in  
B § 8 Nr. 3 VGB 2013 beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise leistungsfrei sein. 

 

5. Kessel-, Maschinen- und elektrische Kraftanlagen 
Versichert sind auch Schäden durch Leitungswasser an Kessel-, Maschinen- und elektrischen Kraftanlagen, soweit der 
Versicherungsnehmer dafür die Gefahr trägt und aus einem anderen Versicherungsvertrag keine Entschädigung erhalten wird 
(Subsidiärhaftung). 
 

III. Nur bei Mitversicherung von Schäden durch Feuer: 
 

1. Feuer-Rohbauversicherung 
Die im Versicherungsvertrag bezeichneten Gebäude und die zu ihrer Errichtung notwendigen, auf dem Baugrundstück 
befindlichen Baustoffe, sind während der Zeit des Rohbaus bis zur bezugsfertigen Herstellung, längstens bis zum Ablauf von 
12 Monaten, beitragsfrei gegen Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Aufprall eines Luftfahrzeuges, seiner 
Teile und seiner Ladung versichert. 
Der Versicherungsschutz gegen Leitungswasser, Rohrbruch und Frost sowie gegen Sturm und Hagel tritt erst dann in Kraft, 
wenn das versicherte Gebäude bezugsfertig ist. 
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Einstufung des Beitrages nach Abschnitt A § 20 VGB 2013 - gilt nur, sofern 
besonders vereinbart und im Versicherungsschein aufgeführt: 
 

Die Einstufung des Beitrages erfolgt u.a. nach Tarifzonen und dem Gebäudealter (bis 15 Jahre und älter). Abweichend vom 
Alter des Gebäudes gilt für die Einstufung des Beitrages bei dem Risiko Leitungswasser die letzte komplette 
Leitungswasserinstallation, bei dem Risiko Sturm/Hagel die letzte komplette Dachneueindeckung. Die Beitragsstaffel nach dem 
Gebäudealter (Abschnitt A § 20 VGB 2013) kann abweichend vereinbart werden. 

 

Konditionsdifferenzdeckung – gilt nur, sofern besonders vereinbart und im 
Versicherungsschein aufgeführt: 
 

1. Vertragsgrundlagen 
Es gelten die vereinbarten Allgemeinen Bedingungen für die Wohngebäudeversicherung (VGB 2013) sowie die vereinbarten 
Besonderen Bedingungen und Klauseln, soweit sich aus den folgenden Bestimmungen nicht etwas anderes ergibt. 
 

2. Gegenstand der Konditionsdifferenzdeckung 
Diese Konditionsdifferenzdeckung ergänzt eine anderweitig bestehende Wohngebäudeversicherung für dasselbe Risiko und 
dieselben Gefahren im nachstehend beschriebenen Umfang. Der Versicherungsschutz aus der anderweitig bestehenden 
Wohngebäudeversicherung geht dem Versicherungsschutz aus dem vorliegenden Vertrag vor. 
 

3. Leistungsumfang 
a. Die Konditionsdifferenzdeckung leistet für Schadenereignisse, die in der anderweitig bestehenden 

Wohngebäudeversicherung nicht oder nicht im vollen Umfang versichert sind, bis zur Höhe des im vorliegenden Vertrag 
vereinbarten Versicherungsschutzes (zum Beispiel: Haftungserweiterungen, Entschädigungsgrenzen und Selbstbehalte). 
Die Konditionsdifferenzdeckung leistet nicht für bestehende Versicherungssummendifferenzen (Unterversicherung) zwischen 
diesem und dem anderweitig bestehenden Vertrag. 
Vertraglich vereinbarte und sonstige Leistungen aus der anderweitig bestehenden Wohngebäudeversicherung werden 
abgezogen. 
Soweit im vorliegenden Vertrag ein Selbstbehalt vereinbart gilt, wird der sich nach der vorstehenden Berechnungsmethode 
ergebende Betrag jedoch um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt. 

b. Maßgeblich für die vertraglich vereinbarten Leistungen aus der anderweitig bestehenden Wohngebäudeversicherung ist der 
Umfang des Versicherungsschutzes des anderen Vertrages, der zum Zeitpunkt der Antragstellung der 
Konditionsdifferenzdeckung bestanden hat. Nachträglich vorgenommene Änderungen an der anderweitig bestehenden 
Wohngebäudeversicherung bewirken keine Erweiterung der Konditionsdifferenzdeckung. 

c. Ergänzend zu den Bestimmungen der VGB 2013 werden Leistungen aus der Konditionsdifferenzdeckung nicht erbracht, 
wenn 
– zum Zeitpunkt der Antragstellung der Konditionsdifferenzdeckung keine anderweitige Wohngebäudeversicherung 

bestanden hat; 
 

– die Leistung des anderen Versicherers infolge eines Vergleichs zwischen dem anderweitigen Versicherer und dem 
Versicherungsnehmer nicht zum vollen Ersatz des Schadens führt. Gleiches gilt, wenn aufgrund fehlender Nachweise über 
die Schadenhöhe durch den anderweitigen Versicherer lediglich eine pauschale Entschädigung erbracht wird. 

d. Ist der anderweitige Versicherer infolge 
– Nichtzahlung der Beiträge, 
 

– Obliegenheitsverletzung, 
 

– arglistiger Täuschung 
 

von seiner Leistungspflicht ganz oder teilweise befreit, so wird dadurch keine Erweiterung des Leistungsumfangs der 
Konditionsdifferenzdeckung bewirkt. Leistungen aus der Konditionsdifferenzdeckung werden dann nur insoweit erbracht, wie 
sie entstanden wären, wenn keiner der vorgenannten Gründe für den Wegfall oder die Reduzierung der Leistung vorgelegen 
hätte. 
 

4. Verhalten im Schadenfall 
a. Der Versicherungsnehmer hat einen Schadenfall 

– zunächst dem Versicherer der anderweitig bestehenden Wohngebäudeversicherung anzuzeigen und dort seine Ansprüche 
geltend zu machen; 

– zur Konditionsdifferenzdeckung unverzüglich zu melden, sobald er von dem anderweitigen Versicherer informiert werden, 
dass ein gemeldeter Schadenfall dort nicht oder nicht in vollem Umfang unter die Leistungspflicht fällt. 

b. Die übrigen in B § 8 VGB 2013 genannten Obliegenheiten, welche im Versicherungsfall zu beachten sind, bleiben unberührt; 
insbesondere hat der Versicherungsnehmer nach Aufforderung durch den Versicherer die erforderlichen Auskünfte zur 
Feststellung der Entschädigungspflicht zu erteilen sowie die zur Feststellung der Leistungshöhe notwendigen Unterlagen des 
anderen Versicherers einzureichen. 

 

5. Dauer der Konditionsdifferenzdeckung 
a. Der vorliegende Wohngebäudeversicherungsvertrag wird zu dem im Versicherungsschein genannten Beendigungstermin der 

anderweitig bestehenden Wohngebäudeversicherung durch den Wegfall der Bestimmungen über die 
Konditionsdifferenzdeckung auf den vollen Versicherungsschutz umgestellt. Gleiches gilt, wenn die anderweitig bestehende 
Wohngebäudeversicherung vor dem genannten Beendigungstermin endet. Die vorzeitige Beendigung der anderweitig 
bestehenden Wohngebäudeversicherung ist unverzüglich mitzuteilen. 

b. Ab dem Zeitpunkt der Umstellung von der Konditionsdifferenzdeckung auf den vollen Versicherungsschutz ist der hierfür zu 
zahlende Beitrag zu entrichten. 

c. Der Versicherungsschutz für die Konditionsdifferenzdeckung des vorliegenden Wohngebäudeversicherungsvertrages gilt 
längstens für ein Jahr ab Ausstellung des Versicherungsscheines. Er entfällt rückwirkend ab Beginn, wenn der vorliegende 
Wohngebäudeversicherungsvertrag nicht zustande kommt. Beide Vertragsparteien haben das Recht, die 
Konditionsdifferenzdeckung während der Laufzeit mit Monatsfrist zu kündigen.  



Abschnitt „A“

§1 ��Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungsfall), 
generelle Ausschlüsse

1.	 Versicherungsfall
	 a) �Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 

Sachen, die durch
		  aa)	�Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall 

oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder  
seiner Ladung, 

		  bb)	Leitungswasser,
		  cc)	Sturm, Hagel
		�  zerstört oder beschädigt werden oder infolgedessen 

abhanden kommen.
	 b)	 Jede der Gefahrengruppen nach aa) – cc) kann auch  
		  einzeln versichert werden.

2.	 Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie
	 a)	�� Ausschluss Krieg
		�  Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mit­

wirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, kriegs­
ähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion 
oder Aufstand.

	 b)	 Ausschluss Innere Unruhen
		�  Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 

mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch innere 
Unruhen.

	 c)	 Ausschluss Kernenergie
		�  Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwir­

kende Ursachen nicht auf Schäden durch Kernenergie, 
nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen.

§ 2 Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge

1.	 Versicherte Gefahren und Schäden
	� Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, 

die durch
	 a)	 Brand,
	 b)	 Blitzschlag,
	 c)	 Explosion, Implosion
	 d)	� Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile 

oder seiner Ladung 
	 zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.

2.	 Brand
	� Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen 

Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das sich 
aus eigener Kraft auszubreiten vermag.

3.	 Blitzschlag
	� Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf 

Sachen.
	� Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschlussschäden an 

elektrischen Einrichtungen und Geräten sind nur versichert, 
wenn an Sachen auf dem Grundstück, auf dem der Versiche­
rungsort liegt, durch Blitzschlag Schäden anderer Art ent­
standen sind. Spuren eines direkten Blitzschlags an ande­
ren Sachen als an elektrischen Einrichtungen und Geräten 
oder an Antennen stehen Schäden anderer Art gleich.

4.	 Explosion, Implosion
	 a)	�� Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von 

Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende 
Kraftäußerung. 	� B
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		��  Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung usw.) 
liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem solchen 
Umfang zerrissen wird, dass ein plötzlicher Ausgleich des 
Druckunterschieds innerhalb und außerhalb des Behäl­
ters stattfindet. Wird im Innern eines Behälters eine Explo­
sion durch chemische Umsetzung hervorgerufen, so ist 
ein Zerreißen seiner Wandung nicht erforderlich.

	 b)	� Implosion ist ein plötzlicher, unvorhersehbarer Zusam­
menfall eines Hohlkörpers durch äußeren Überdruck 
infolge eines inneren Unterdruckes.

5.	 Nicht versicherte Schäden
	 Nicht versichert sind 
	 a)	� ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden 

durch Erdbeben; 
	 b)	 Sengschäden; 
	 c)	� Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen durch die 

im Verbrennungsraum auftretenden Explosionen, sowie 
Schäden, die an Schaltorganen von elektrischen Schal­
tern durch den in ihnen auftretenden Gasdruck ent­
stehen;

	 d)	� Brandschäden, die an versicherten Sachen dadurch ent­
stehen, dass sie einem Nutzfeuer oder der Wärme zur 
Bearbeitung oder zu sonstigen Zwecken ausgesetzt wer­
den; dies gilt auch für Sachen, in denen oder durch die 
Nutzfeuer oder Wärme erzeugt, vermittelt oder weiter­
geleitet wird.

	� Die Ausschlüsse gemäß Nr. 5 b bis 5 d gelten nicht, soweit 
diese Schäden Folge eines versicherten Sachschadens ge­
mäß Nr. 1 sind.

§ 3 Leitungswasser

1.	 Bruchschäden innerhalb von Gebäuden
	� Der Versicherer leistet Entschädigung für innerhalb von 

Gebäuden eintretende
	 a)	 frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Rohren 
		  aa)	�der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) oder 

den damit verbundenen Schläuchen,
		  bb)	�der Warmwasser- oder Dampfheizung sowie Klima-, 

Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen,
		  cc)	�� von Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen,
		  sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkesseln, 
		  Boilern oder vergleichbaren Anlagen sind.
	 b)	� frostbedingte Bruchschäden an nachfolgend genannten 

Installationen:
		  aa)	�Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, Arma­

turen (z. B. Wasser- und Absperrhähne, Ventile, Ge­
ruchsverschlüsse, Wassermesser) sowie deren An­
schlussschläuche,

		  bb)	�Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichbare Teile 
von Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, 
Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen.

	� Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukörper, 
einschließlich der Bodenplatte.

	� Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach gelten als 
Rohre innerhalb des Gebäudes.

	� Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre und 
Installationen unterhalb der Bodenplatte (tragend oder nicht 
tragend) nicht versichert .

2.	 Bruchschäden außerhalb von Gebäuden
	� Der Versicherer leistet Entschädigung für außerhalb von 

Gebäuden eintretende frostbedingte und sonstige Bruch­
schäden an den Zuleitungsrohren der Wasserversorgung 
oder an den Rohren der Warmwasserheizungs-, Dampfhei­
zungs-, Klima-, Wärmepumpen-, oder Solarheizungsan­
lagen soweit

	 a)	� diese Rohre der Versorgung versicherter Gebäude oder 
Anlagen dienen und

	 b)	� die Rohre sich auf dem Versicherungsgrundstück befin­
den und

	 c)	 der Versicherungsnehmer die Gefahr trägt.

3.	 Nässeschäden
	� Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, 

die durch bestimmungswidrig austretendes Leitungswasser 
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.

	� Das Leitungswasser muss aus Rohren der Wasserversor­
gung (Zu- und Ableitungen) oder damit verbundenen 
Schläuchen, den mit diesem Rohrsystem verbundenen 
sonstigen Einrichtungen oder deren wasserführenden Tei­
len, aus Einrichtungen der Warmwasser- oder Dampfhei­
zung, aus Klima- Wärmepumpen oder Solarheizungsanla­
gen, aus Wasserlösch- und Berieselungsanlagen sowie aus 
Wasserbetten und Aquarien ausgetreten sein.

	� Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, Wärmepumpen- 
oder Solarheizungsanlagen sowie Wasserdampf stehen Lei­
tungswasser gleich.

4.	 Nicht versicherte Schäden
	 a)	� Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 

Ursachen Schäden durch
		  aa)	�Regenwasser aus Fallrohren
		  bb)	Plansch- oder Reinigungswasser,
		  cc)	Schwamm,
		  dd)	�Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, 

Überschwemmung oder Witterungsniederschläge 
oder einen durch diese Ursachen hervorgerufenen 
Rückstau,

		  ee)	Erdbeben Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch,
		  ff)	� Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass 

Leitungswasser nach Nr. 3 die Erdsenkung oder den 
Erdrutsch verursacht hat, 

		  gg)	�Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall 
oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder 
seiner Ladung,

		  hh)	�Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Beriese­
lungsdüsen wegen eines Brandes, durch Druck­
proben oder durch Umbauten oder Reparatur­
arbeiten an dem versicherten Gebäude oder an der 
Sprinkler- oder Berieselungsanlage.

		  ii)		� Sturm, Hagel
		  jj)		� Leitungswasser aus Eimern, Gießkannen oder son­

stigen mobilen Behältnissen.
	 b)	� Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden 

an Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht bezugs­
fertig sind und an den in diesen Gebäuden oder Gebäude­
teilen befindlichen Sachen.

5.	 Selbstbehalt
	 Es gelten die vertraglich vereinbarten Selbstbehalte.

§ 4 Sturm, Hagel

1.	 Versicherte Gefahren und Schäden
	� Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, 

die zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kom­
men

	 a)	� durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder 
Hagels auf versicherte Sachen oder auf Gebäude, in 
denen sich versicherte Sachen befinden;

	 b)	� dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, Bäu­
me oder andere Gegenstände auf versicherte Sachen 
oder auf Gebäude, in denen sich versicherte Sachen be­
finden, wirft;

	 c)	� als Folge eines Schadens nach a) oder b) an versicherten 
Sachen;

	 d)	� durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder Ha­
gels auf Gebäude, die mit dem versicherten Gebäude 
oder Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen befin­
den, baulich verbunden sind;

	 e)	� dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, Bäu­
me oder andere Gegenstände auf Gebäude wirft, die mit 
dem versicherten Gebäude oder Gebäuden, in denen 
sich versicherte Sachen befinden, baulich verbunden 
sind.

2.	 Sturm
	� Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von minde­

stens Windstärke 8 nach Beaufort (Windgeschwindigkeit 
mindestens 63 km/Stunde).

	� Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststellbar, so 
wird Windstärke 8 unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass

	 a)	� die Luftbewegung in der Umgebung des Versicherungs­



grundstücks Schäden an Gebäuden in einwandfreiem 
Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen anderen 
Sachen angerichtet hat, oder dass

	 b)	� der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des 
versicherten Gebäudes oder des Gebäudes, in dem sich 
die versicherten Sachen befunden haben, oder mit die­
sem Gebäude baulich verbundenen Gebäuden, nur 
durch Sturm entstanden sein kann.

3.	 Hagel
	� Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von 

Eiskörnern.

4.	 Nicht versicherte Schäden
	 a)	� Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 

Ursachen Schäden durch 
		  aa)	Sturmflut;
		  bb)	�Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz 

durch nicht ordnungsgemäß geschlossene Fenster, 
Außentüren oder andere Öffnungen, es sei denn, 
dass diese Öffnungen durch Sturm oder Hagel ent­
standen sind und einen Gebäudeschaden darstellen;

		  cc)	� Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz 
eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung;

		  dd)	�weitere Elementargefahren (Überschwemmung, Erd­
beben, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen, 
Vulkanausbruch).

	 b)	 Der Versicherer leistet keine  Entschädigung für Schäden an
		  aa)	�Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht bezugs­

fertig sind und an den in diesen Gebäuden oder Ge­
bäudeteilen befindlichen Sachen;

		  bb)	Laden- und Schaufensterscheiben

5.	 Selbstbehalt
	 Es gelten die vertraglich vereinbarten Selbstbehalte.

§ 5 Versicherte und nicht versicherte Sachen, Versicherungsort

1.	 Beschreibung des Versicherungsumfangs
	� Versichert sind die in dem Versicherungsschein bezeich­

neten Gebäude mit ihren Gebäudebestandteilen und Ge­
bäudezubehör einschließlich unmittelbar an das Gebäude 
anschließender Terrassen auf dem im Versicherungsschein 
bezeichneten Versicherungsgrundstück.

	� Weitere Grundstückbestandteile sind nur versichert, soweit 
diese ausdrücklich in den Versicherungsumfang einbezo­
gen sind.

2.	 Definitionen
	 a)	� Gebäude im Sinne dieser Regelungen sind mit dem 

Erdboden verbundene Bauwerke, die der überwiegen­
den Nutzung zu Wohnzwecken bestimmt sind und 
gegen äußere Einflüsse schützen können.

	 b)	� Gebäudebestandteile sind in ein Gebäude eingefügte 
Sachen, die durch ihre feste Verbindung mit dem 
Gebäude ihre Selbständigkeit verloren haben. Dazu 
gehören auch Einbaumöbel bzw. Einbauküchen, die 
individuell für das Gebäude raumspezifisch geplant und 
gefertigt sind.

	 c)	� Gebäudezubehör sind bewegliche Sachen, die sich im 
Gebäude befinden oder außen am Gebäude angebracht 
sind und der Instandhaltung bzw. überwiegenden 
Zweckbestimmung des versicherten Gebäudes dienen. 
Als Gebäudezubehör gelten ferner Müllboxen sowie 
Klingel- und Briefkastenanlagen auf dem Versicherungs­
grundstück. 

	 d)	� Als Grundstückbestandteile gelten die mit dem Grund 
und Boden des Versicherungsgrundstücks fest verbun­
denen Sachen.

	 e)	� Versicherungsgrundstück ist das Flurstück/sind die 
Flurstücke, auf dem das versicherte Gebäude steht 
(Versicherungsort). Teilen sich mehrere Gebäude ein 
Flurstück, so gilt als Versicherungsort derjenige Teil des 
Flurstücks, der durch Einfriedung oder anderweitige Ab­
grenzung dem/den im Versicherungsschein bezeichneten 
Gebäude(n) ausschließlich zugehörig ist.

3.	 Ausschlüsse
	 a)	� Nicht versichert sind Photovoltaikanlagen sowie deren 

zugehörige Installationen (z. B. Solarmodule, Montage­
rahmen, Befestigungselemente, Mess-, Steuer- und 
Regeltechnik, Wechselrichter und Verkabelung).

	 b)	� Nicht versichert sind in das Gebäude nachträglich einge­
fügte – nicht aber ausgetauschte – Sachen, die ein 
Mieter oder Wohnungseigentümer auf seine Kosten 
beschafft oder übernommen hat und daher hierfür die 
Gefahr trägt. Eine anderweitige Vereinbarung über die 
Gefahrtragung ist vom Versicherungsnehmer nachzu­
weisen.

	 c)	� Nicht versichert sind elektronisch gespeicherte Daten 
und Programme.

§ 6 Wohnungs- und Teileigentum

1.	� Ist bei Verträgen mit einer Gemeinschaft von Wohnungs­
eigentümern der Versicherer wegen des Verhaltens einzel­
ner Wohnungseigentümer ganz oder teilweise leistungs­
frei, so kann er sich hierauf gegenüber den übrigen Woh­
nungseigentümern wegen deren Sondereigentums sowie 
deren Miteigentumsanteile nicht berufen.

	� Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwir­
kungsgrund vorliegt, hat dem Versicherer die darauf entfal­
lenden Aufwendungen zu ersetzen.

2. 	� Die übrigen Wohnungseigentümer können verlangen, dass 
der Versicherer sie auch insoweit entschädigt, als er gegen­
über einzelnen Miteigentümern leistungsfrei ist, sofern die­
se zusätzliche Entschädigung zur Wiederherstellung des ge­
meinschaftlichen Eigentums verwendet wird.

	� Der Wohnungseigentümer, in dessen Person der Verwir­
kungsgrund vorliegt, ist verpflichtet, dem Versicherer diese 
Mehraufwendungen zu erstatten.

3.	� Für die Gebäudeversicherung bei Teileigentum gelten Nr. 1 
und Nr. 2 entsprechend.

§ 7 Versicherte Kosten

1.	� Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles not­
wendigen

	 a)	� Aufräum- und Abbruchkosten
		�  für das Aufräumen und den Abbruch versicherter 

Sachen sowie für das Wegräumen und den Abtransport  
von Schutt und sonstigen Resten dieser Sachen zum 
nächsten Ablagerungsplatz und für das Ablagern und 
Vernichten,

	 b)	� Bewegungs- und Schutzkosten
		�  die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wieder­

herstellung oder Wiederbeschaffung versicherter Sa­
chen andere Sachen bewegt, verändert oder geschützt 
werden müssen.

	�
2.	� Die Entschädigung für versicherte Kosten gemäß a) und b) 

ist auf 5 % der Versicherungssumme begrenzt.

3.	� Besondere Vereinbarung
	� Weitere versicherte Kosten sind in den  jeweils vereinbar­

ten Besonderen Bedingungen geregelt.

§ 8 Mehrkosten

1.	 Beschreibung der versicherten Leistung
	 a)	� Der Versicherer ersetzt die tatsächlich entstandenen 

Mehrkosten infolge von Veränderungen der öffentlich-
rechtlichen Vorschriften (Gesetze und Verordnungen), die 
zwischen Errichtung bzw. letztmaliger genehmigungs­
pflichtiger Baumassnahme am betroffenen Gebäudeteil 
und dem Versicherungsfall in Kraft getreten sind.

	 b)	� Darf die Wiederherstellung der versicherten, vom 
Schaden betroffenen Sachen aufgrund behördlicher 
Wiederaufbaubeschränkungen nur an anderer Stelle 
erfolgen, so sind dadurch entstehende Mehrkosten nur 
in dem Umfang zu ersetzen, in dem sie auch bei Wieder­
herstellung an bisheriger Stelle entstanden wären.



	 c)	� Der Ersatz von Mehrkosten beschränkt sich auf die tat­
sächlich vom Schaden betroffenen Gebäudeteile. 

	 d)	� Ist das Gebäude zum Zeitwert versichert, so werden die 
Mehrkosten im Verhältnis des versicherten Zeitwerts 
zum aktuellen Neubauwert erstattet.

2.	 Definitionen
	� Mehrkosten im Sinne dieser Vorschrift ergeben sich aus 

der Differenz des Aufwandes für die Wiederherstellung in 
gleicher Art und Güte und dem Aufwand zum Zeitpunkt 
der Wiederherstellung, der unter Berücksichtigung der Nr. 
1 a) und b) entstehen wird.

3.	 Ausschlüsse
	� a)	 Nicht versichert sind Mehrkosten infolge von
		  aa)	Betriebsbeschränkungen,
		  bb)	Kapitalmangel,
		  cc)	� behördlichen Auflagen, die mit Fristsetzung vor 

Eintritt des Versicherungsfalles erteilt wurden,
		  dd)	�behördlichen Wiederherstellungsbeschränkungen, 

die es untersagen, verwertbare Reste der versicher­
ten, vom Schaden betroffenen Sachen zu verwerten.

	 b)	� Wird vor Eintritt des Versicherungsfalles auf der Grund­
lage bestehender Gesetze und Verordnungen durch eine 
hierin ausgewiesene Frist der Bestandsschutz außer 
Kraft gesetzt bzw. die Nutzung des Gebäudes ganz oder 
teilweise untersagt, so sind die hierdurch entstehenden 
Mehrkosten nicht vom Versicherungsschutz umfasst, 
auch wenn die zuständige Behörde noch keinen ent­
sprechenden Verwaltungsakt erlassen hat.

4.	 Preissteigerungen
	� Der Versicherer ersetzt auch Preissteigerungen, die  im 

Zuge der Wiederherstellung entstehen und deren Ursache 
in der Zeit zwischen Eintritt des Versicherungsfalles und 
der unverzüglichen Wiederherstellung liegt und für die 
nicht gleichzeitig eine Preisdifferenzversicherung besteht. 
Veranlasst der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich 
die Wiederherstellung, sind die Mehrkosten nur in dem 
Umfang zu ersetzen, in dem sie auch bei unverzüglicher 
Wiederherstellung entstanden wären.

	
5.	 Entschädigungsgrenze
	� Die Entschädigung der notwendigen Mehrkosten gemäß Nr. 

1-3 ist je Versicherungsfall auf 5 % der Versicherungssumme 
begrenzt.

§ 9 Mietausfall, Mietwert

1.	 Mietausfall, Mietwert	�
	 Der Versicherer ersetzt
	 a)	� den Mietausfall einschließlich fortlaufender Mietneben­

kosten, wenn Mieter von Wohnräumen infolge eines 
Versicherungsfalles zu Recht die Zahlung der Miete ganz 
oder teilweise eingestellt haben,

	 b)	� den ortsüblichen Mietwert von Wohnräumen einschließ­
lich fortlaufender Nebenkosten im Sinne des Mietrechts, 
die der Versicherungsnehmer selbst bewohnt und die 
infolge eines Versicherungsfalles unbenutzbar gewor­
den sind, falls dem Versicherungsnehmer die Beschrän­
kung auf einen benutzbar gebliebenen Teil der Wohnung 
nicht zugemutet werden kann.

	 c)	� Der Versicherer ersetzt auch einen durch die Einhaltung 
öffentlich-rechtlicher Vorschriften (z. B. Wiederaufbaube-
schränkungen) verursachten zusätzlichen Mietausfall 
bzw. Mietwert.

2.	 Haftzeit
	 a)	� Mietausfall oder Mietwert werden bis zu dem Zeitpunkt 

ersetzt, in dem die Räume wieder benutzbar sind, höch­
stens jedoch für 12 Monate seit dem Eintritt des Ver­
sicherungsfalles.

	 b)	� Mietausfall oder Mietwert werden nur insoweit ersetzt, 
wie der Versicherungsnehmer die mögliche Wiederbe­
nutzung nicht schuldhaft verzögert.

3.	 Gewerblich genutzte Räume
	� Für gewerblich genutzte Räume kann die Versicherung des 

Mietausfalles oder des ortsüblichen Mietwertes vereinbart 
werden.

§ 10 Versicherungswert, Versicherungssumme

1.	 Vereinbarte Versicherungswerte
	� Als Versicherungswert kann der Gleitende Neuwert, der 

Neuwert, der Zeitwert oder der Gemeine Wert vereinbart 
werden. Im Versicherungsfall kann der Gemeine Wert 
Anwendung finden, wenn die versicherte Sache dauerhaft 
entwertet ist (siehe d). Der Versicherungswert bildet die 
Grundlage der Entschädigungsberechnung.

	 a)	� Gleitende Neuwert
		�  Der gleitende Neuwert ist der ortsübliche Neubauwert 

des Gebäude ausgedrückt in Preisen des Jahres 1914. 
Der Neubauwert bemisst sich nach Größe, Ausstattung 
sowie Ausbau des Gebäudes. Hierzu gehören auch 
Architektengebühren sowie sonstige Konstruktions- und 
Planungskosten.

		�  Der Versicherer passt den Versicherungsschutz an die 
Baukostenentwicklung an (siehe A § 12 Nr. 2). Deshalb 
besteht Versicherungsschutz auf der Grundlage des 
ortsüblichen Neubauwertes zum Zeitpunkt des Versiche­
rungsfalles.

		�  Wenn sich durch wertsteigernde bauliche Maßnahmen 
innerhalb der Verscherungsperiode der Wert der Gebäu­
de erhöht, besteht bis zum Schluss der laufenden Ver­
sicherungsperiode auch insoweit Versicherungsschutz.

	 b)	 Neuwert
		�  Der Neuwert ist der ortsübliche Neubauwert des 

Gebäudes. Der Neubauwert bemisst sich nach Größe, 
Ausstattung sowie Ausbau des Gebäudes. Hierzu gehö­
ren auch Architektengebühren sowie sonstige Konstruk­
tions- und Planungskosten.

	 c)	 Zeitwert
		�  Der Zeitwert errechnet sich aus dem Neuwert des 

Gebäudes (siehe b) abzüglich der Wertminderung durch 
Alter und Abnutzung.

	 d)	 Gemeiner Wert
		�  Der Gemeine Wert ist der erzielbare Verkaufspreis für 

das Gebäude oder für das Altmaterial.
		�  Ist Versicherung zum gleitenden Neuwert, Neuwert oder 

Zeitwert vereinbart und ist das Gebäude zum Abbruch 
bestimmt oder sonst dauernd entwertet, so ist Ver­
sicherungswert lediglich der gemeine Wert (Nutzungs­
vorbehalt). Eine dauernde Entwertung liegt insbesonde­
re vor, wenn das Gebäude für seinen Zweck nicht mehr 
zu verwenden ist.

2.	 Versicherungssumme
	 a)	� Die Versicherungssumme ist der zwischen Versicherer 

und Versicherungsnehmer im einzelnen vereinbarte 
Betrag, der dem Versicherungswert entsprechen soll.

	 b)	� Wenn bauliche Änderungen vorgenommen werden, soll 
der Versicherungsnehmer die Versicherungssumme an 
den veränderten Versicherungswert anpassen.

	 c)	� Ist Neuwert, Zeitwert oder gemeiner Wert vereinbart 
worden, soll der Versicherungsnehmer die Versiche­
rungssumme für die versicherte Sache für die Dauer des  
Versicherungsverhältnisse dem jeweils gültigen Ver­
sicherungswert anpassen.

	 d)	� Entspricht zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles die 
Versicherungssumme nicht dem Versicherungswert, 
kann die Regelung über die Unterversicherung zur 
Anwendung kommen (siehe A § 13 Nr. 9).

§ 11 �Ermittlung der Versicherungssumme in der gleitenden 	
Neuwertversicherung, Unterversicherung

1.	� Ermittlung der Versicherungssumme in der gleitenden 
Neuwertversicherung

	� Die Versicherungssumme ist nach dem ortsüblichen Neu­
bauwert (siehe A § 10 Nr. 1 a)) zu ermitteln, der in den Prei­
sen des Jahres 1914 ausgedrückt wird (Versicherungssumme 
„Wert 1914“).

	 Die Versicherungssumme gilt als richtig ermittelt, wenn
	 a)	� sie aufgrund einer vom Versicherer anerkannten  



Schätzung eines Bausachverständigen festgesetzt wird,
	 b)	� der Versicherungsnehmer im Antrag den Neubauwert in 

Preisen eines anderen Jahres zutreffend angibt und der 
Versicherer diesen Betrag umrechnet,

	 c)	� der Versicherungsnehmer Antragsfragen nach Größe, 
Ausbau und Ausstattung des Gebäudes zutreffend 
beantwortet und der Versicherer hiernach die Versiche­
rungssumme „Wert 1914“ berechnet.

2.	 Unterversicherungsverzicht
	 a)	� Wird die nach Nr. 1 ermittelte Versicherungssumme 

„Wert 1914“ vereinbart, nimmt der Versicherer bei der 
Entschädigung (einschließlich Kosten und Mietausfall) 
keinen Abzug wegen Unterversicherung vor (Unterver­
sicherungsverzicht).

	 b)	� Ergibt sich im Versicherungsfall, dass die Beschreibung 
des Gebäudes und seiner Ausstattung gemäß Nr. 1 c) 
von den tatsächlichen Verhältnissen bei Vertragsab­
schluss abweicht und ist dadurch die Versicherungs­
summe „Wert 1914“ zu niedrig bemessen, so kann der 
Versicherer nach den Regelungen über die Anzeige- 
pflichtverletzungen vom Vertrag zurücktreten, kündigen 
oder eine Vertragsanpassung vornehmen; ferner kann 
er bezüglich der Differenz zwischen vereinbarter Ver­
sicherungssumme und tatsächlichem Versicherungs­
wert nach den Regeln der Unterversicherung leistungs­
frei sein.

	 c)	� Der Unterversicherungsverzicht gilt ferner nicht, wenn 
der der Versicherungssummenermittlung zugrunde lie­
gende Bauzustand nach Vertragsabschluss durch wert­
steigernde bauliche Maßnahmen verändert wurde und 
die Veränderung dem Versicherer nicht unverzüglich 
angezeigt wurde. Dies gilt nicht, soweit der ortsübliche 
Neubauwert innerhalb der zum Zeitpunkt des Versiche­
rungsfalls laufenden Versicherungsperiode durch  wert­
steigernde bauliche Maßnahmen erhöht wurde.

§ 12 �Prämie in der gleitenden Neuwertversicherung und 
deren Anpassung

1.	 Berechnung der Prämie
	� Grundlagen der Berechnung der Prämie sind die Versiche­

rungssumme „Wert 1914“, der vereinbarte Prämiensatz 
sowie der Anpassungsfaktor (siehe Nr. 2 a).

	� Die jeweils zu zahlende Jahresprämie wird berechnet durch 
Multiplikation der vereinbarten Grundprämie 1914 (Ver­
sicherungssumme „Wert 1914“ multipliziert mit dem 
Prämiensatz) mit dem jeweils gültigen Anpassungsfaktor.

2.	 Anpassung der Prämie
	 a)	� Die Prämie verändert sich entsprechend der Anpassung 

des Versicherungsschutzes (siehe A § 10 Nr. 1 a)) gemäß 
der Erhöhung oder Verminderung des Anpassungs­
faktors.

	 b)	� Der Anpassungsfaktor erhöht oder vermindert sich 
jeweils zum 1. Januar eines jeden Jahres für die in die­
sem Jahr beginnende Versicherungsperiode entspre­
chend dem Prozentsatz, um den sich der jeweils für den 
Monat Mai des Vorjahres veröffentlichte Baupreisindex 
für Wohngebäude und der für den Monat April des 
Vorjahres veröffentlichte Tariflohnindex für das Bauge­
werbe verändert haben. Beide Indizes gibt das Statis­
tische Bundesamt bekannt. Bei dieser Anpassung wird 
die Änderung des Baupreisindexes zu 80 Prozent und 
die des Tariflohnindexes zu 20 Prozent berücksichtigt, 
und zwar der jeweilige Index auf zwei Stellen nach dem 
Komma gerundet.

		�  Der Anpassungsfaktor wird auf zwei Stellen nach dem 
Komma errechnet und gerundet.

		�  Soweit bei Rundungen die dritte Zahl nach dem Komma 
eine Fünf oder eine höhere Zahl ist, wird aufgerundet, 
sonst abgerundet.

	 c)	� Der Versicherungsnehmer kann einer Erhöhung der 
Prämie innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Mit­
teilung über die Erhöhung des Anpassungsfaktors zuge­
gangen ist, durch Erklärung in Textform widersprechen. 
Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absen­
dung. Damit wird die Erhöhung nicht wirksam. Die 

Versicherung bleibt dann als Neuwertversicherung 
(siehe A § 10 Nr. 1 b)) in Kraft, und zwar zur bisherigen 
Prämie und mit einer Versicherungssumme, die sich 
aus der Versicherungssumme „Wert 1914“ multipliziert 
mit 1/100 des Baupreisindexes für Wohngebäude ergibt, 
der im Mai des Vorjahres galt.

		�  In diesem Fall gilt ein vereinbarter Unterversicherungs­
verzicht nicht mehr.

		�  Das Recht des Versicherungsnehmers auf Herabsetzung 
der Versicherungssumme wegen erheblicher Überver­
sicherung bleibt unberührt.

§ 13 Entschädigungsberechnung

1.	� In der gleitenden Neuwertversicherung bzw. Neuwertver
sicherung sind im Versicherungsfall Grundlage der Ent
schädigungsberechnung

	 a)	� bei zerstörten Gebäuden die ortsüblichen Wieder­
herstellungskosten des Gebäudes (einschließlich der 
Architektengebühren sowie sonstiger Konstruktions- 
und Planungskosten) bei Eintritt des Versicherungs­
falles,

	 b)	� bei beschädigten Gebäuden oder sonstigen beschädig­
ten Sachen die notwendigen Reparaturkosten bei 
Eintritt des Versicherungsfalles zuzüglich einer durch 
die Reparatur nicht ausgeglichenen Wertminderung, 
höchstens jedoch der Versicherungswert bei Eintritt des 
Versicherungsfalles,

	 c)	� bei zerstörten oder abhanden gekommenen sonstigen 
Sachen der Wiederbeschaffungspreis von Sachen glei­
cher Art und Güte im neuwertigen Zustand bei Eintritt 
des Versicherungsfalles.

	 d)	 Restwerte werden angerechnet.

2.	� In der Zeitwertversicherung ist im Versicherungsfall 
Grundlage der Entschädigungsberechnung

	 a)	� bei zerstörten Gebäuden der Neuwert zum Zeitpunkt 
des Versicherungsfalls abzüglich deren Wertminderung 
durch Alter und Abnutzung,

	 b)	� bei beschädigten Gebäuden oder sonstigen beschädig­
ten Sachen die notwendigen Reparaturkosten bei 
Eintritt des Versicherungsfalles zuzüglich einer durch 
die Reparatur nicht ausgeglichenen Wertminderung, 
höchstens jedoch der Zeitwert bei Eintritt des Versiche­
rungsfalles,

	 c)	� bei zerstörten oder abhanden gekommenen sonstigen 
Sachen der Wiederbeschaffungspreis von Sachen glei­
cher Art und Güte im neuwertigen Zustand zum 
Zeitpunkt der Vereinbarung abzüglich deren Wertmin­
derung durch Alter und Abnutzung.

	 d)	 Restwerte werden angerechnet.

3.	 Entschädigungsberechnung bei gemeinem Wert
	� Soweit ein Gebäude zum Abbruch bestimmt oder sonst 

dauerhaft entwertet ist, werden versicherte Sachen nur 
unter Zugrundelegung des erzielbaren Verkaufspreises 
ohne Grundstücksanteile (gemeiner Wert) entschädigt.

4.	 Kosten
	� Berechnungsgrundlage für die Entschädigung versicherter 

Kosten (A § 7) ist der Nachweis tatsächlich angefallener 
Kosten unter Berücksichtigung der jeweils vereinbarten 
Entschädigungsgrenzen.

5.	 Mietausfall, Mietwert
	� Der Versicherer ersetzt den versicherten Mietausfall bzw. 

Mietwert bis zum Ende der vereinbarten Haftzeit.

6.	 Mehrwertsteuer
	 a)	� Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Ver­

sicherungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist; das 
Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer Mehrwert­
steuer tatsächlich nicht gezahlt hat.

	 b)	� Für die Berechnung der Entschädigung versicherter 
Kosten (A § 7) und versicherten Mietausfalls bzw. 
Mietwerts (A § 9) gilt a) entsprechend.



7.	 Wiederherstellung und Wiederbeschaffung
	� In der Gleitenden Neuwertversicherung und der Neuwert­

versicherung erwirbt der Versicherungsnehmer den An­
spruch auf Zahlung des Teils der Entschädigung, der den 
Zeitwertschaden übersteigt (Neuwertanteil) nur, soweit 
und sobald er innerhalb von drei Jahren nach Eintritt des 
Versicherungsfalles sicherstellt, dass er die Entschädigung 
verwenden wird, um versicherte Sachen in gleicher Art 
und Zweckbestimmung an der bisherigen Stelle wiederher­
zustellen oder wiederzubeschaffen. Ist dies an der bisheri­
gen Stelle rechtlich nicht möglich oder wirtschaftlich nicht 
zu vertreten, so genügt es, wenn die Gebäude an anderer 
Stelle innerhalb der Bundesrepublik Deutschland wieder­
hergestellt werden.

	� Der Zeitwertschaden errechnet sich aus der Entschädigung 
nach Nr. 1 a), b) und c) abzüglich der Wertminderung durch 
Alter und Abnutzung. Nr. 6 gilt entsprechend.

	� Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung des entschä­
digten Neuwertanteiles an den Versicherer verpflichtet, 
wenn er die auf den Neuwertanteil geleistete Entschädi­
gung schuldhaft nicht zur Wiederherstellung oder Wieder­
beschaffung der versicherten Sachen verwendet.

8.	� Gesamtentschädigung, Kosten auf Weisung des Versicherers
	� In der Neu- und Zeitwertversicherung ist die Gesamtent­

schädigung für versicherte Sachen (A § 5), versicherte 
Kosten (A § 7) und versicherten Mietausfalls bzw. Mietwerts 
(A § 9) je Versicherungsfall auf die Versicherungssumme 
begrenzt. Schadenabwendungs- und Schadenminderungs­
kosten, die auf Weisung des Versicherers entstanden sind, 
werden unbegrenzt ersetzt.

9.	 Feststellung und Berechnung einer Unterversicherung
	� Ist die Versicherungssumme im Zeitpunkt des Versiche­

rungsfalles in der Gleitenden Neuwertversicherung (A § 10 
Nr. 1 a)) ohne Vereinbarung eines Unterversicherungs­
verzichts, in der Neu- und Zeitwertversicherung sowie in 
der Versicherung zum gemeinen Wert (A § 10 Nr. 1 b-d)) 
niedriger als der Versicherungswert der versicherten Sachen 
(Unterversicherung), wird die Entschädigung gemäß Nr. 1 
bis Nr. 3 in dem Verhältnis von Versicherungssumme zum 
Versicherungswert nach folgender Berechnungsformel 
gekürzt: Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit 
der Versicherungssumme dividiert durch den Versiche­
rungswert. Entsprechendes gilt für die Berechnung versi­
cherter Kosten (A § 7) und versicherten Mietausfalles bzw. 
Mietwerts (A § 9).

§ 14 �Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

1.	 Fälligkeit der Entschädigung
	 a)	� Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen 

des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des 
Anspruchs abgeschlossen sind.

		�  Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach 
Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung 
beanspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu 
zahlen ist.

	 b)	� Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der 
Entschädigung wird fällig, nachdem der Versiche­
rungsnehmer gegenüber dem Versicherer den Nachweis 
geführt hat, dass er die Wiederherstellung oder Wieder­
beschaffung sichergestellt hat

2.	 Rückzahlung des Neuwert- oder Zeitwertanteils
	� Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom 

Versicherer nach 1 b) geleisteten Entschädigung verpflich­
tet, wenn die Sache infolge eines Verschuldens des Ver­
sicherungsnehmers nicht innerhalb einer angemessenen 
Frist wiederhergestellt oder wiederbeschafft worden ist.

3.	 Verzinsung 
	� Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 

Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:
	 a)	� Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines 

Monats nach Meldung des Schadens geleistet wird – 
seit Anzeige des Schadens zu verzinsen.

	 b)	� Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der 

Entschädigung ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in 
dem der Versicherungsnehmer die Sicherstellung der 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung versicherter 
Sachen gegenüber dem Versicherer nachgewiesen hat.

	 c)	� Der Zinssatz liegt ein Prozentpunkt unter dem jeweiligen 
Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 247 
BGB), mindestens jedoch bei vier Prozent und höchstens 
bei sechs Prozent Zinsen pro Jahr.

	 d)	� Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung 
fällig.

4.	 Hemmung
	� Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 3 a) und b) ist 

der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Ver­
schuldens des Versicherungsnehmers die Entschädigung 
nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

5.	 Aufschiebung der Zahlung
	 Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
	 a)	� Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versiche- 

rungsnehmers bestehen;
	 b)	� ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen 

den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten 
aus Anlass dieses Versicherungsfalles noch läuft;

	 c)	� eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den gesetz­
lichen Bestimmungen über die Sicherung von Real­
gläubigern nicht erfolgte.

§ 15 Sachverständigenverfahren

1.	 Feststellung der Schadenhöhe
	� Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versiche­

rungsfalles verlangen, dass die Höhe des Schadens in 
einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird.

	� Ein solches Sachverständigenverfahren können Versicherer 
und Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren.

2.	 Weitere Feststellungen
	� Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung 

auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall ausge­
dehnt werden.

3.	 Verfahren vor Feststellung
	 Für das Sachverständigenverfahren gilt:
	 a)	� Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu 

benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen 
benannt hat, kann die andere unter Angabe des von ihr 
genannten Sachverständigen in Textform auffordern, 
den zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der 
zweite Sachverständige nicht innerhalb von zwei 
Wochen nach Zugang der Aufforderung benannt, so 
kann ihn die auffordernde Partei durch das für den 
Schadenort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In 
der Aufforderung durch den Versicherer ist der Versiche­
rungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen.

	 b)	� Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person 
benennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers 
ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung 
steht; ferner keine Person, die bei Mitbewerbern oder 
Geschäftspartnern angestellt ist oder mit ihnen in einem 
ähnlichen Verhältnis steht.

	 c)	� Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn 
ihrer Feststellungen einen dritten Sachverständigen als 
Obmann. Die Regelung unter b) gilt entsprechend für 
die Benennung eines Obmannes durch die Sachver­
ständigen. Einigen sich die Sachverständigen nicht, so 
wird der Obmann auf Antrag einer Partei durch das für 
den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt.

4.	 Feststellung
	� Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten:
	 a)	� ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten 

und beschädigten versicherten Sachen sowie deren nach 
dem Versicherungsvertrag in Frage kommenden Versiche­
rungswerte zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles;

	 b)	 die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten;
	 c)	 die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen;



	 d)	� die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten 
und den versicherten Mietausfall bzw. Mietwert.

	 e)	� den Wert der nicht vom Schaden betroffenen versi­
cherten Sachen, wenn kein Unterversicherungsverzicht 
gegeben ist.

5.	 Verfahren nach Feststellung
	 Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen bei- 
	� den Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der 

Sachverständigen voneinander ab, so übergibt der Ver­
sicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet 
über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch 
die Feststellungen der Sachverständigen gezogenen Gren­
zen und übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien 
gleichzeitig.

	� Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Ob­
mannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn 
nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirkli­
chen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser ver­
bindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer die 
Entschädigung.

	� Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese 
durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die 
Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können 
oder wollen oder sie verzögern.

6.	 Kosten
	� Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei 

die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Ob­
mannes tragen beide Parteien je zur Hälfte.

7.	 Obliegenheiten
	� Durch das Sachverständigenverfahren werden die Oblie­

genheiten des Versicherungsnehmers nicht berührt.

§ 16 �Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten des 
Versicherungsnehmers vor dem Versicherungsfall, Sicher
heitsvorschriften

1.	 Sicherheitsvorschriften
	� Als vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten hat 

der Versicherungsnehmer
	 a)	� die versicherten Sachen, insbesondere wasserführende 

Anlagen und Einrichtungen, Dächer und außen ange­
brachte Sachen stets in ordnungsgemäßem Zustand zu 
erhalten und Mängel oder Schäden unverzüglich beseiti­
gen zu lassen,

	 b)	� nicht genutzte Gebäude oder Gebäudeteile zu jeder 
Jahreszeit genügend häufig zu kontrollieren und dort 
alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen abzu­
sperren, zu entleeren und entleert zu halten,

	 c)	� in der kalten Jahreszeit alle Gebäude und Gebäudeteile 
zu beheizen und dies genügend häufig zu kontrollieren 
oder dort alle wasserführenden Anlagen und Einrich­
tungen abzusperren, zu entleeren und entleert zu halten.

2.	 Folgen der Obliegenheitsverletzung
	� Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Nr. 1 genann­

ten Obliegenheiten, ist der Versicherer unter den in B § 8 Nr. 
1 b) und Nr. 3 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündi­
gung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 

§ 17 Besondere gefahrerhöhende Umstände

1.	 Anzeigepflichtige Gefahrerhöhung	�
	� Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß B § 9 kann 

insbesondere dann vorliegen, wenn
	 a)	� sich ein Umstand ändert, nach dem der Versicherer vor 

Vertragsschluss gefragt hat;
	 b)	� ein Gebäude oder der überwiegende Teil eines Gebäu­

des nicht genutzt wird,
	 c)	� an einem Gebäude Baumaßnahmen durchgeführt wer­

den, in deren Verlauf das Dach ganz oder teilweise ent­
fernt wird oder die das Gebäude überwiegend unbe­
nutzbar machen,

	 d)	� in dem versicherten Gebäude ein Gewerbebetrieb auf­
genommen oder verändert wird,

	 e)	� das Gebäude nach Vertragsschluss unter Denkmalschutz 
gestellt wird.

2.	 Folgen einer Gefahrerhöhung	�
	� Zu den Folgen einer Gefahrerhöhung siehe B § 9 Nr. 3 bis Nr. 5.

§ 18 Veräußerung der versicherten Sachen

1.	 Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang
	� a)	� Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer 

veräußert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentums­
übergangs (bei Immobilien das Datum des Grund­
bucheintrages) an dessen Stelle der Erwerber in die 
während der Dauer seines Eigentums aus dem Ver­
sicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte und 
Pflichten des Versicherungsnehmers ein.

	 b)	� Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie, 
die auf die zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers laufende 
Versicherungsperiode entfällt, als Gesamtschuldner.

	 c)	� Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst 
gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis 
erlangt.

2.	 Kündigungsrechte
	 a)	� Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Ver­

sicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht 
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der 
Kenntnis des Versicherers von der Veräußerung ausge­
übt wird.

	 b)	� Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis 
mit sofortiger Wirkung oder zum Ende der laufenden 
Versicherungsperiode in Textform (z. B. E-Mail, Telefax 
oder Brief) zu kündigen.

		�  Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb 
eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlender Kenntnis 
des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung innerhalb 
eines Monats ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt wird.

	 c)	� Im Falle der Kündigung nach a) und b) haftet der 
Veräußerer allein für die Zahlung der Prämie.

3.	 Anzeigepflichten
	 a)	� Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer 

oder Erwerber unverzüglich in Textform anzuzeigen.
	 b)	� Ist die Anzeige unterblieben, so ist der Versicherer nicht 

zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall 
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu 
dem die Anzeige hätte zugehen müssen, und der 
Versicherer nachweist, dass er den mit dem Veräußerer 
bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlos­
sen hätte.

	 c)	� Abweichend von b) ist der Versicherer zur Leistung ver­
pflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt 
bekannt war, zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen 
müssen, oder wenn zur Zeit des Eintrittes des Ver­
sicherungsfalles die Frist für die Kündigung des 
Versicherers abgelaufen war und er nicht gekündigt hat.

§ 19 Beitragsänderung

1.	� Unabhängig von Prämienanpassungen gemäß A §§ 12, 20 
gilt, dass der vertraglich vereinbarte Beitragssatz (ohne 
Versicherungsteuer) für Versicherungsverträge mit glei­
chen Tarifmerkmalen und gleichem Deckungsumfang line­
ar anzupassen ist, wenn deren Schadenaufwendungen, 
Feuerschutzsteuer und ihnen zuzuordnende Kosten die 
gesamten Beiträge (ohne Versicherungsteuer) dieser 
Versicherungsverträge innerhalb eines Ermittlungs­
zeitraumes über- oder unterschreiten. Eine Anpassung 
erfolgt frühestens nach Ablauf des ersten Versiche­
rungsjahres.

2.	� Der Ermittlungszeitraum des Anpassungsbedarfs beträgt 
mindestens 1 Versicherungsjahr und höchstens 3 Versiche­
rungsjahre. Prämienanpassungen gemäß A §§ 12, 20 sind 
dabei nicht zu berücksichtigen. Die anerkannten Grund­
sätze der Versicherungsmathematik sind anzuwenden. 



3.	� Die Beitragsanpassung tritt mit Beginn des der Ermittlung 
folgenden Versicherungsjahres in Kraft. Der Versicherer 
kann von einer Beitragsanpassung absehen, wenn die 
gemäß Nrn. 1. und 2. zu ermittelnde Differenz 3 % nicht 
erreicht. Der errechnete Veränderungssatz ist dann jedoch 
in den folgenden Jahren zu berücksichtigen. Eine 
Beitragsanpassung ist auf 15 % des vorangegangenen 
Jahresbeitrages (ohne Versicherungsteuer) begrenzt.

4.	� Die Erhöhung des Beitrages ist dem Versicherungsnehmer 
spätestens einen Monat vor der Fälligkeit schriftlich mitzu­
teilen. In der Mitteilung ist der alte und der neue Beitrag 
gegenüberzustellen und der Versicherungsnehmer über 
dessen Kündigungsrecht nach § 40 VVG zu unterrichten. § 
40 (1) VVG lautet: Erhöht der Versicherer auf Grund einer 
Anpassungsklausel die Prämie, ohne dass sich der Umfang 
des Versicherungsschutzes entsprechend ändert, kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger 
Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksam­
werdens der Beitragserhöhung, kündigen.

§ 20 Beitragsstaffel nach Gebäudealter

1.	� Gebäude mit einem Gebäudealter zwischen 0 und 20 Jahren 
erhalten einen Nachlass auf den Grundbeitrag. Der Nach­
lass baut sich kontinuierlich ab (siehe Nr. 5 Indextabelle). 
Der Nachlass wirkt ebenfalls auf den etwaig gewählten 
Leistungsbaustein „ Ableitungsrohre außerhalb des Grund­
stücks". Bei anderen, zusätzlich zum Grundversicherungs­
schutz gewählten und beitragspflichtigen Einschlüssen sowie 
Risikozuschlägen wird der Nachlass nicht berücksichtigt.

2.	� Erreicht das Gebäude ein Alter von über 30 Jahren, erhöht 
sich der dem Vertrag zugrunde liegende Beitragssatz um 
0,10 ‰ der Versicherungssumme.

3.	� Maßgebend für die Beitragseinstufung eines Neuvertrages 
ist das Alter des Gebäudes zu Beginn eines jeden 
Versicherungsjahres. Die Anpassung des Beitrages erfolgt 
zu jeder Hauptfälligkeit. Hierbei wird das Gebäudealter als 
Differenz der vollen Jahre zwischen dem jeweiligen 
Versicherungsjahr (Hauptfälligkeit des Vertrages) und dem 
Jahr der ersten Bezugsfertigstellung des versicherten 
Gebäudes (Baujahr) bestimmt.

4.	� Beitragsanpassungen bleiben hiervon unberührt und kön­
nen neben dieser Beitragsstaffelung durchgeführt werden.

5.	 Indextabelle

Gebäudealter 
in Jahren

Nachlass in %

0 50

1 47,5

2 45

3 42,5

4 40

5 37,5

6 35

7 32,5

8 30

9 27,5

10 25

11 22,5

12 20

13 17,5

Gebäudealter 
in Jahren

Nachlass in %

14 15

15 12,5

16 10

17 7,5

18 5

19 2,5

20 0

Abschnitt „B“

§1 ��Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines 
Vertreters

1.	� Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von 
Gefahrumständen

	� Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer 
in Textform gefragt hat und die für dessen Entschluss 
erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu 
schließen.

	� Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im 
Sinne des Satzes 1 stellt.

2.	 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
	 a)	 Vertragsänderung
		�  Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht 

vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände den 
Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, so 
werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des 
Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer 
vom Versicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtver­
letzung werden die anderen Bedingungen ab der laufen­
den Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

		�  Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie um 
mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die Gefahr­
absicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, so 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versiche­
rers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In dieser 
Mitteilung der Vertragsänderung hat der Versicherer 
den Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht 
hinzuweisen.

	 b)	� Rücktritt und Leistungsfreiheit
		�  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht 

nach Nummer 1, kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat 
die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt.

		�  Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist 
das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeig­
ten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen 
abgeschlossen hätte.

		�  Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles 
zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, es sei 
denn, der Versicherungsnehmer weist nach, dass die 
Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen Umstand 
bezieht, der weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder 
den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ur­
sächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer die Anzeige­
pflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet.

	  



	 c)	 Kündigung
		�  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht 

nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der Ver­
sicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen, es sei denn, der Versicherer 
hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umständen zu gleichen oder anderen Bedingungen 
abgeschlossen.

	 d)	 Ausschluss von Rechten des Versicherers
		�  Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (a), 

zum Rücktritt (b) und zur Kündigung (c) sind jeweils 
ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht ange­
zeigten Gefahrenumstand oder die unrichtige Anzeige 
kannte.

	 e)	 Anfechtung
		�  Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglisti­

ger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.

3.	 Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers
	� Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 b) 

oder zur Kündigung (2 c) muss der Versicherer innerhalb 
eines Monats schriftlich geltend machen und dabei die 
Umstände angeben, auf die er seine Erklärung stützt; zur 
Begründung kann er nachträglich weitere Umstände inner­
halb eines Monats nach deren Kenntniserlangung ange­
ben. Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem 
der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht und 
der Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils 
geltend gemachte Recht begründen.

4.	 Rechtsfolgenhinweis
	� Die Rechte zur  Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 b) 

und zur Kündigung (2 c) stehen dem Versicherer nur zu, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf die Folgen der Verletzung der 
Anzeigepflicht hingewiesen hat.

5.	 Vertreter des Versicherungsnehmers
	� Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs­

nehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von Nr. 
1 und 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters 
als auch die Kenntnis und die Arglist des Versicherungs­
nehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer 
kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich 
oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn 
weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

6.	 Erlöschen der Rechte des Versicherers
	� Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (2a), 

zum Rücktritt (2b) und zur Kündigung (2c) erlöschen mit 
Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt 
nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist ein­
getreten sind. Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn 
der Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die 
Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat.

§ 2 �Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen ver
späteter Zahlung oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmal
prämie

1.	 Beginn des Versicherungsschutzes
	� Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der 

Regelungen in Nr. 3 und 4 zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt.

2.	 Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie
	� Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von dem 

Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüglich nach dem 
Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein 
angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen.

	� Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns 
vor Vertragsschluss, ist die erste oder einmalige Prämie 
unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.

	� Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach 
dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der  

Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist.
	� Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versiche­

rungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist die 
erste oder einmalige Prämie frühestens einen Monat nach 
Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.

	� Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die 
erste Rate als erste Prämie.

3.	 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug
	� Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach 

Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann 
der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die Zah­
lung nicht bewirkt ist.

	� Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche­
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

4.	 Leistungsfreiheit des Versicherers
	� Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige 

Prämie nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden Fällig­
keitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für einen vor 
Zahlung der Prämie eingetretenen Versicherungsfall nicht 
zur Leistung verpflichtet, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im 
Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der 
Nichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat.

	� Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Ver­
sicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

§ 3 Dauer und Ende des Vertrages

1.	 Dauer
	� Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebe­

nen Zeitraum abgeschlossen.

2.	 Stillschweigende Verlängerung
	� Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver­

längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor dem 
Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung 
zugegangen ist.

3.	 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen
	� Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als 

drei Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes darauf fol­
genden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden.

	� Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei 
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen 
Versicherungsjahres zugehen.

4.	 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
	� Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 

der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum 
vorgesehenen Zeitpunkt.

5.	� Nachweis bei angemeldetem Grundpfandrecht durch Real
gläubiger 

	� Hat ein Realgläubiger sein Grundpfandrecht angemeldet, 
ist eine Kündigung des Versicherungsverhältnisses durch 
den Versicherungsnehmer im Hinblick auf die Gefahren­
gruppe Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Absturz 
oder Anprall eines Luftfahrzeuges nur wirksam, wenn der 
Versicherungsnehmer mindestens einen Monat vor Ablauf 
des Versicherungsvertrags nachgewiesen hat, dass zu dem 
Zeitpunkt, zu dem die Kündigung späteste zulässig war, 
das Grundstück nicht mit dem Grundpfandrecht belastet 
war oder dass der Realgläubiger der Kündigung zuge­
stimmt hat. Diese gilt nicht für eine Kündigung nach 
Veräußerung oder im Versicherungsfall.

6.	 Wegfall des versicherten Interesses
	� Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 

Versicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu 
dem der Versicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis 
erlangt.



§ 4 Folgeprämie

1.	 Fälligkeit 
	� a)	� Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt 

der jeweiligen Versicherungsperiode fällig.
	 b)	� Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des 

im Versicherungsschein oder in der Prämienrechnung 
angegebenen Zeitraums bewirkt ist.

2.	 Schadenersatz bei Verzug
	� Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folge­

prämie in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des 
ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

3.	 Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung
	 a)	� Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei 

nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folgeprämie auf des­
sen Kosten in Textform zur Zahlung auffordern und eine 
Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen ab Zugang 
der Zahlungsaufforderung bestimmen (Mahnung). Die 
Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je 
Vertrag die rückständigen Beträge der Prämie, Zinsen 
und Kosten im Einzelnen beziffert und außerdem auf die 
Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht –
aufgrund der nicht fristgerechten Zahlung hinweist.

	 b)	� Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah­
lungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versiche­
rungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles mit der 
Zahlung der Prämie oder der Zinsen oder Kosten in 
Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei.

	 c)	� Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung 
gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen, 
sofern der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der 
geschuldeten Beträge in Verzug ist.

		�  Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungs­
frist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirk­
sam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu diesem 
Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist der 
Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich 
hinzuweisen. 

4.	 Zahlung der Prämie nach Kündigung
	� Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungs­

nehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung oder, 
wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden worden ist, 
innerhalb eines Monats nach Fristablauf die Zahlung lei­
stet. Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versiche­
rers (Nr. 3b) bleibt unberührt.

§ 5 Lastschriftverfahren

1.	 Pflichten des Versicherungsnehmers
	� Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfahren ver­

einbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeit­
punkt der Fälligkeit der Prämie für eine ausreichende 
Deckung des Kontos zu sorgen.

2.	 Änderung des Zahlungsweges
	� Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine 

oder mehrere Prämien, trotz wiederholtem Einziehungs­
versuch, nicht eingezogen werden können, ist der Versi­
cherer berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in Textform zu 
kündigen.

	 �Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, 
dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, die ausste­
hende Prämie und zukünftige Prämien selbst zu übermitteln.

	� Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehl­
geschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versicherungs­
nehmer in Rechnung gestellt werden.

§ 6 Ratenzahlung

	� Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden 
Raten bis zu den vereinbarten Zahlungsterminen als ge­
stundet.

	� Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode 
werden sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit 
einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät oder wenn 
eine Entschädigung fällig wird.

§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

1.	 Allgemeiner Grundsatz 
	 a)	� Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses 

vor Ablauf der Versicherungsperiode steht dem Versi­
cherer für diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil 
der Prämie zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der 
Versicherungsschutz bestanden hat.

	 b)	� Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, steht dem Versicherer die Prämie zu, 
die er hätte beanspruchen können, wenn die Ver­
sicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden 
wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des 
Interesses Kenntnis erlangt hat.

2.	� Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, 
Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse

	 a)	� Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine 
Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu wider­
rufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien zu 
erstatten.  Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der 
Belehrung über das Widerrufsrecht, über die Rechts­
folgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hin­
gewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt 
hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der Wider­
rufsfrist beginnt.

		�  Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Ver­
sicherer zusätzlich die für das erste Versicherungsjahr 
gezahlte Prämie zu erstatten; dies gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versiche­
rungsvertrag in Anspruch genommen hat.

	 b)	� Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil der Versicherungsnehmer 
Gefahrumstände, nach denen der Versicherer vor Ver­
tragsannahme in Textform gefragt hat, nicht angezeigt 
hat, so steht dem Versicherer die Prämie bis zum Wirk­
samwerden der Rücktrittserklärung zu.

		�  Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil die erste oder die einmalige 
Prämie nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem 
Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr zu.

	 c)	� Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des 
Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so 
steht dem Versicherer die Prämie bis zum Wirksamwer­
den der Anfechtungserklärung zu.

	 d)	� Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der 
Prämie verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei 
Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn das 
Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges 
Unternehmen oder für ein anderes künftiges Interesse 
genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann 
jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.

		�  Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der 
Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall die 
Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die 
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1.	 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
	 a)	� Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versiche­

rungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles zu 
erfüllen hat, sind:

		  aa)	�die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie 
vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften,

		  bb)	�die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbar­
ten Obliegenheiten.

 	 b)	� Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob 
fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Ver­



sicherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu erfüllen 
hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Monats, 
nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, 
den Vertrag fristlos kündigen.

	�	�  Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlos­
sen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er 
die Obliegenheit weder vorsätzlich noch grobfahrlässig 
verletzt hat.

2.	 Obliegenheiten bei Eintritt des Versicherungsfalls
	 a)	� Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versiche­

rungsfalls
		  aa)	�nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung 

des Schadens zu sorgen;
		  bb)	�dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er 

von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. 
auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen;

		  cc)	� Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-
minderung – ggf. auch mündlich oder telefonisch – 
einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten;

		  dd)	�Weisungen des Versicherers zur Schadenabwen­
dung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu befol­
gen. Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag 
beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, 
hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem 
Ermessen zu handeln;

		  ee)	�Schäden durch strafbare Handlungen gegen das 
Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen;

		  ff)	� dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein 
Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen ein­
zureichen;

		  gg)	�das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis 
die Schadenstelle oder die beschädigten Sachen 
durch den Versicherer freigegeben worden sind. 
Sind Veränderungen unumgänglich, sind das Scha­
denbild nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B. 
durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu 
einer Besichtigung durch den Versicherer aufzube­
wahren;

		  hh)	�soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede  
Auskunft – auf Verlangen in Textform (z. B. E-Mail, 
Telefax oder Brief) – zu erteilen, die zur Feststellung 
des Versicherungsfalles oder des Umfanges der 
Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist 
sowie jede Untersuchung über Ursache und Höhe 
des Schadens und über den Umfang der Entschä­
digungspflicht zu gestatten

		  ii)		� vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, 
deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet 
werden kann;

	 b)	� Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des 
Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die Ob­
liegenheiten gemäß Nummer 2 a) ebenfalls zu erfüllen – 
soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtlichen 
Umständen möglich ist.

3.	 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
	 a)	� Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 

nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger 
Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berech­
tigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahr­
lässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

	 b)	� Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung 
ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, 
soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder 
die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des 
Versicherers ursächlich ist.

	 c)	� Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des 
Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Auf­
klärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann  
vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 

Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

§ 9 Gefahrerhöhung

1.	 Begriff der Gefahrerhöhung
	 a)	� Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der 

Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tat­
sächlich vorhandenen Umstände so verändert werden, 
dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Ver­
größerung des Schadens oder die ungerechtfertigte In­
anspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher wird.

	 b)	� Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht 
nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Um­
stand ändert, nach dem der Versicherer vor Vertrags­
schluss gefragt hat.

	 c)	� Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich 
die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den 
Umständen als mitversichert gelten soll.

2.	 Pflichten des Versicherungsnehmers
	 a)	� Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der 

Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des 
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder 
deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

	 b)	� Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er 
ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine 
Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so 
muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.

	 c)	� Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertrags­
erklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss 
der Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich 
anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat.

3.	 Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versicherer
	 a)	� Kündigungsrecht
		�  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung 

nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag fristlos 
kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine Ver­
pflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. 
Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahr­
lässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

		�  Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann 
der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen.

		�  Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen 
nach Nr. 2 b) und c) bekannt, kann er den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

	 b)	� Vertragsänderung
		�  Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeit­

punkt der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrund­
sätzen entsprechende erhöhte Prämie verlangen oder 
die Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen.

		�  Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung 
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer 
die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf die­
ses Kündigungsrecht hinzuweisen.

4.	 Erlöschen der Rechte des Versicherers
	� Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertrags­

anpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb 
eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von der Gefahr­
erhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand wieder­
hergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

5.	 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
	 a)	� Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall 

ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, 
wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten nach  
Nr. 2a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versiche­
rungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis 
zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen 



einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungs­
nehmer zu beweisen.

	 b)	� Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) ist der 
Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als 
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die 
Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müs­
sen, leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine 
Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versiche­
rungsnehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so 
gilt a) Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht 
des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahr­
erhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige 
hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.

	 c)	�� Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen,
		  aa)	�soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass 

die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt 
des Versicherungsfalles oder den Umfang der Leis­
tungspflicht war oder

		  bb)	�wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles 
die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen 
und eine Kündigung nicht erfolgt war oder

		  cc)	� wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen 
Geschäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte 
Prämie verlangt.

§ 10 Überversicherung

1.	� Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versi­
cherten Interesses erheblich, so kann sowohl der Versiche­
rer als auch der Versicherungsnehmer verlangen, dass zur 
Beseitigung der Überversicherung die Versicherungs­
summe mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. Ab 
Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist für die Höhe der 
Prämie der Betrag maßgebend, den der Versicherer 
berechnet haben würde, wenn der Vertrag von vornherein 
mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre.

2.	� Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der 
Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. 
Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, 
zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umstän­
den Kenntnis erlangt.

§ 11 Mehrere Versicherer

1.	 Anzeigepflicht
	� Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe 

Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die an­
dere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mit­
teilung sind der andere Versicherer und die Versicherungs­
summe anzugeben.

2.	 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
	� Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe 

Nr.1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer 
unter den in B § 8 beschriebenen Voraussetzungen zur 
Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise lei­
stungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der 
Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis 
von der anderen Versicherung erlangt hat.

3.	 Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung
	 a)	� Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die­

selbe Gefahr versichert und übersteigen die Versiche­
rungssummen zusammen den Versicherungswert oder 
übersteigt aus anderen Gründen die Summe der Ent­
schädigungen, die von jedem Versicherer ohne Be­
stehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den 
Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor.

	 b)	� Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner 
verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen 
hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; 
der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht 
mehr als den Betrag des ihm entstandenen Schadens 
verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge 
bei demselben Versicherer bestehen.

		�  Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte 
aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung für 
denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus 
dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die 
Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht 
höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versiche­
rungssummen, aus denen die Prämien errechnet wur­
de, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden 
wäre. Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen er­
mäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen 
Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung zu lei­
sten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versiche­
rungssummen in diesem Vertrag in Deckung gegeben 
worden wäre.

	 c)	� Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung 
in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechts­
widrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in 
dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig.

		�  Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt 
zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt.

4.	 Beseitigung der Mehrfachversicherung
	 a)	� Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den 

die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis 
von dem Entstehen der Mehrfachversicherung geschlos­
sen, kann er verlangen, dass der später geschlossene 
Vertrag aufgehoben oder die Versicherungssumme 
unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie auf den 
Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die frühere 
Versicherung nicht gedeckt ist.

		�  Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung 
der Versicherungssumme und Anpassung der Prämie 
werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die 
Erklärung dem Versicherer zugeht.

	 b)	� Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn 
die Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass 
nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge 
der Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall 
die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im 
Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, 
kann der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige 
Herabsetzung der Versicherungssummen und der 
Prämien verlangen.

§ 12 Versicherung für fremde Rechnung

1.	 Rechte aus dem Vertrag
	� Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag 

im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten (Ver­
sicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem 
Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht 
auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Ver­
sicherte den Versicherungsschein besitzt.

2.	 Zahlung der Entschädigung
	� Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an 

den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass 
der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der 
Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit 
Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.

3.	 Kenntnis und Verhalten
	 a)	� Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versiche­

rungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei 
der Versicherung für fremde Rechnung auch die Kennt­
nis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichti­
gen. Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungs­
nehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der 
Versicherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten 
und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen las­
sen, wenn der Versicherte Repräsentant des Versiche­
rungsnehmers ist.

	 b)	� Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, 
wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen  
worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung 
des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht 
zumutbar war.



	 c)	� Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen 
an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne 
Auftrag des Versicherten geschlossen und den Ver­
sicherer nicht darüber informiert hat.

§ 13 Aufwendungsersatz

1.	� Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des 
Schadens

	 a)	� Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der 
Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungs­
falles den Umständen nach zur Abwendung und 
Minderung des Schadens für geboten halten durfte 
oder die er auf Weisung des Versicherers macht.

	 b)	� Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um 
einen unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfall ab­
zuwenden oder in seinen Auswirkungen zu mindern, 
geltend, so leistet der Versicherer Aufwendungsersatz 
nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nachträglichen 
objektiven Betrachtung der Umstände verhältnismäßig 
und erfolgreich waren oder die Aufwendungen auf Wei­
sung des Versicherers erfolgten.

	 c)	� Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, 
kann er auch den Aufwendungsersatz nach a) und b) 
entsprechend kürzen.

	 d)	� Der Ersatz dieser Aufwendungen und die 
Entschädigung für versicherte Sachen betragen zusam­
men höchstens die Versicherungssumme je vereinbar­
ter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit 
Aufwendungen auf Weisung des Versicherers entstan­
den sind.

	 e)	� Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß a) 
erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungs­
nehmers vorzuschießen.

	 f)	� Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der 
Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im öffentlichen 
Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn diese 
Leistungen im öffentlichen Interesse erbracht werden.

2.	 Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens
	 a)	� Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die 

Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines von 
ihm zu ersetzenden Schadens, sofern diese den 
Umständen nach geboten waren.

		�  Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen 
oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur 
ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertraglich verpflichtet 
ist oder vom Versicherer aufgefordert wurde.

	 b)	� Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, 
kann er auch den Kostenersatz nach a) entsprechend 
kürzen.

§ 14 Übergang von Ersatzansprüchen

1.	 Übergang von Ersatzansprüchen
	� Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch 

gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den 
Versicherer über, soweit der Versicherer den Schaden 
ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des 
Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet 
sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen 
eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häusli­
cher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht geltend 
gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den 
Schaden vorsätzlich verursacht.

2.	 Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen
	� Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder 

ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter 
Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu 
wahren, und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf den 
Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den 
Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.

	� Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vor­
sätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht ver­
pflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem 
Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen 

Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; 
die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

§ 15 Kündigung nach dem Versicherungsfall

1.	 Kündigungsrecht
	� Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der 

Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die 
Kündigung ist in Textform zu erklären. Sie muss der ande­
ren Vertragspartei spätestens einen Monat nach Aus­
zahlung oder Ablehnung der Entschädigung zugegangen 
sein.

2.	 Kündigung durch Versicherungsnehmer
	� Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 

sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die 
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch 
zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam 
wird.

3.	 Kündigung durch Versicherer
	� Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 

ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 16 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

1.	� Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des 
Versicherungsfalles

	� a)	� Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall 
vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der 
Entschädigungspflicht frei.

		�  Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräfti­
ges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des 
Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzli­
che Herbeiführung des Schadens als bewiesen.

	 b)	� Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahr­
lässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen.

2.	 Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles
	� Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, 

wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig 
über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der 
Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täu­
schen versucht.

	� Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch 
rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer 
wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so 
gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

§ 17 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen

1.	 Form
	� Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit 

in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind 
die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und 
Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen und 
die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in 
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abzugeben.

	� Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung 
des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder 
in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle ge­
richtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den 
Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben unberührt.

2.	 Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung
	� Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An­

schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegen­
über abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen 
Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. 
Entsprechendes gilt bei einer dem Versicherer nicht ange­



zeigten Namensänderung. Die Erklärung gilt drei Tage nach 
der Absendung des Briefes als zugegangen.

3.	� Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung
	� Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der 

Anschrift  seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden 
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die 
Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend Anwendung.

§ 18 Vollmacht des Versicherungsvertreters

1.	 Erklärungen des Versicherungsnehmers
	� Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 

Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegen­
zunehmen betreffend

	 a)	� den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungs­
vertrages;

	 b)	� ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich 
dessen Beendigung;

	 c)	� Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des 
Vertrages und während des Versicherungsverhältnisses.

2.	 Erklärungen des Versicherers
	� Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 

Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren 
Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.

3.	 Zahlungen an den Versicherungsvertreter
	� Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlun­

gen, die der Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit 
der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versicherungs­
vertrags an ihn leistet, anzunehmen. Eine Beschränkung 
dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur 
gegen sich gelten lassen, wenn er die Beschränkung bei 
der Vornahme der Zahlung kannte oder in Folge grober 
Fahrlässigkeit nicht kannte.

§ 19 Repräsentanten

	� Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das 
Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen.

§ 20 Verjährung

	� Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren.

	� Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in 
dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von 
den Anspruch begründenden Umständen und der Person 
des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahr­
lässigkeit erlangen müsste.

	� Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberech­
nung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der 
in Textform mitgeteilten Entscheidung des Versicherers 
beim Anspruchsteller nicht mit.

§ 21 Gerichtsstand

1.	� Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler
	� Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver­

sicherungsvermittlung ist neben den Gerichtsständen der 
Zivilprozessordnung auch das Gericht örtlich zuständig, in 
dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klage­
erhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

	� Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Ver­
sicherung handelt, kann der Versicherungsnehmer seine 
Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die Nieder­
lassung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht geltend 
machen.

2.	 Klagen gegen Versicherungsnehmer
	� Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver­

sicherungsvermittlung gegen den Versicherungsnehmer ist 
ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, in dessen  
Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe­
bung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen sei­

nen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
	� Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Ver­

sicherung handelt, kann der Versicherer seine Ansprüche 
auch bei dem für den Sitz oder die Niederlassung des Ge­
werbebetriebes zuständigen Gericht geltend machen.

§ 22 Anzuwendendes Recht

	� Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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GVI-Gruppenversicherungen 

Merkblatt zur Datenverarbeitung und Einwilligungserklärung  

nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 

Einwilligungserklärung 
Ich willige ein, dass der jeweilige Versicherer gemäß Ziffer 1 der 
Kundeninformation im erforderlichen Umfang Daten, die sich aus 
den Antragsunterlagen oder der Vertragsdurchführung (Beiträge, 
Versicherungsfälle, Risiko-/Vertragsänderungen) ergeben, an Rück-
versicherer zur Beurteilung des Risikos und zur Abwicklung der 
Rückversicherung sowie zur Beurteilung des Risikos und der An-
sprüche an andere Versicherer und/oder an den Gesamtverband der 
Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) zur Weitergabe dieser 
Daten an andere Versicherer übermittelt. Diese Einwilligung gilt auch 
unabhängig vom Zustandekommen des Vertrages sowie für ent-
sprechende Prüfungen bei anderweitig beantragten (Versicherungs-
) Verträgen und bei künftigen Anträgen. 
Es besteht grundsätzlich Einverständnis, dass die Kommunikation 
auch über die bekannt gegebenen Email-Adressen in Textform er-
folgt, soweit nicht für einzelne Vorgänge die Schriftform vorgeschrie-
ben oder vereinbart ist. Anhänge sind in den üblichen Formaten (z.B. 
Word, PDF, JPEG, Text) beizufügen. Eine Veränderung der mitgeteil-
ten Email- oder Webadressen, wird unverzüglich bekannt gegeben, 
ebenso werden Störungen der Kommunikation jeweils mitgeteilt. 
Ich willige ferner ein, dass die Versicherer und der Versicherungs-
nehmer gemäß Ziffer 1 sowie die gewerbliche tätige Person gemäß 
Ziffer 2 der Kundeninformation meine allgemeinen Antrags-, Vertrags- 
und Leistungsdaten in Datensammlungen führt und, sofern ein Ver-
mittler beteiligt ist, an diesen weitergibt, soweit dies der ordnungs-
gemäßen Durchführung meiner Versicherungsangelegenheiten dient. 
Gesundheitsdaten dürfen nur an Personen- und Rückversicherer 
übermittelt werden; an Vermittler dürfen sie nur weitergegeben wer-
den, soweit es zur Vertragsgestaltung erforderlich ist. Von meinen 
nachfolgend weiter geregelten Rechten habe ich rechtzeitig vor der 
Unterzeichnung des Antrages und der Einwilligungserklärung 
Kenntnis nehmen können. 
 
 
Informationen zur Datenverarbeitung 
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der 
elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich 
Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; 
auch bietet die EDV einen besseren Schutz der Versichertengemein-
schaft vor missbräuchlichen Handlungen als die bisherigen manuel-
len Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen Daten 
zu Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 
geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung zulässig, 
wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt 
oder wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt eine 
Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies im Rahmen der 
Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertragsähnli-
chen Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es zur Wah-
rung berechtigter Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist 
und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige 
Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung 
oder Nutzung überwiegt. 
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Inte-
ressenabwägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage 
für die Datenverarbeitung ist in Ihren Versicherungsantrag/ eine 
Einwilligungserklärung nach dem BDSG aufgenommen worden. 
Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages hinaus, 
endet jedoch - außer in der Lebens- und Unfallversicherung - schon 
mit Ablehnung des Antrags oder durch Ihren jederzeit möglichen 
Widerruf. Wird die Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz 
oder teilweise gestrichen, kommt es u. U. nicht zu einem Vertrags-
abschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise gestrichener 
Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in 
dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vormer-
kung beschrieben, erfolgen. 
 
 
1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer 
Es werden Daten gespeichert, die für den Versicherungsvertrag 
notwendig sind. Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (An-
tragsdaten). Weiter werden zum Vertrag versicherungstechnische 
Daten wie Kundennummer (Partnernummer), Versicherungssumme, 

Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung sowie erforderlichen-
falls die Angaben eines Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines Sach-
verständigen oder eines Arztes, geführt (Vertragsdaten). Bei einem 
Versicherungsfall werden Ihre Angaben zum Schaden gespeichert 
und ggf. auch Angaben von Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittelten 
Grad der Berufsunfähigkeit, die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt 
über einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer Lebensversiche-
rung den Auszahlungsbetrag (Leistungsdaten). 
 
 
2. Datenübermittlung an Rückversicherer 
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets 
auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. 
Deshalb gibt der Versicherer in vielen Fällen einen Teil der Risiken an 
Rückversicherer im In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer benö-
tigen ebenfalls entsprechende versicherungstechnische Angaben 
vom Versicherer, wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versi-
cherungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlags sowie im 
Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rückversicherer bei der 
Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden Ihnen auch die 
dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt. In einigen 
Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversicherer, 
denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben. 
 
 
3. Datenübermittlung an andere Versicherer 
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei An-
tragstellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem 
Versicherer alle für die Einschätzung des Wagnisses und die Scha-
denabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu gehören z. 
B. frühere Krankheiten und Versicherungsfälle oder Mitteilungen 
über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, 
abgelehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu verhin-
dern, eventuelle Widersprüche in den Angaben des Versicherten auf-
zuklären oder um Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen 
Schaden zu schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um 
Auskunft zu bitten oder entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu 
erteilen. 
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, 
gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) 
eines Austauschs von personenbezogenen Daten unter den Versi-
cherern. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben, wie 
Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des Versicherungsschut-
zes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe 
und Schadentag. 
 
 
4. Zentrale Hinweissysteme 
Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig 
sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts 
oder zur Verhinderung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an 
den zuständigen Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten 
oder auch entsprechende Anfragen anderer Versicherer zu beant-
worten. Dazu bestehen beim GDV-und beim PKV-Verband 
zentrale Hinweissysteme. Die  Aufnahme in diese Hinweis-
systeme und deren Nutzung erfolgt lediglich zu Zwecken, die 
mit dem jeweiligen System verfolgt werden dürfen, also nur 
soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. Beispiele: 
 
Allgemeine Haftpflichtversicherung - Registrierung von 
auffälligen Schadenfällen sowie von Personen, bei denen 
der Verdacht des Versicherungsmissbrauchs besteht. Zweck: 
Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -Verhütung. 
 
Sachversicherer-Aufnahme von Schäden und Personen, 
wenn Brandstiftung vorliegt oder wenn aufgrund des Ver-
dachts des Versicherungsmissbrauchs der Vertrag gekündigt 
wird und bestimmte Schadensummen erreicht sind. Zweck: 
Risikoprüfung, Schadenaufklärung, Verhinderung weiteren 
Missbrauchs. 
 



Merkblatt Datenverarbeitung GVI Stand 01.08.08 – Seite 2 von 2 

Unfallversicherer - Meldung bei 
- erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzeige-

pflicht,  
- Leistungsablehnung wegen vorsätzlicher Obliegenheitsver-

letzung im Schadenfall, wegen Vortäuschung eines Unfalls 
oder von Unfallfolgen,  

- außerordentlicher Kündigung durch den Versicherer nach 
Leistungserbringung oder Klageerhebung auf Leistung. 

Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung von Versicherungs-
missbrauch. 
 
 
5. Datenverarbeitung in und außerhalb des Unternehmens 
Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, 
Sachversicherungen) und andere Finanzdienstleistungen (z. 
B. Kredite, Bausparen, Kapitalanlagen, Immobilien) werden 
durch rechtlich selbstständige Unternehmen betrieben. Um 
den Kunden einen umfassenden Versicherungsschutz anbie-
ten zu können, arbeiten die Unternehmen häufig in Unter-
nehmensgruppen zusammen. Zur Kostenersparnis werden 
dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie das Inkasso oder die 
Daten Verarbeitung. So wird z. B. Ihre Adresse nur einmal 
gespeichert, auch wenn Sie Verträge mit verschiedenen 
Unternehmen der Gruppe abschließen; und auch Ihre Versi-
cherungsnummer, die Art der Verträge, ggf. Ihr Geburtsda-
tum, Kontonummer und Bankleitzahl, d.h. Ihre allgemeinen 
Antrags- Vertrags- und Leistungsdaten, werden in einer zent-
ralen Datensammlung geführt. 
Dabei sind die sog. Partnerdaten (z. B. Name, Adresse, Kun-
dennummer, Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende Ver-
träge) von allen Unternehmen der Gruppe abfragbar. Auf 
diese Weise kann eingehende Post immer richtig zugeordnet 
und bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige Partner 
genannt werden. Auch Geldeingänge können so in Zweifels-
fällen ohne Rückfragen korrekt verbucht werden. Die übrigen 
allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind 
dagegen nur von den Versicherungsunternehmen der Gruppe 
abfragbar. Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und 
Betreuung des jeweiligen Kunden durch die einzelnen Unter-
nehmen verwendet werden, spricht das Gesetz auch hier 
von „Datenübermittlung", bei der die Vorschriften des Bun-
desdatenschutzgesetzes zu beachten sind. Branchenspezifi-
sche Daten - wie z. B. Gesundheits- oder Bonitätsdaten - 
bleiben dagegen unter ausschließlicher Verfügung der jewei-
ligen Unternehmen. 
 
 
6. Umgang mit besonderen Personendaten 
Sofern für den abzuschließenden Vertrag (z.B. in der Unfall-
versicherung) eine Angabe über Ihren Gesundheitszustand 
erforderlich ist, wird diese vor Vertragsschluss gemachten 
Angaben überprüft, soweit dies zur Beurteilung der zu versi-
chernden Risiken erforderlich ist und Ihre Angaben dazu An-
lass bieten. Daneben kann es zur Bewertung der Leistungs-
pflicht ggf. auch in anderen Versicherungssparten erforderlich 
sein, dass die Gesundheitsangaben geprüft werden, die Sie 
zur Begründung von Ansprüchen machen oder die sich aus 
eingereichten Unterlagen (z.B. Rechnungen, Verordnungen, 
Gutachten) oder Mitteilungen eines Krankenhauses oder von 
Angehörigen eines Heilberufes ergeben. Diese Überprüfung 
unter Einbeziehung von Gesundheitsdaten erfolgt nur, soweit 
hierzu ein Anlass besteht (z.B. bei Fragen zur Diagnose, dem 
Behandlungsverlauf oder der Liquidation). Die Übermittlung 
und Erhebung dieser Daten setzt nach § 213 Versicherungs-
vertragsgesetz (VVG) eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen 
(Schweigepflichtentbindung) voraus: 
 
Wortlaut des § 213 VVG: 
(1)Die Erhebung personenbezogener Gesundheitsdaten durch 

den Versicherer darf nur bei Ärzten, Krankenhäusern und 
sonstigen Krankenanstalten, Pflegeheimen und Pflegeper-
sonen, anderen Personenversicherern und gesetzlichen 
Krankenkassen sowie Berufsgenossenschaften und Behör-
den erfolgen; sie ist nur zulässig, soweit die Kenntnis der 
Daten für die Beurteilung des zu versichernden Risikos oder 
der Leistungspflicht erforderlich ist und die betroffene Per-
son eine Einwilligung erteilt hat. 

 

(2) Die nach Absatz 1 erforderliche Einwilligung kann vor Ab-
gabe der Vertragserklärung erteilt werden. Die betroffene 
Person ist vor einer Erhebung nach Absatz 7zu unterrich-
ten; sie kann der Erhebung widersprechen. 

(3) Die betroffene Person kann jederzeit verlangen, dass eine 
Erhebung von Daten nur erfolgt, wenn jeweils in die ein-
zelne Erhebung eingewilligt worden ist. 

(4) Die betroffene Person ist auf diese Rechte hinzuweisen, auf 
das Widerspruchsrecht nach Absatz 2 bei der Unterrich-
tung. 

 
Soweit dies nach dem Gesetz zulässig ist, wird die Einwilli-
gung für die vorgenannte Personendatenbearbeitung ohne 
Einzelabfrage gem. § 213 Abs. 3 VVG erklärt, unter dem Vor-
behalt, dass die Einwilligung sich nicht auf den Leistungsfall 
erstreckt, auf einen Zeitraum von einem Jahr ab Antragsun-
terzeichnung befristet ist und jederzeit in Textform widerrufbar 
ist. Damit soll der zusätzliche Aufwand von Einzelabfragen vor 
jeder Datenerhebung bei der üblichen Vertragsdurchführung 
vermieden werden. 
 
Eine abweichende Erklärung wird ggfs. mit der dem Antrag er-
gänzend beigefügten Schweigepflichtenbindungsklausel 
erteilt. 
 
Der Versicherer hat die personenbezogenen Gesundheitsda-
ten durch eine strenge Zugriffskontrolle gesichert. Soweit 
dies technisch und organisatorisch möglich ist, werden be-
sondere Kundenwünsche bezüglich des Datenschutzes- ins-
besondere zur Löschung und Weitergabebeschränkung - be-
rücksichtigt. Sprechen Sie den Versicherer diesbezüglich 
gern an. 
 
 
7. Betreuung durch Versicherungsvermittler 
In Ihren Versicherungsangelegenheiten werden Sie durch 
einen Vermittler betreut. Vermittler in diesem Sinn sind neben 
Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften. Um seine 
Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Ver-
mittler zu diesen Zwecken vom Versicherer die für die Betreu-
ung und Beratung notwendigen Angaben aus Ihren Antrags-, 
Vertrags- und Leistungsdaten, z.B. Versicherungsnummer, 
Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos, 
Zahl der Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungs-
leistungen. Ausschließlich zum Zweck von Vertragsanpas-
sungen in der Personenversicherung können an den zuständi-
gen Vermittler auch Gesundheitsdaten übermittelt werden. 
Der Vermittler verarbeitet und nutzt selbst diese personenbe-
zogenen Daten im Rahmen der genannten Beratung und 
Betreuung des Kunden. Auch werden Sie von uns über Ände-
rungen der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder Ver-
mittler ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestim-
mungen des BDSG und seine besonderen Verschwiegen-
heitspflichten (z. B. Berufsgeheimnis und Datengeheimnis) zu 
beachten. 
 
 
8. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte 
Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzge-
setz neben dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein 
Recht auf Auskunft sowie unter bestimmten Voraussetzun-
gen ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Löschung 
Ihrer in einer Datei gespeicherten Daten. 
Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen 
wenden Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauf-
tragten der Versicherer und des Versicherungsnehmer in der 
Kundeninformation genannte Adresse. Richten Sie auch ein 
etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung 
oder Löschung wegen der beim Rückversicherer gespei-
cherten Daten stets dort hin. 
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